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Einleitung. 



Die Preise der Post für die Übernahme von Leistungen 
im Nachrichtenverkehr werden allgemein mit dem Namen 
Porto (vom ital. porto di lettere hergeleitet) bezeichnet. Im 
engeren technischen Sinne des Wortes begreift das Porto 
aber nur die Gebühr für die Beförderung der Sendungen von 
Postort zu Postort, im Gegensatze zu den Gebühren 
sonstiger Art. 

Im allgemeinen gliedern sich die Preise oder Taxen 
der deutschen Reichspost in: 

1. Beförderungsgebühren, 

2. Bestellgebühren und 

3. Gebühren für besondere und Nebenleistungen 
(Nebengebühren). *) 

Die Beförderungsgebühren sind weitaus die wichtigsten. 
Von diesen kommen bei der Post und Telegraphie als Ein- 
nahmearten in Betracht: das Briefporto, das Porto für die 
offenen Briefsendungen, die Zeitungsgebühren, das Paketporto, 
das Porto (und die Versicherungsgebühr) für Wertsendungen, 
die Gebühren für Postanweisungen, Nachnahmesendungen 
und Postauftragsbriefe, die Gebühren im Postüberweisungs- 
und Scheckverkehr, das Personengeld und Überfrachtporto, 
die Telegraphen- und Fernsprechgebühren. 

Die im Post- und Telegraphenverkehr erhobenen Preise 
werden nicht, wie die sonst im Handel und Verkehr vorkommenden 
Preise von Sachgütern und Dienstleistungen durch zweiseitige 



1) Art. „Porto" im Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechtes, 
Bd. 2, S. 284 ff. 
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Willensübereinstimmung und für den Einzelfall, sondern ein 
für allemal und einseitig durch Gesetz oder Verordnung fest- 
gelegt, sie sind sog. Taxpreise. 1 ) 

Das Porto für Briefe, Pakete und Wertsendungen ist 
in der Hauptsache durch die Posttaxgesetze festgelegt, ebenso 
die sogenannte Versicherungsgebühr und die Provision für 
Zeitungen. Im übrigen enthalten die Postordnung für das 
deutsche Reich vom 20. März 1900, 2 ) die Postscheckordnung 
vom 6. November 1908 8 ) und die Postverträge die Bestimm- 
ungen über die Höhe des Portos und der Gebühren im Post- 
verkehr, während die Gebührensätze für die Telegramme und 
für Benutzung der öffentlichen Fernsprech- Einrichtung 
— einschliesslich der Teilnehmeranschlüsse — sich auf die 
Reichstelegraphenordnung vom 16. Juni 1904 4 ) und die Fern- 
sprech-Gebührenordnung vom 20. Dezember 1899 6 ) nebst den 
vom Reichskanzler erlassenen Ausführungsbestimmungen vom 
26. März 1900 6 ) gründen. 

Wie die Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung ohne 
Rücksicht auf die Persönlichkeit des Absenders zu kontrahieren 
hat (§3 des Postgesetzes vom 28. Oktober 1871 7 ) und §5 
des Telegraphengesetzes vom 6. April 1892 8 )), darf sie auch 
niemals weder zu Gunsten noch zu Ungunsten Jemandes von 
den Tarifen abweichen. Das Reich erhebt also für Ausübung 
der Verwaltungstätigkeit, für die Inanspruchnahme der von 
seinen Anstalten dargebotenen wirschaftlichen Leistungen im 
allgemeinen ohne Rücksicht auf die Leistungsfähigkeit unter- 
schiedslos bare Gegenleistungen. 



1) Ulrich „Die Postfinanzen", Stettin 1909 (Diss.) S. 29. 

2) Zentralblatt für das deutsche Reich, Nr. 12, S. 53 ff. 

3) Die Postscheckordnung ist erlassen auf Grund des § 2 des Gesetzes, 
betr. die Feststellung eines zweiten Nachtrages zum Reichshaushalts-Etat 
für das Rechnungsjahr 1908, vom 18. Mai 1908 (R.G.B1 1908 S. 197). 

4) Zentralblatt für das deutsche Reich, S. 229. 

5) Reichsgesetzblatt, S. 711. 

6) Zentralblatt für das deutsche Reich, S. 242. 

7) Reichsgesetzblatt, Jahrg. 1871 Nr. 42, S. 347—358. 

8) Reichsgesetzblatt, S. 467. 
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Gleichviel hat die Post von alters her jedoch in An* 
gelegenheiten des Beförderungsdienstes gewisse Leistungen 
unentgeltlich verrichtet und noch heute finden wir solche 
Abweichungen in fast allen bedeutenden Kulturstaaten, vor 
allem auch im deutschen Post- und Telegraphenverkehr. 

Wir haben hierbei im Gebiete der Post zu unterscheiden: 

einmal die vollständig unentgeltliche Ausführung der 
Leistungen, d. s. Porto- und Gebührenfreiheiten, und dann 
die Darbietung der Verwaltungstätigkeit zu mehr oder weniger 
ermässigten Sätzen, wo die Leistungen mithin unter dem 
üblichen Preise erfolgen, d. s. Portoermässigungen oder Ver- 
günstigungen. Endlich tritt uns ein Verfahren entgegen, 
wonach die baren Gegenleistungen nicht für den Einzelfall 
erfolgen, vielmehr das Entgelt für fortgesetzte Benutzung 
der Verkehrseinrichtungen für einen längeren Zeitraum er- 
hoben wird, die Vereinbarung von Pauschalgebühren. 

Bei der Telegraphie, einem wesentlich jüngeren Ver- 
kehrsmittel, finden wir eigentlich nur die erstgenannte Art, 
also eine vollständig gebührenfreie Beförderung von Tele- 
grammen. Auf die zur Zeit nur unbedeutenden Gebühren- 
ermässigungen wird allerdings später kurz einzugehen sein. 

Die Abweichungen von den allgemein gültigen Tarifen, 
sei es, dass sie bestimmte Fälle und einzelne Personen oder 
ganze Klassen derselben umfassen, sind vielfachem Wechsel 
unterworfen gewesen. Entsprechend den wirtschaftspolitischen 
und sozialen Auffassungen zu den verschiedenen Zeiten und 
der wechselnden Anschauung über die finanzielle Behandlung 
der Verkehrsmittel finden wir sie früher begünstigt und 
weiter ausgedehnt, heute aber meist lebhaft bekämpft und 
eingeschränkt. Sie haben sich jedoch im deutschen Post- 
und Telegraphenverkehr in nicht geringem Umfange bis 
heute erhalten. 

Porto- und Gebührenfreiheiten begegnen aber nicht in 
letzter Linie bei uns seit einer Eeihe von Jahren lebhafter 
Kritik in der Öffentlichkeit und namentlich im deutschen 
Reichstage bieten diese Einrichtungen bei den Etatsberatungen 
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den Gegenstand alljährlich wiederkehrender Angriffe gegen 
die Postverwaltung. Auch die Vereinbarung von Porto- 
pauschsummen mit den Staatsbehörden für die von diesen 
öder deren Beamten ausgehenden Sendungen haben wiederholt 
zu Erörterungen Anlass gegeben. Es mehren sich die Stimmen, 
welche jene Einrichtungen weder für berechtigt noch passend 
für unsere wirtschaftlichen Verhältnisse halten und sie als 
nicht vereinbar mit dem Prinzip gehöriger Wirtlichkeit bei 
einer gewerblichen Staatsanstalt ansehen« 

Angesichts dieser Beobachtungen erscheint mir eine 
wissenschaftliche Untersuchung der im Post- und Telegraphen- 
verkehr bestehenden Porto- und Gebührenprivilegien nach 
ihrer geschichtlichen Entwicklung und rechtlichen Grundlage, 
ihrem Umfange und ihrer wirtschaftlichen und finanziellen 
Bedeutung zeitgemäss, umsomehr, als nach meinen Beobacht- 
ungen bei den Erörterungen in Parlament und Presse viel- 
fach unklare Anschauungen über den Gegenstand zu Tage 
getreten sind, zu deren Beseitigung beizutragen mir ausser- 
dem eine, dankenswerte Aufgabe erscheint. 

Die Darstellung wird sich, wie schon angedeutet, 
zunächst auf die Porto- und Gebührenfreiheiten, im weiteren 
auf die Vergünstigungen und zum dritten auf das Ablösungs- 
verfahren erstrecken. 
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I. Geschichtliche Entwicklung der Porto- 
und Gebührenprivilegien bei der deutschen Post und 

Telegraphier 

§ 1. Die Portofreiheiten, 
a) Die alte kaiserliche Reichspost. 

Die Einrichtung von Portofreiheiten reicht zurück bis 
in die ersten Anfänge eines organisierten Postwesens. Es 
bedarf daher zunächst eines kurzen Bäckblickes auf den 
Werdegang der Posteinrichtungen überhaupt. 

In der ersten Zeit der Entstehung des Postwesens in 
Deutschland, bekanntlich beim Ausgange des Maximilanischen 
Zeitalters (1519), finden wir von Privatunternehmern betriebene 
Botenanstalten zwischen den grossen Städten des deutschen 
Reichs. An ihrer Spitze standen zu dieser Zeit der sog. 
Städtewirtschaft die Städte als Zentrum von Handel und 
Gewerbe sowie die Universitäten und geistlichen Orden als 
Brennpunkte der geistigen Kultur. In dem Bestreben nach 
Einrichtung eines geordneten, der Allgemeinheit dienenden 
Postwesens und einer Vereinfachung der überaus zahlreichen 
hohen Taxen wurde seit dem 16. Jahrhundert die Herstellung 
von Anstalten für den Brief- und Reiseverkehr immer all- 
gemeiner von den Landesherren als Ausfluss der Landeshoheit 
in Anspruch und Angriff genommen. Namentlich die grossen 
Besitzungen, über welche im 16. Jahrhundert das Haus 
Habsburg gebot, machten es in hohem Grade wünschenswert, 
diese Länder in stete und sichere Verbindung zu setzen. Da 
die bestehenden Posteinrichtungen eine solche nicht gewährten, 
strebten die Habsburger nach dem Besitz einer eigenen, nur 
von ihnen abhängigen Postanstalt. Die Organisation einer 
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solchen übernahmen die italienischen Edelleute de Tassis, 
genannt Torriani, gegen Zusicherung des ausschliesslichen 
Besitzes und der gesamten Einkünfte der neuen Beförderungs- 
anstalt (1516), die dann auch nicht lange nachher den 
Privaten zur Benutzung gegen eine Gebühr zugänglich 
gemacht wurde. 

Es ist begreiflich, dass bei den ursprünglich allein für 
Zwecke des Hof- und Staatsdienstes errichteten Posten die 
Korrespondenz der Landesfürsten ohne Entrichtung einer 
besonderen Gebühr befördert wurde. 1 ) Das Portofreitum 
gewann aber bald eine weitere Ausdehnung. Ursprünglich 
nur dem Kaiser, der Reichskanzlei, den höchsten Organen der 
Reichsregierung, den kaiserlichen Gesandt- und Botschaften 
zustehend, entwickelte sich aus dem Privileg mit der Zeit 
der Anspruch auf eine portofreie Beförderung und Zustellung 
der Briefe seitens der höheren kaiserlichen Reichs- und Hof- 
beamten. 2 ) Den Kurfürsten und Ständen des Reiches, durch 
deren Territorien die Tassis'che Post ging, wurde Portofreiheit 
zugebilligt und allmählich ward auch deren obersten Staats- 
und Hofbeamten diese Vergünstigung zu Teil. Eine solche 
Belastung des Regals 8 ) der Kaiserlichen Reichspost wird 
gerade zu der Zeit am meisten fühlbar gewesen sein, als 
neben der alten, vorzugsweise internationalen Poststrasse, 
die von Antwerpen — Brüssel über Rheinhausen, Augsburg und 
Innsbruck nach Italien lief, die ersten neuen Postzüge ent- 
standen. Dies war der Fall bald nach erfolgter Belehnung 
des Lamoral von Taxis mit der erblichen Würde eines 
Reichs -Generalpostmeisters durch Kaiser Matthias im Jahre 
1615.*) Cöln, Frankfurt (Main), Hamburg, Leipzig, Erfurt, 



1) Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl. Bd. VI, Artikel 
Post, S. 145. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1896, S. 596. 

3) Das Postregal findet zuerst am Ende des 16. Jahrhunderts Er- 
wähnung und wurde im folgenden gewohnheitsrechtlich in das öffentliche 
Recht recipiert. 

4) von Stephan, „Geschichte der Preussischen Post von ihrem Ur- 
sprünge bis auf die Gegenwart", Berlin 1859 S. 6. 
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Fulda, Würzburg, Nürnberg und Rotz in der Oberpfalz 
wurden u. a. dem Taxis'schen Postsystem angegliedert. 
Damit ergab sich naturgemäss eine weitere Ausdehnung der 
Portofreiheiten. So beanspruchten die höheren spanischen 
Beamten in den Niederlanden, denen bisher auf der nieder- 
ländisch-spanischen Route Portofreiheit eingeräumt war, nun 
auch auf diesen neuen Postlinien portofreie Beförderung ihrer 
Briefe und Pakete, obwohl es sich hier um Einrichtungen 
innerhalb der Grenzen des Reichs handelte. Ihre Bestreb- 
ungen fanden bei Erzherzog Albrecht, dem souveränen Statt- 
halter der Niederlande, selbstverständlich Unterstützung durch 
ein Dekret desselben, in dem er den General-Oberpostmeister 
Freiherrn Lamoral von Taxis zur Gewährung der Portofreiheit 
für die Sendungen der spanischen Beamten auch im deutschen 
Lande verpflichten wollte. Diesem Anspruch trat Kaiser 
Ferdinand II. zum Schutze des Reichspostlehns mit einem 
Erlasse 1 ) vom 9. September 1620 entgegen, in dem er den 
Erzherzog um Aufhebung des für die Kaiserlichen Reichsposten 
mit erheblichen Nachteilen verbundenen Dekrets ersuchte. 
Einen nachhaltigen Erfolg haben diese gegen weitere Aus- 
dehnung des Portoprivilegs gerichteten Bestrebungen aber 
nicht gehabt. Im Gegenteil hat die Thurn- und Taxis'sche 
Post, die in dem heiligen römischen Reiche deutscher Nation 
unter dem Schutze des Kaiserlichen Adlers in den bevölkertsten 
und blühendsten Gegenden unseres Vaterlandes einen geregelten 
und beschleunigten Brief- und Personentransport, insbesondere 
auch die pünktliche und gesicherte Vermittelung des inter- 
nationalen Briefaustausches besorgte, in der Folge dauernd 
gegen das Portofreiheitswesen zu kämpfen gehabt. So be- 
handelt die „Neuerrichtete Reichspostordnung" 8 ) aus dem 



1) Der im Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1896 Nr. 18, 
wiedergegebene Erlass ist ein interessanter Beitrag zu dem schon damals 
einsetzenden Widerstand gegen die Ausbreitung der Portofreiheiten. 

2) Eine allgemein gültige Reichspostordnung im strengen Sinne des 
Wortes hatte bisher nicht bestanden. Erst das Ende des 17. Jahrhunderts 
brachte gewissermassen eine Kodifikation der althergebrachten und bewährten 
Normen in der „Neuerrichteten Reichspostordnung" (Archiv für Post und 
Telegraphie, Jahrgang 1901, Nr. 20 S. 654). 
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Jahre 1698, welche der damalige Erbgeneralpostmeister im 
Reich und in den Niederlanden, Fürst Eugen Alexander von 
Thurn und Taxis, ausarbeiten liess, in ihrem 19. Abschnitt 
den Missbrauch des Portofreitums. Es heisst daselbst: 

„Und wie sich vielfältig bezeiget, dass einige hohe und 
niedere Standts Personen, welche den Freythumb von ihren 
Brieffen haben, die ordinari Posten, (welche alleinig auf die 
Correspondenz und briefschaften geordnet seint), unter dem 
praetext solchen Freythumbs mit allerhand Sachen, alss 
Kleidern und Galanterien in grossen paqueten beschweren, 
wodurch nicht allein der ordinari Cours also verhindert wird, 
dass Sie die Stunden ohnmöglich halten können, sondern 
auch hiedurch dennen Straussenraubern, ia dennen Postillionen 
Selbsten anlass gegeben wird, sich an dennen Felleysen 
zu vergreiffen, und die odinarien zu spolijiren, mithin aller- 
höchstgedachte Ihrer Kayl. May:, dess Heyl. Köm. Reichs 
und Allgemeinen Weesens höchst angelegene Briefschaften 
und Correspondenz in die äusserste Gefahr gesetzet werden, 
alsso sollen dergleichen Packe, so keine Briefschaften, und 
also auff die Post nicht gehörige Sachen seint, auch auf 
diese oder sonst competirende Freythumb keineswegs zu 
verstehen noch zu extendiren ist, hinführo nicht mehr an- 
genohmen, und falls dergleichen von jemand, es seye wer es 
wolle, einem Postmeistern, Postverwaltern, Posthaltern oder 
Postbedienten, der etwa ein Unterthan were, mit Gewalt 
aufgedrungen werden wolle, solle man solche paqueter nicht 
mit denen Brieffen in eins, sondern in ein absonderliches 
Paquet einpackhen und auf der nechsten Haupt Post liegen 
zu lassen macht haben." 

Das Portofreitum sollte sich also nur auf Briefschaften, 
nicht auf Pakete beziehen. In welchem Umfang eine solche 
freie Briefbeförderung bei der alten Kaiserlichen Reichspost 
gewährt zu werden pflegte, zeigt uns ein aus dem Jahre 1718 
erhaltenes „Verzeichnuss dern Versandten und Empfangenen 
Frey -Brieffen bey dem Kayserlichen Reichs-Post -Ambt 
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Rheinhausen 1 ) fürs vierte Quartal", d. i. für die Zeit vom 
1. Oktober bis 31. Dezember 1718. Während dieses Zeitraums 
kämen daselbst 26 Posten an und es wurden 27 Posten 
abgefertigt. Die nachstehende Zusammenstellung, in welcher die 
das genannte Postamt durchlaufenden portofreien Sendungen 
nicht enthalten sind, umfasst die für alle in Eheinhausen 
eingegangenen portofreien Briefe veranschlagten, jedoch nicht 
erhobenen Portobeträge, getrennt nach den Inhabern des Porto- 
privilegs. 2 ) Das Verzeichnis lässt mithin erkennen, wem 
damals allein im Bereiche des Rheinhausener Postamts das 
Portofreitum zustand und welche Einnahme dadurch dem 
Reichspostgeneralat in einem Vierteljahr verloren ging: 

Total Summa anderseyths specificirter Freybriefen 
belaufendes porto fürs vierte und letzte Quartal 1718. 

fl. kr. 
Seiner Gnaden Fürsten von Speyer, dessen Ministerium, 

Canzleyen, Hoffstatt und Bedienter Brie'ffen - - 238, 6 
Eines Dohm Capittuls in corpore, Decani, Syndici, 

Secretarii und Oberschaffners 24,30 

Stadt Magistrats in corpore zu Speyer - - - - - 16, 6 

Übertrag: 278,42 

1) Rheinhausen, gegenüber Speyer am Rhein, war ein wichtiger 
Trajektpunkt der Taxis'schen Post über den genannten Strom, nahe der 
grossen Reichsgrenzfeste Phülipsburg. Mit der Verminderung des Posten- 
laufs sank der einst viel genannte Ort, an dem die Post aus Italien nach 
den Niederlanden mit der in umgekehrter Richtung verkehrenden zu- 
sammentraf, in völliges Dunkel zurück. Er besass Jahrhunderte lang 
keine Postanstalt mehr. Erst vor wenigen Jahren ist er durch Einrichtung 
einer Postagentur in die Reihe der deutschen Postorte zurückversetzt 
worden. (Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1909, Nr. 4.) 

2) Zu erwähnen bleibt hierbei, dass vor Einführung der Postwert- 
zeichen (in Preussen 1850) als Regel galt, dass das Porto für die Post- 
sendungen nicht vom Absender, sondern bei der Bestellung an den 
Empfänger von diesem entrichtet wurde. Vorausbezahlung durch den 
Absender kam nur in vereinzelten Ausnahmefällen vor und wurde, da die 
Verrechnung mit Weitläufigkeiten verknüpft war, von den Postbeamten 
sogar nach Möglichkeit zu verhindern gesucht. (Archiv für Post und 
Telegraphie, Jahrgang 1901, Nr. 10.) 
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fl. kr. 
Übertrag: 278,42 
Herrn Canonici von Schaff ern in Speyer - - - - 11,44 
Churpfältzischen Oberambts und Landschreibern in 

Germersheim 20,42 

Kayserl, Commissarii und Bauschreibern in Philipsburg 63,16 
Würtembergischen Pflegern und Schultheissen zu 

Lossheim - - 3,34 

Patrum Societates (Jesu) zu Speyer, Ettlingen und 

Baaden 77,30 

Dominicaner Closters zu Speyer 7,20 

Augustiner Closters zu Speyer - 8, 8 

Carmeliter Closters zu Speyer 17,54 

Franciscanern zu Speyer, Germersheim und Rastatt 18, — 
Capucinern zu Speyer, Wagheusel, Bruchsall und 

Baaden 61,20 

Closterfrawen ordinis St 1 Dominici zu Speyer - - 10,34 

Closterfrawen ordinis St* 6 Clarae 11,44 

Summa 590,28 
Insbesondere fällt hierbei auf, dass zu dieser Zeit auch 
schon den Klöstern und Bettelorden das Portoprivileg in 
grossem Umfange gewährt war. 1 ) Leider sind mir Zahlen- 
angaben, die zu einer genauen Beurteilung des Verhältnisses 
der in damaliger Zeit auf diese Weise entstandenen Portoausfälle 
zu den Gesamteinnahmen der Post von erheblichem Wert 
wären, in den Quellen nicht entgegen getreten. Man darf aber 
wohl nicht mit Unrecht annehmen, dass der Einnahmeausfall 
an anderen Postorten ähnlich und vielleicht noch grösser 
einzuschätzen ist, dass er in seiner Gesamtheit von erheb- 

1) Nach einem Bericht des Frankfurter Postmeisters Johann v. Birchden 
über das Postwesen (Johann Gottfrieds von Meiern Acta pacis Westphalicae 
publica, 5. Teil, S. 445, Göttingen 1743) war in den Jahren 1526—1689, 
wo das Reichskammergericht seinen ständigen Sitz in Speyer hatte, der 
Etat des Postamts Rheinhausen durch die Beförderung und Verrechnung 
portofreier Briefe noch weit mehr belastet, da die Organe des Gerichts — 
Kammerrichter, Präsidenten, Assessoren, Advokaten, Prokuratoren, Agenten 
usw. — teils volle Portofreiheit, teils bedeutende Vergünstigungen genossen. 
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lichem Einfluss auf das damalige finanzielle Ergebnis des 
Postwesens gewesen sein muss. Ein weiterer Anhalt hierfür 
ist uns aus der schlesischen Postgeschichte in österreichischer 
Zeit erhalten. 1 ) Trotz des durch staatliche Fürsorge ein- 
getretenen Aufschwungs im Postverkehre trat eine Steigerung 
der Einnahmen nur sehr langsam sein. Im Jahre 1711 hatte 
das Postamt in Breslau, von wo 6 Postkurse ausgingen und 
wöchentlich ein- und abgehend 22 Posten verkehrten — darunter 
zweimal wöchentlich die Wiener, die beiden Berliner Posten 
und die Post nach Leipzig — sowie einmal wöchentlich ver- 
kehrende Botenverbindungen nach und von Frankfurt (Oder), 
Danzig, Thorn, Nürnberg und Prag bestanden, nach der Be- 
rechnung des Johann Sebastian Peschel nur einen Gewinn 
von 560 Gulden abgeworfen. 2 ) Wenn dies auch wohl zum 
Teil in den damaligen durch schlechte Wegeverhältnisse be- 
dingten hohen Transportkosten beim Postbetriebe seinen Grund 
gehabt haben mag, so scheint mir doch die Ausdehnung des 
Portofreiheitswesens auf dieses Ergebnis nicht von unter- 
geordnetem Einfluss gewesen zu sein. Im Jahre 1722 wurden 
dann hier die Portofreiheiten zum grössten Teil aufgehoben. 
Ein in diesem Jahre erlassenes Gesetz bestimmte, dass 
„niemand mehr, als die Erzherzogliche-österreichische Haus- 
briefschaften, die Schreiben der Kayserl. Ämter und einige 
Kayserl. Copi-Schreiben postfrey sein" sollten. 8 ) 

1) Die Ausbeutung des seit Ende des 16. Jahrhunderts gewohnheits- 
mässig entwickelten Postregals wurde meist verpachtet, so in Österreich 
(bis 1722), in Frankreich (bis 1792), in England seit 1650—1710 (für die 
Nebenposten bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts). R. van der 
Borght „Das Verkehrswesen", Leipzig 1894, S. 365. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1901, Nr. 22, S. 704 ff. 
Nach Übernahme des Reichspostwesens in preussische Verwaltung im 
Jahre 1741 entwickelten sich die Posteinrichtungen zusehends. 1745 
waren 30 grössere Postämter und 42 kleinere Postanstalten eingerichtet. 
Die Roh-Einnahme bei allen Postanstalten Schlesiens belief sich auf 
55532 Taler, woran das Ober-Postamt Breslau mit 13421 Talern beteiligt war. 

3) Archiv für Post und Telegraphie a. a. O. Weiter heisst es in 
diesem Gesetz: „Die Ämter aber sollen auf die Freibrieffe ex officio 
schreiben, wie auch die Amtsbedienten, wenn es Ihre Mayestät oder das 
publici Dienst betrifft; und sich niemand unterfangen, bey Straff, ansonsten 
sich der Aussschrift: Ex officio zu gebrauchen." 



Digitized by 



Google 



— 12 — 

Hatte das Haus Taxis auch die Landesherren, durch 
deren Gebiete die Postkurse gingen, anfänglich dadurch 
gewonnen, dass es ihre Briefschaften sowie die ihrer Behörden 
unentgeltlich beförden Hess, so fanden doch bald die aller- 
wärts auftretenden Klagen über hohe Taxen und Unordnungen 
im Reicbs-Postwesen bei den Landesherren lebhafte Unter- 
stützung. Während die Kaiser die Taxis'sche Post, die ihre 
Hauptwirksamkeit in Deutschland entfaltete, durch Verbot 
der Nebenposten und Gewährung von Vorrechten zur aus- 
schliesslichen Reichsanstalt auszugestalten sich bemühten, 
wurde das vom Kaiser beanspruchte und den Taxis zu Lehen 
gegebene Regal von den grösseren Landesfürsten nicht 
anerkannt. Die Kaiser selbst* hatten in ihren österreich- 
ischen Landen eine Landespost. Brandenburg, Sachsen und 
andere Staaten nahmen das gleiche Recht zur ausschliess- 
lichen Herstellung von Anstalten für den Nachrichten- und 
Reiseverkehr in ihren Territorien für sich in Anspruch. 
Brandenburg-Preussen steht hier an der Spitze derjenigen 
deutschen Staaten, welche schon frühzeitig die Gründung 
eigener Postanstalten in die Hand nahmen. 



b) Die preussische Landespost bis zum Beginne des 19. Jahrhunderts. 

Wie die Entwicklung der preussischen Post für unsere 
heutige Reichspost überhaupt grundlegend wurde, so finden 
wir in den preussischen Einrichtungen auch den Ursprung 
und Werdegang unserer heutigen Postprivilegien. 

Die Posten in der preussischen Monarchie waren, wie 
allenthalben, zum Nutzen sowie zur Bequemlichkeit des 
Staates und seiner Einwohner angelegt worden, besonders 
aber, um den Briefwechsel in Landes- und Regierungs-Auge- 
legenheiten schneller, sicherer und wohlfeiler zu befördern, 
als dies bei der Absendung besonderer Boten nach jedem 
Orte erfolgen konnte. War die Unterhaltung der Posten bei 
der ersten Anlage eine nötige und nützliche Staatsausgabe, 
so gestaltete der ständig zunehmende Mitgebrauch dieses Ver- 
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kehrsmittels durch das Publikum die Organisation zu einer 
staatlichen Einnahmequelle. Solange das Porto aus dem 
privaten Briefverkehr zum vollständigen Unterhalte des Post- 
wesens nicht ausreichte, leisteten — im Anfange — die 
kurfürstliche Hofrentei und einige andere Kassen den erforder- 
lichen Zuschuss. 1 ) 

Nach Einrichtung von Reit- und Fahrposten, die es 
gestatteten, neben den landesherrlichen und privaten Briefen 
und Paketen in grösserem Umfange Sendungen zu befördern, 
wurde diese Gelegenheit von den hohen und niederen Staats- 
beamten, namentlich den Hofleuten, zur unentgeltlichen Ver- 
sendung von Privatbriefen und Paketen benutzt. Diese 
kostenfreie Beförderung auf den staatlichen Posten griff natur- 
gemäss mehr und mehr um sich. Man hielt dieses Verfahren 
nach und nach für ein zum Amte gehöriges Privileg, erblickte 
darin gar einen Zuschuss zum Diensteinkommen, sodass sich 
allmählich hier ein erheblicher Blissbrauch entwickelte. Einem 
solchen Zustande trat Kurfürst Friedrich Wilhelm I. (der 
eigentliche Schöpfer der preussischen Staatspost) mit Recht 
entgegen. In einem Edikt vom 9. März 1655 suchte er mit 
scharfen Worten dem „Unfug, Briefe, Pakete und allerhand 
Sachen frei zu befördern", zu steuern 2 ) allerdings ohne 
weiteren Erfolg. Selbst auf den fremden Posten, wo auch 
der Kurfürst das Briefporto bezahlen musste, erstrebten die 
Beamten usw. die Portofreiheit und der Missbrauch scheint 
namentlich bei grossen Paketsendungen noch weitere Aus- 
dehnung genommen zu haben, „als ob — wie es heisst — 
die Churfürstlichen Post -Kaleschen grosse Fuhr-Wagen 
wären". Nicht nur das Porto für Briefe und Pakete suchte 
man zu hinterziehen, sondern auch die Personenfracbt, wo- 
durch den Postmeistern umsomehr Anlass zu Beschwerden 
gegeben wurde, als sie die Portoeinnahmen zum Teil selbst 



1) Matthias, Darstellung des Postwesens in den Kgl. Preussischen 
Staaten, Berlin 1816, 2. Band, S. 159. 
2. v. Stephan a. a. 0. S. 55. 
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bezogen. 1 ) Der Kurfürst Hess daher durch ein Edikt vom 
21. Februar 1660 die erwähnte Verordnung in Erinnerung 
bringen, hob alle Portofreiheiten, selbst die für seine Person 
und in Staatsangelegenheiten bestehenden auf und zog die 
bisher zur Unterhaltung der Posten gewährten Zuschüsse 
ein mit der Weisung, dass das Postwesen aus seinen eigenen 
Einnahmen sämtliche Ausgaben bestreiten solle. Den Post- 
meistern wurde in diesem Erlass befohlen, „dass Sie nunmehr 
keine Brieffe, Paquete oder Sachen einiger Personen auf 
den Churfürstlichen Post-Kaleschen frey überführen lassen, 
sondern zur Verhütung alles ferneren Unterschleiffs nicht 
allein Sr. Churfürstlichen Durchl. Selbst eigene Brieffe und 
Sachen, sondern auch von allen Churfürstl., so Kriegs als 
andern Bedienten (keine ausgenommen) Brieffe, Paquete und 
Sachen das bisherige Porto und Postgeld fordere". 2 ) 

Eine Aufhebung oder nachhaltige Einschränkung des 
Portofreitums trat jedoch in Wirklichkeit nicht ein, wenngleich 
durch Verordnungen vom 19. April 1681 und 29. Dezember 
1687 die erlassenen Bestimmungen erneuert wurden, mit dem 
Hinweis, dass den Beamten das Porto, zu dessen Zahlung 
sie sich nicht verstanden, dreifach vom Gehalt abgezogen 
werden sollte. Überdies wurden durch das erstere der letzt- 
genannten Edikte wieder die „Churfürstl. Rescripta" oder 
Schreiben „an Se. Churfürstl. Dnrchl." und in dem zweiten, 
wie es heisst, die „an Uns und unsere genannte Churfürstliche 

1) Hierzu möchte ich bemerken, dass in Preussen nach Gründung 
der Staatspost durch Friedrich Wilhelm von Brandenburg (1640—1688) 
zunächst noch die Postmeister das gesamte Porto bezogen. Im Jahre 1651 
begann man es bis auf bestimmte, durch die Patente den Postmeistern 
zugestandene Anteile zur Kurfürstlichen Kasse zu verrechnen (v. Stephan 
a. a. 0. S. 59). Der Postmeister StiUe in Magdeburg bezog z. B. 1689 
ausser dem 4. Teile des Briefportos und dem 8. Teile der Frachtgelder 
jährlich eine bare Besoldung von nur 20 Talern. An Anteil erhielt er 
1695 821 Taler (Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1903, Nr. 23). 
Im Jahre 1803 wurden die Anteile der Postmeister an dem Porto- und 
Personengeide abgeschafft und die Besoldungen fixiert (v. Stephan, a.a.O. S.363). 

2) Ackermann: „Aus den Anfängen der preussischen Landespost", 
Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1874, Nr. 1. 
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Familie haltenden Briefe und Relationen, auch sonsten mit 
Unsern oder der von Uns verordneten Collegiorum Siegeln 
bedruckte Schreiben und Kescripta" für portofrei erklärt. 1 ) 
Das gleiche galt mit gewissen Einschränkungen auch für 
Geldsendungen. Eine zu Anfang des Jahres 1688 erlassene 
Ordre hielt zwar an dem Grundsatz allgemeiner Portopflichtig- 
keit für alle Briefe und Pakete fest, räumte aber den ge- 
heimen Staatsräten sowie anderen Beamten und Staatsdienern 
eine bestimmte Entschädigung für die ihnen an Porto entstehen- 
den Auslagen zunächst versuchsweise ein. Die Zahlung 
solcher Beträge erfolgte „aus den Postgefällen", bedeutete 
also im Grunde genommen eine Wiedergewährung der Porto- 
befreiung. 2 ) 

Im allgemeinen muss das Vorgehen des Kurfürsten 
gegen den Missbrauch der Portofreiheiten neben anderen Um- 
ständen die Erträgnisse des Postwesens gehoben haben. Die 
Überschüsse der Postverwaltung waren denn auch von 7000 
Taler im Jahre 1662 auf 39213 Taler im Jahre 1688, dem 
Todesjahre des grossen Kurfürsten, gestiegen. 8 ) 

Unter seinem Nachfolger, König Friedrich L, scheint 
man dem Missbrauch weiter entgegengetreten zu sein, ob- 
gleich nach und nach verschiedene Freiheiten wieder ein- 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1874, Nr. 1. 

2) Für Königsberg kamen z. B. als Empfänger solcher Beträge in 
Frage: 

die 4 Ober-Räthe in Preussen ä 50 Tlr. = 200 Tlr. 
2 Ober-Secretarien ä 20 „ = 40 „ 

Ober-Zolldirektor Heydekampf 20 „ 

Cammermeister Kupner 20 „ 

(Archiv für Post und Telegraphie a. a. 0. S. 3.) 

Der Taler hatte einen Wert von etwa 4 Mark nach heutigem Gelde, 
denn nach dem (sog. Zinnaischen) Münzfuss von 1666 — Vertrag zwischen 
Brandenburg und Kursachsen — wurden aus der Kölnischen Mark feinen 
Silbers 10 l /a Taler geprägt. 

3) v. Stephan a. a. 0. S. 60. 
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geräumt wurden. 1 ) Die „Erste Kurfürstlich Brandenburgsche 
Post-Taxe" vom 1. Januar 1699 2 ) bestimmte unter Nr. 2, 
dass die „Postmeistern das Porto für Briefe, Gelder und 
Paquete sofort bei der Abgabe fordern und nichts borgen" 
sollten. Selbst eine Stundung des Portos ward also nicht 
mehr gestattet. Im September 1700 erging wieder eine Ver- 
ordnung, dass nur die an den Kurfürsten, die Kurfürstin und 
den Kurprinzen gerichteten und von diesen ausgehenden 
Briefe portofrei sein sollten, dass dagegen für Viktualien an 
des Kurfürsten Küche und Keller sowie für Geldsendungen an 
öffentliche Kassen das tarifmässige Porto zu entrichten und 
Niemandem ohne ausdrückliches Kurfürstliches Spezialdekret 
Porto zu creditieren sei. 

Friedrich Wilhelm L, der sich des Postwesens noch 
eifriger als sein Vorgänger annahm und mit weitblickender 
Auffassung die Post als ein Kulturelement erkannte, Hess 
zwar das fiskalische Interesse bei Förderung des Postwesens 
zurücktreten. Dies hinderte ihn aber nicht, da, wo er es in 
seiner unnachsichtigen Strenge gegen jede Pflichtwidrigkeit 
für angemessen erachtete, auf die Fernhaltung von Verlusten 
für die Staatskasse hinzuwirken. 8 ) In dieser Auffassung 
erliess auch er gegen den Missbrauch der Portofreiheit Straf- 
edikte. Nach einem solchen aus dem Jahre 1715 (vom 
7. November) wurden Beamte, welche Sendungen missbräuchlich 
als portofrei bezeichneten, kassiert. Die Postämter erhielten 



1) So bewilligte ein Rescript vom 9/19. August 1692 dem regierenden 
Herzog von Kurland und seiner Gemahlin für Lebenszeit Portofreiheit 
für Briefe und Pakete auf den Brandenburgischen Posten, jedoch mit der 
Voraussetzung, dass kein Missbrauch getrieben werde. Ebenso wurden 
Februar 1701 dem General der Infantrie, Herzog von Holstein, die 50 Taler 
Postgeld „so er vor diesem jährlich zu geniessen gehabt", wieder aus- 
gezahlt und zwar drei Jahre rückwirkend vom 1. Februar 1698 ab. (v. Stephan 
a. a. 0. S. 60.) 

2) Matthias a. a. 0. Bd. II, Beilage L, S. 315 ff. enthält einen 
Abdruck dieser Postordnung. 

3) Veredarius: Das Buch von der Weltpost, Entwickelung und 
Wirken der Post und Telegraphie im Weltverkehr, Berlin 1894, S. 107. 
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die Befugnis, bei verdächtigen Sendungen von den Empfängern 
die Eröffnung im Postbureau zu verlangen. Gleichwohl ver- 
mochten alle Anordnungen die weitere Ausdehnung der Porto- 
freiheiten nicht aufzuhalten, die gleich, einer Wucherpflanze 
die Kraft des noch jungen Postwesens lähmten und seine 
Entwickelung empfindlich beeinflussten. Welchen Umfang 
dieser Missbrauch damals, ungeachtet aller Gegenmassregeln, 
bei der Preussischen Post angenommen hatte, geht daraus 
hervor, dass 1717 für 20000 Taler, d. i. '12\ I der ganzen 
Einnahme, Freibriefe und herrschaftliche Pakete befördert 
wurden. 1 ) Auch einzelne Städte scheinen das Recht auf 
Gewährung von Portofreiheit nicht ohne Erfolg beansprucht 
zu haben, was sich daraus folgern lässt, dass dem Magistrat 
der Stadt Cöln im Jahre 1751 durch Vertrag anstelle einer 
zu bewilligenden Portofreiheit 100 fl. jährlich bezahlt wurden. 2 ) 
Friedrich der Grosse hob in einer allgemeinen Verordnung 
über das Postwesen vom 11. April 1766 die Portofreiheiten 
abermals gänzlich auf, indem gleichzeitig wegen der Ver- 
gütung der Portoauslagen für diejenigen Postsendungen der 
Staatsbehörden, zu deren Bezahlung den letzteren keine be- 
sonderen Mittel zur Verfügung standen, weitere Anordnung 
vorbehalten, wurde. 8 ) Im folgenden Jahre traten allerdings 
die Portofreiheiten für Sendungen in Angelegenheiten des 
Kgl. Hauses und in Staatsdienst-Angelegenheiten wieder in 
Kraft. 4 ) Die „Erneuerte und erweiterte Post-Ordnung für 
sämtliche Königliche Provinzen vom 26. November 1782" 
liiess im 15. Abschnitt, der „von den Immunitäten und Gerechte 
samen der Postbedienten" handelt, nur die Privatkorresponäeuz 
des jedesmaligen General-Postmeisters und Chefs des gesamten 



1) v. Stephan a. a. 0. S. 179. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1878, Nr. 13. 

. 3) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1892, Nr. 21, S. 705. 
4) Bei Briefen von Privatpersonen an den Monarchen, an die Prinzen 
und Prinzessinnen, an die Staatsminister und andere hohe Staatsbeamte 
wurde, wenn der Inhalt dieser Briefe persönliche Angelegenheiten der 
Absender betraf, die Frankierung vorgeschrieben. (Archiv für Post und 
Telegraphie, Jahrgang 1901, Nr. 10, S. 317.) 
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Postwesens sowie den Schriftwechsel in wirklichen Postdienst- 
angelegenheiten portofrei (§§ 10, 11). Selbst die dienstlichen 
Schreiben in Privatangelegenheiten der Beamten an das 
General-Postamt usw. (wegen Zulagen, Beförderungen, Kau- 
tionen, Nachlässigkeit im Dienst, Verantwortungen) wurden 
für portopflichtig erklärt und zwar auch für die Fälle, wo 
neben dem Interesse des Postbedienten oder einer anderen 
Privatperson zugleich ein staatliches Interesse vorlag. „Im 
Fall aber — so heisst es im § 10, 9 der Postordnung — ein 
oder anderer Postbedienter sich vorsätzlich beikommen lassen 
sollte, unter den Namen von Postsachen, Privat- und andere 
Korrespondenz zu fähren, oder allerhand Viktualien und 
Güter, so das Postwesen gar nicht angehen, frei bei den 
Posten mitkommen und solchergestalt das Porto der Postkasse 
zu entziehen; so hat derselbe unfehlbar zu gewärtigen, dass 
er für jeden Brief oder Paquet welchen er zu Ungebühr und 
wider den Inhalt seiner Bestellung frei abschicken oder mit 
kommen lassen, zum erstenmal mit 20 Rthlr., bei fernerer 
Kontravention aber noch härter, ja dem Befinden nach selbst 
mit der Kassation bestraft werden solle. u 

Ebenso war den Postbeamten die unentgeltliche Be- 
nutzung der fahrenden Posten zu Reisen bei der angedrohten 
Strafe verboten. 1 ) Nach einer uns erhalten gebliebenen Ab- 
schrift des Preussischen „Post-Budget pro 1791" betrugen in 
diesem Jahre die Einnahmen aus dem Postwesen 2885598 Mark 
die Ausgaben dagegen 1232049 Mark, sodass ein Überschuss 
von 1653549 Mark erzielt wurde, für die damalige Zeit 
gewiss ein bemerkenswertes Ergebnis. 2 ) 

1) Entsprechend der gesamten Finanzpolitik des Königs wurde auch 
bei der Postverwaltung ein Hauptgewicht auf die Erzielung von Mehr- 
ertragnissen gelegt, was vorübergehend sogar zur Einführung der franzö- 
sischen Postregie führte. Trotz mancher Missgriffe Friedrichs gestaltete 
das finanzielle Ergebnis der Post sich sehr günstig, sodass 1784 die 
Brutto-Einnahme der Post zum ersten Male eine Million Taler betrug. 
(Geistbeck: „Der Weltverkehr", Telegraphie und Post, Eisenbahn und 
Schiffahrt in ihrer Entwicklung dargestellt. Freiburg Br. 1887, S. 82.) 

2) Es handelt sich hier um Etatszusammenstellungen, wie sie schon 
zu Friedrichs des Grossen Zeiten alljährlich dem Könige vorgelegt werden 
mussten. (Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1901, Nr. 9 S. 301 ff.) 
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Friedrich Wilhelm II. hatte erneut zur Einschränkung 
der Portofreiheits-Privilegien in einer Kabinettsordre vom 
7. Mai 1789 angeordnet, dass neue Portofreiheiten nur noch 
unter besonderen Umständen bewilligt werden sollten. Der 
Chef des Postwesens besass die Ermächtigung, alle Anträge 
auf Gewährung neuer oder Erweiterung bestehender Freiheiten 
zurückzuweisen. In welchem Umfange die Privilegien aber 
bestanden und welche finanzielle Bedeutung sie für das Post- 
wesen hatten, geht daraus hervor, dass unter Friedrich 
Wilhelm III. im Jahre 1798 der Portoausfall 246112 Taler 
betrug und zwei Jahre später auf 448240 Taler, also beinahe 
das doppelte stieg. 1 ) Demzufolge bestimmte eine Kabinetts- 
ordre vom 6. Juni 1801, „bei neuen Einrichtungen der Staats- 
verwaltung überall keine Portofreiheit mehr in Antrag zu 
bringen, da Seine Majestät dergleichen hinfüro nicht be- 
willigen wollen". 



c) Die Preussische Post bis zum Jahre 1869. 

Gegenüber dem bisherigen Zustande, wonach die Porto- 
freiheiten meist durch Edikte bewilligt wurden, ist es ohne 
Zweifel von Bedeutung, dass im Jahre 1804 das Allgemeine 
Landrecht in dem das Postregal betreffenden Teil eine 
Berichtigung und Erläuterung hinsichtlich der Portoerhebung 
erhielt. 2 ) Nach einem Zusatz zu § 167, Teil II, Tit. 15 des 
Allgemeinen Landrechts galt nun in Preussen als Regel und 
Grundsatz, dass für alle mit den Posten zu versendenden 
Sachen das Porto als eine Vergütung der Transportkosten 
erlegt werden solle. 8 ) Die in besonderen Fällen zugestandene 
Portofreiheit war nur eine Ausnahme von der Regel und 
musste sich auf besondere Gesetze und Verfügungen gründen. 
Offenbar hat aber dieser Grundsatz in der Praxis keine 



1) v. Stephan a.a.O. 

2) Verordnung vom 12. Juni 1904; Zusatz zu § 167, Teil II, Tit. 15 
des Allgemeinen Landrechts; Matthias a.a.O., Beilage B. S. 252. 

3) Matthias a. a. 0. S. 160, 161. 
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Durchführung gefunden, denii überaus zahlreich sind solche 
Gesetze und Verordnungen - in der Folgezeit ergangen. In 
noch weit grösserem Umfange aber erfolgte die Bewilligung 
von Portofreiheiten durch nicht veröffentlichte landesherrliche 
Erlasse und durch Verfügungen der obersten Postbehörde. 
Als gegen letzteres Verfahren die Kgl. Ober-Rechuungskammer 
Bedenken erhob, gewährte König Friedrich Wilhelm III. durch 
Kabinettsordre vom 24. Mai 1833 dem Chef der Postverwaltung 
ausdrücklich das Recht dazu mit der Bestimmung, „dass es 
bei der bis dahin und solange bestandenen Befugnis ver- 
bleiben könne". 1 ) Und wenn wir den Ursachen nachgehen, 
weshalb von dem Grundsatz des Allgemeinen Landrechts so 
vielfach abgewichen wurde, so vermögen wir ihn nur zu 
sehen in den wirtschaftlichen Anschauungen der damaligen 
Zeit und der ihr eigenen Auffassung von dem Wesen der 
Post als einer staatlichen Verkehrsanstalt. Bestimmte doch 
auch die Regierungs-Instruktion vom 26. Dezember 1808 in 
§ 57, bei dem Postwesen müsse von dem Grundsatz aus- 
gegangen werden, dass das Institut der Posten mehr einen 
staatswirtschaftlichen als einen finanziellen Zweck habe, 
letzterer zwar nicht zu vernachlässigen, jedoch im Kollisions- 
fall dem ersteren unterzuordnen sei. 2 ) So wird es uns ver- 
ständlich, wenn zu den verschiedensten Zwecken für die 
mannigfachsten Institute, Körperschaften und Personen eine 
unentgeltliche Benutzung der Staatspost gewährt wurde. 
Insbesondere war der Umstand, dass durch das Portötax- 
Regulativ vom 18. Dezember 1824 8 ) die früheren Taxen auf- 
gehoben und das Briefporto unter Herabsetzung des Gewichts 
für den einfachen Brief von 1 Loth auf 8 / 4 Loth erheblich 
erhöht worden war, ein Anlass zu weitgiebiger Gewährung 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1892, Nr. 21, S. 706. 

2) v. Stephan a. a. 0. S. 378. 

3) Das Regulativ trat mit der Geltung eines Gesetzes am 1. Januar 
1825 in Kraft und setzte die Taxen für fast sämtliche Postversendungs- 
gattungen fest. (Gesetzsammlung von 1824, S. 225.) 
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von Portofreiheiten, namentlich anter dem damaligen General- 
Postmeister von Negier. *) . ■ 

So waren nicht nur sämtliche Staats- und für bestimmte 
Zwecke — namentlich Polizei-, Militär- und Staatssteuer- 
sachen — auch die Kommunalbehörden im Genüsse der 
Portofreiheit, sondern auch eine grosse Zahl von Privat- 
vereinen, Gesollschaften und Anstalten zur Beförderung ge- 
meinnütziger, wissenschaftlicher, religiöser und allgemeiner 
Wohlfahrtszwecke hatten dieses Vorrecht, und zwar bei fort* 
dauernden Unternehmungen für unbestimmte Zeit, bei vor- 
übergehenden Institutionen in der Kegel für die Dwer der- 
selben. Eine im Jahre 1847 gedruckt erschienene und den 
Postanstalten zum Dienstgebrauch gelieferte Übersicht 2 ) der 
Portofreiheitsverhältnisse auf den -. Preussischen Posten, die 
nach den Zirkular- Verfügungen und sonstigen Verordnungen 
des Generalpostamts zusammengestellt war, unterschied dem 
Wesen nach: 

a) Portofreiheit für den König, die Königin sowie 
die Prinzen und Prinzessinnen des Kgl, Hauses; 

b) Portofreiheiten für Staats- und Verwaltungssachen; 

c) Portofreiheiten für Privatyerei^e, Gesellschaften 
und Anstalten u. s. w. zur Förderung der vorher 
genannten Zwecke; 

d) Portofreiheit und Portomoderation für Militär- 
personen; * 

e) Konventionsmässige Portofreiheiten zwischen 
Preussen und fremden Staaten, einschliesslich der 
Portofreiheiten für diejenigen fremden Länder, in 
denen das Postregal von Seiten Preussen ausgeübt 
wurde. 8 ) 

1) Auch dem jedesmaligen Chef des Postwesens stand die persönliche 
Portofreiheit zu. Vergl. Postordnung vom 26. November 1782, Abschn. XV, 
§ 11, S. 83. , 

2) „Übersicht der Portofreiheits- Verhältnisse auf den Preussischen 
Posten", Berlin 1847. 

3) Zu vgl. die „Übersicht der Pqrtofreiheite- Verhältnisse usw.", §2, 
S. 1, 2. ;, 
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Die Übersicht umfasste auf 254 Oktavseiten 403 Para- 
graphen and stellt ein umfangreiches Nachschlagewerk dar. 
Die Zahl der die Vergünstigung geniessenden Privatvereine 
belief sich allein auf 1267 and stieg infolge Gründung zahl- 
reicher Zweigvereine im Jahre 1853 auf 1959 Stück. 
Apothekervereine, archäologische und naturwissenschaftliche 
Sozietäten, Lesezirkel (u. a. für Forstbeamte, Mediziner, 
Militärs, Schulmänner)- zahlreiche Kunst-, Landes-Eultur und 
Gewerbevereine, Vereine zur Beförderung der Pferde- und Vieh- 
zucht, eine Anzahl von religiösen sowie Mässigkeits- und Sitten- 
vereinen, Wohltätigkeitsvereine, Privatversicherungsanstalten, 
Musik- und Gesangvereine, allen war für ihre Angelegenheiten 
— zumeist widerruflich — Portofreiheit bewilligt für die 
Korrespondenz und z. T. auch bei Geld- und Paketsendungen. 
In der Anlage 1 habe ich auszugsweise eine Anzahl der 
privilegierten Vereine aufgeführt. 

Erst nach Herabsetzung der Gebühren für Briefe, 
Pakete und Geldsendungen durch die Gesetze vom 21. Dezember 
1849 und 2. Juni 1852 und mit Rücksicht auf das im deutsch- 
österreichischen Post-Vereinsvertrag vom 5. Dezember 1851 
ausgesprochene Prinzip 1 ) wurde darauf hingearbeitet, die 
Portofreiheiten zu beschränken und die darüber bestehenden 
Bestimmungen auf einfachere Grundsätze zurückzuführen. 8 ) 

Die Postanstalten hatten naturgemäss besondere Auf- 
merksamkeit darauf zu verwenden, dass diese Portofreiheiten 
nicht missbraucht wurden und nur innerhalb der vorge- 
schriebenen Grenzen in Anwendung kamen. 8 ) Das im Laufe 
der Jahre gezeigte Entgegenkommen der Regierung liess die 
Zahl der unentgeltlich zu befördernden Sendungen und damit 
den Ausfall an Portoeinnahme ganz erheblich anwachsen. 



1) Artikel 31 dieses Vertrages stellt als Grundsatz auf, dass ausser 
den Sendungen der Allerhöchsten und Höchsten Personen nur diejenigen 
der Behörden in reinen Staatsdienstangelegenheiteu auf Portofreiheit 
Anspruch haben sollten. 

2) v. Stephan a. a. 0. S. 767. 

3) Zu vgl. „Übersicht usw.", S. 143, § 309. 



Digitized by 



Google 



— 23 — 

Die auf Grund von statistischen Ermittelungen berechnete 
Mindereinnahme betrug: 



im Jahre 1798 


246000 Taler, 


„ . 1800 


448240 , 


„ , 1819 


979000 , 


n 1821 


1036000 „ 


„ , 1823 


1209497 „ 



Da in dem zuletzt benannten Jahre die Portoeinnahme für Be- 
förderung von Briefen, Geldern und Paketen etwas mehr als 
3 Millionen Taler betragen hatte, waren somit mehr als ein 
Drittel aller Sendungen portofrei befördert worden. *) Gleich- 
artige Erhebungen im Jahre 1853 ergaben eine Minder- 
einnahme von 2022435 Talern, von denen lediglich auf 
Sendungen in Staatsdienst-Angelegenheiten 1901 384 Taler 
und zwar auf Briefe 1396185 und auf Fahrpostsendungen 
(Gelder und Pakete) 505 199 Taler entfielen. 2 ) Im Jahre 1855 
betrug die Zahl der beförderten portofreien Pakete 1264029 
Stück zu 6 706401 Pfund, diejenigen der portofreien Geld- 
und Wertsendungen 708656 Stück mit 249124811 Talern. 
Das Porto für diese Gegenstände würde sich auf etwa 600000 
Taler belaufen haben. 8 ) 

Die Bestimmungen über die Portofreiheit in Staats- 
dienstangelegenheiten gaben seit jeher den Anlass zu zahl- 
reichen Differenzen und Meinungsverschiedenheiten zwischen der 
obersten Postbehörde und den einzelnen Ressorts, die einen 
meist fruchtlosen Schriftwechsel nach sich zogen. Wenn nun 
das General-Postamt in seinen Anordnungen mehr und mehr 
auf Einzelheiten einging, so ergaben sich hieraus für den 
praktischen Betriebsdienst immer grössere Schwierigkeiten. 
Auch waren hierbei nicht nur die im Laufe der Zeit ein- 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1892, Nr. 21, S. 706. 

2) v. Stephan, a. a. 0., S. 767. Die Gesamtportoeinnahme betrug im 
Jahre 1853 5333497 Taler. (Statistik der deutschen Reichs-Post- und 
Telegraphen-Verwaltung für 1891, S. 110.) 

3) v. Stephan, a. a. 0., S. 670, Anmerkung zu a. 
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getretenen Erweiterungen des Staatsgebietes, die in stetiger 
Entwickelang begriffene Einrichtung, der Behörden und die 
Neubildung zahlreicher, zum Teil von Staatsbehörden ver- 
walteter, zum Teil ihrer Aufsicht unterstellter öffentlicher 
oder Privatanstalten, Institute, Einrichtungen und Unter- 
nehmungen von Einfluss, sondern auch die Verschiedenartigkeit 
der im Genüsse des Portoprivilegs stehenden Behörden und 
der Sendungen, für welche als „Staatsdienstsachen" Porto- 
freiheit beansprucht wurden. Streitfragen der verschiedensten 
Art waren an der Tagesordnung. Eine Anzahl derselben 
fand ihre Erledigung durch schiedsrichterliche Entscheidung, 
die dann längere Zeit als Richtschnur galt. Dem Missbrauch 
war naturgemäss Tür und Tor geöffnet. Im Jahre 1824 
wurden bei der obersten Postbehörde allein 344 Fälle von 
missbräuchlicher Benutzung der Portofreiheitsbezeichnung bei 
Sendungen in Justizsachen und 260 solcher Fälle bei Send- 
ungen in Finanzangelegenheiten zur Anzeige gebracht. 1 ) In 
welcher Weise mag erst die Portohinterziehung seitens der 
Privatvereine und Gesellschaften betrieben worden sein! 

Alle zur Einschränkung der Portfreiheiten angestellten 
Versuche blieben bis zum Jahre 1869 ohne einen nennens- 
werten Erfolg. 

Schon das Regulativ über das Posttaxwesen vom 
18. Dezember 1824 2 ) sah im § 98 eine Verordnung über die 
Portofreiheiten vor, deren Entwurf auch zur Vorlage beim 
Staatsministerium gelangte. Das General-Postamt hatte die 
Absicht, vor allem die Portofreiheit für Sendungen in Staats- 
dienstangelegenheiten nach bestimmten Grundsätzen zu regeln. 
Bei Beratung des Entwurfs erhoben sich aber derart zahl- 
reiche Bedenken und Einwendungen, dass die Postverwaltung 
zur Vermeidung einer noch weiteren Ausdehnung der vor- 
handenen Privilegien die Vorlage zurückzog. 

Der Versuch wurde später gelegentlich der Vorberatungen 
zum Gesetz über das Postwesen vom 5. Juni 1852 erneuert. 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1892, Nr. 21, S. 707. 

2) Gesetzsammlung von 1824, S. 225. 
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Nach einem diesem Gesetzentwurf angeschlossenen Regulativ 
über die Portofreiheiten sollten neben den Sendungen in An- 
gelegenheiten des Kgl, Hauses und des Staatsdienstes nur 
die auf einem Bechstitel beruhenden Portofreiheiten Geltung 
behalten. Privatvereine, deren Bestrebungen lediglich auf 
gemeinnützige Zwecke, nicht aber auf Erzielung von Gewinn 
gerichtet waren, sollten Portofreiheiten nur gemessen für 
alle Sendungen im Verkehr mit den zu ihrer Aufsicht be- 
stellten Behörden. Dieser Entwurf wurde den Kgl. Regier- 
ungen und Ober-Präsidien zur Begutachtung unterbreitet, 
fand daselbst aber allgemein lebhaften Widerspruch. Nicht 
nur die Beibehaltung des bisherigen Portoprivilegs für Privat- 
vereine der verschiedenartigsten Tendenz, sondern eine weitere 
Ausdehnung der Vergünstigung auf Gemeinden, Korporationen 
und Institute — namentlich zu Unterrichts- und religiösen 
Zwecken — wurde allgemein für angezeigt gehalten. Da 
einzelne Vereine sich mit Eingaben an den König wandten, 
verzögerte sich die Beschlussfassung. Die zahlreichen zur 
Klarstellung des Sachverhalts angestellten Erörterungen 
führten zu einer Verschleppung der Angelegenheit, sodass 
inzwischen das erwähnte Postgesetz ohne das Regulativ in 
Kraft trat. 1 ) Damit blieb es bei einem Versuche, da eine 
gesonderte gesetzliche Regelung der Angelegenheit nicht zu 
erreichen war. 2 ) 

Das gleiche Schicksal erfuhr ein vom General-Postamt im 
Jahre 1855 mit ausführlicher Begründung hergestellter Ent- 
wurf zur Neuregelung des Portofreitums, der wegen des 
Widerstandes der beteiligten Kreise gleichfalls nicht Gesetzes- 
kraft zu erlangen vermochte. 

Inzwischen hatte nach Entstehung der Eisenbahnen 8 ) 
und erfolgter Nutzbarmachung derselben für Zwecke des 



1) Gesetzsammlung, Jahrgang 1852, S. 345. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1892, Nr. 21, S. 708. 

3) Die erste dem öffentlichen Verkehr dienende, mit Dampfkraft 
betriebene Eisenbahn Stocton-Darlington wurde im Jahre 1825 eröffnet, 
während in Deutschland die ersten Eisenbahnen: Nürnberg— -Fürth 
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Postdienstes die Portofreiheit für PaketsenduDgen einen 
besonderen Einfluss auf die Postfinanzen gewonnen. Das 
Postgesetz vom 5. Juli 1852 hatte den Postzwang für Pakete 
von mehr als 20 Pfund aufgehoben. Für die portofrei zu 
befördernden, dieses postzwangspflichtige Gewicht von 20 
Pfund übersteigenden Paketsendungen hatte die Postverwaltung 
im Jahre 1855 allein 95890 Taler als Frachtgebühr an die 
Eisenbahngesellschaften zahlen müssen. 1 ) 

Das Bestreben der Postbehörde, die Zahl solcher frei 
beförderter Pakete zu verringern, hatte insoweit Erfolg, als 
im folgenden Jahre auf Betreiben der Post alle Staatsbehörden 
Weisung erhielten, der Post möglichst nur Pakete im 
Gewichte bis zu 20 Pfund zuzuführen, grössere Sendungen 
aber, soweit angängig, den Eisenbahnen zu übergeben. Die 
Privatvereine, insbesondere die Bibelgesellschaften wurden in 
gleicher Weise angewiesen und 1857 hob das General-Postamt 
bei einer grösseren Zahl von Vereinen usw., die wissenschaft- 
liche und literarische Zwecke verfolgten, die Portofreiheit auf. 
Gleichzeitig wurden die aus den dreissiger und vierziger Jahren 
herrührenden Portoprivilegien der landwirtschaftlichen Vereine 
und der Organisationen zur Verbesserung der Pferdezucht, 
sowie der Kunstvereine und Feuerversicherungsgesellschaften 
mehr gleichförmig geregelt. 



Leipzig — Dresden erst 1835 bezw. 1837 in Betrieb genommen wurden. 
Das erste Gesetz betr. die Regelung des Verhältnisses der Eisenbahnen 
zur Postverwaltung datiert vom 3. November 1838. 

1) Archiv für Post und Telegrappie, Jahrgang 1892, Nr. 21, S. 708. 
Nach dem heute geltenden Eisenbahn-Postgesetz vom 20. Dezember 1875 
(Reichsgesetzblatt S. 318) werden laut Artikel 2 seitens der Eisenbahnen 
die Pakete bis zu einem Einzelgewichte von 10 kg einschliesslich un- 
entgeltlich befördert. Für die übrigen Poststücke hat die Postverwaltung 
eine Frachtvergütung zu zahlen, welche nach der Gesamtmenge der auf 
der betr. Eisenbahn sich bewegenden zahlungspflichtigen Pakete für das 
Achskilometer berechnet wird. Die erforderlichen statistischen Ermittelungen 
finden alljährlich im Mai für einen Zeitraum von 14 Tagen statt. (Voll- 
zugsbestimmungen vom 9. Februar 1876 II 4, Zentralblatt für d. d. R. 
S. 87.) 
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Die Vorschriften, welche der § 67 des Tarifs zu dem 
Gesetze vom 10. Mai 1851, betreffend den Ansatz und die 
Erhebung der Gerichtskosten, 1 ) hinsichtlich der Portofreiheit 
aller von den Gerichten abgehenden Sendungen traf, gaben 
Anlass zu einem neuen Regulativ über die Portofreiheit für 
Sendungen in gerichtlichen Angelegenheiten, welches am 
3. Januar 1858 erging und dem 2 Jahre später ein solches 
über die Portofreiheit für gerichtliche Angelegenheiten im 
Bezirke des Appelations- Gerichtshofes zu Cöln folgte. 
Ähnliche Verordnungen ergingen späterhin noch mehrfach, 
sie bieten jedoch für unsere Untersuchung keine neuen Ge- 
sichtspunkte. 

Auch die Portofreiheit für Sendungen in Staatsdienst- 
angelegenheiten wurde im Februar 1862 durch ein auf Grund 
kommissarischer Beratungen entworfenes und vom Handels- 
minister unter Zustimmung des Justizministers erlassenes 
Regulativ geregelt und zwar für den Bereich der Ministerien: 

1. des Inneren, 

2. für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 

3. der Finanzen, 

4. für landwirtschaftliche Angelegenheiten, 

5. für geistliche, Unterrichts- und Medizinal-Ange- 

legenheiten. 2 ) 
Gleichzeitig fanden die Portofreiheiten für Sendungen 
in Militär-Staatsdienstangelegenheiten ihre Festsetzung. 3 ) 



1) Gesetzsammlung von 1851, S. 650. Der § 67 lautet: Portofrei 
werden befördert alle von den Gerichten abgehenden Sachen und ver- 
anlassten Insinuationen, soweit es die Posteinrichtung gestattet, sowie die 
aus dem Bankverkehr entstehende Hin- und Hersendung der Gelder und 
Korrespondenz. In allen anderen Fällen, namentlich für andere Geld- 
sendungen wird, insofern nicht die Portofreiheit aus anderen Gründen 
eintritt, Porto erhoben. Auch behält es bei der bisherigen Verpflichtung der 
Parteien, ihre Eingaben und Geldsendungen zu frankieren, seine Bewenden. 

2) Ministerialblatt f. d. g. i. V., Jahrgang 1862, S. 65 ff. 

3) Beiden Regulativen war je ein Verzeichnis beigefügt, das im 
ersteren Falle den Umfang der Portofreiheit für 39 Korporationen und 
öffentliche Institute, im letzteren das Portoprivileg für die Artülerie- 
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In ähnlicher Weise wnrde (durch Verfügungen des 
Handelsministers vom 4. Juni und 3. Juli 1862) die unent- 
geltliche Postbeförderung für die Königlichen Garten-, Ordens-, 
Schiffahrts-, Hafen- und Theatersachen sowie für Marine- 
angelegenhriten geregelt. Über die Portofreiheiten der Privat- 
vereine, Gesellschaften und Anstalten stellte die Postverwaltung 
ein aus 6 Abteilungen bestehendes Verzeichnis auf, das für die 
Mitte der sechsziger Jahre 302 Haupt- und 2791 Zweigvereine 
ergibt, die das Portoprivileg besassen. Dieses Verzeichnis nebst 
den in Portofreiheitsangelegenheiten ergangenen Regulativen 
wurde 1863 den Postanstalten zum Dienstgebrauch überwiesen. 1 ) 

Daneben stand den Sendungen in Angelegenheiten des 
Kgl. Hauses die Portobefreiung nach den früheren Be- 
stimmungen unverändert zu. 

Inzwischen wurde unter den 17 selbständigen Landes- 
postgebieten, die Deutschland zur Zeit des deutschen 
Bundes kannte, und zwischen denen die gegenseitigen Be- 
ziehungen durch zahllose Verträge des verschiedensten Inhalts 
geregelt waren, durch Errichtung des Deutsch-Österreichischen 
Postvereins am 6. April 1850 eine Verkehrsgemeinschaft 
erzielt, die ihren Ausbau durch weitere Postkpnferenzen 
erfuhr, und deren Ergebnis der Postvereinsvertrag vom 
18. August 1860 zusammenf asste. a ) . 

Offizier-Pensions-Zuschusskasse, das grosse Potsdamsche Militär- Waisenhaus 
und das Militär-Knaben-Erziehungsinstitut zu Annaburg (Bez. Halle) näher 
festlegte (Ministerialblatt für die innere Verwaltung, Jahrgang 1862, S. 85 — 90.) 

1) „Zusammenstellung der in Portofreiheits - Angelegenheiten er- 
gangenen Regulative usw.", Berlin 1863. 

2) Das Gebiet der Taxisschen Post, welche die Landesposten nicht 
hatte verdrängen können, verminderte sich seit 1790, und namentlich der Friede 
von Lüneville (1801), der den Rhein als Grenze zwischen Deutschland und 
Frankreich setzte, schmälerte dasselbe erheblich. Mit der Schaffung des 
Rheinbundes und der Auflösung des alten deutschen Reiches zerfiel auch 
die Reichspost, soweit die Taxissche Post diesen Namen verdient. Mit 
ihrer Ersetzung durch Landesposten wuchs die Zersplitterung des deutschen 
Postwesens. Durch die Bundesakte von 1815 wurden die Posthoheitsrechte 
der Fürsten von Thurn und Taxis anerkannt: für Hohenzollern, Nassau, 
Hessen-Homburg, Kurfürstentum Hessen, Grossherzogtum Hessen und bei 
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Damit waren auch die Verschiedenheiten hinsichtlich 
der Portofreiheiten für den Verkehr zwischen den einzelnen 
Staaten beseitigt. Unentgeltliche Beförderung stand nach 
Artikel 27 bis 29 des genannten Vertrages nur dem Schrift- 
wechsel sämtlicher Mitglieder der Kegentenhäuser in den Post- 
vereinsstaaten und den rein amtlichen Sendungen der Be- 
hörden zu. Die Portofreiheit der in Staatsdienstangelegen- 
heiten mit der Fahrpost zu befördernden Schriften und Akten- 
sendungen war durch Artikel 69 a. a. 0. geregelt. 

Schliesslich bestanden noch mehrfach Portofreiheiten für 
Sendungen in Angelegenheiten auswärtiger Regentenhäuser und 
in Staatsdienstsachen, die Preussen in den mit fremden 
Staats- oder Postverwaltungen abgeschlossenen Verträgen 
bewilligt hatte. 

Die Bestimmungen über Portofreiheiten waren nach 
alledem in einer solchen Anzahl von Regulativen, Verord- 
nungen usw. niedergelegt, dass es den Beamten des technischen 
Dienstes unmöglich wurde, aJLle diese Vorschriften zu be- 
herrschen und mit Sicherheit oder Gleichmässigkeit die Be- 
rechtigung beanspruchter Freiheiten genauer zu prüfen, wie 
das Interesse der Postfinanzen es erheischte. Namentlich 
für Sendungen in Staatsdienstangelegenheiten waren die Be- 
stimmungen so verwickelt, ins Einzelne gehend und schwer 
verständlich, dass die Beamten wohl nicht mehr in der Lage 
waren, die richtige Entscheidung überall zu treffen. Auch 
fehlte es ihnen wegen der Eile, die naturgemäss bei Be- 
handlung der Sendungen geboten war, an Zeit, auf die um- 
fangreichen und unübersichtlichen Zusammenstellungen oder 
gar auf Aktenmaterial zurückzugehen und sich die erforder- 
liche Gewissheit zu verschaffen. Der Missbrauch bei Be- 
zeichnung portofreier Sendungen nahm demgemäss eine 
unerwünschte Ausdehnung an, ohne dass die Postverwaltung 

Rhein, Frankfurt (Main), S.-Weimar-Eisenach (ausschl. der von Preussen 
verwalteten Enklave Allstedt), S.-Meiningen, S. -Coburg-Gotha, beide Reuss, 
die Oberherrschaften Schwarzburg-Sondershausen und Schw. Rudolstadt 
sowie 1 die beiden Lippe, (van der Borgth, Das Verkehrswesen, Leipzig, 
1894, S. 365; Wolcke, Postrecht, Leipzig 1900, S. 7.) 
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in der Lage war, diesem Unwesen alsbald in wirksamer Weise 
entgegenzutreten. *) 

Unter diesen Verhältnissen wurde das Bedürfnis immer 
dringender, das Portofreiheitswesen neu zu regeln, insbesondere 
seine Bestimmungen zu vereinfachen und die Zahl der Freiheiten 
wesentlich zu beschränken. Erst die Errichtung einer ein- 
heitlichen Bundespost mit Gründung des norddeutschen Bundes 
brachte bei Neugestaltung des Postwesens die erstrebte Reform. 

Ein grosser Teil der nach dem Vertrage vom Jahre 1860 
zu einer postalischen Gemeinschaft vereinigten deutschen 
Postverwaltungen war nach Beendigung des Krieges von 1866 
nicht mehr vorhanden. Das Postwesen von Schleswig-Holstein, 
Hannover und Hessen ging an Preussen über. Durch Vertrag 
vom 28. Januar 1867 übernahm Preussen weiter das Taxissche 
Postwesen gegen eine Entschädigung von 9 Millionen Mark 
und alle Postverwaltungen nördlich der Mainlinie (Preussen, 
Sachsen, Braunschweig, beide Mecklenburg, Oldenburg und 
die Hansastädte) verzichteten auf ihre Selbständigkeit zu 
Gunsten einer einheitlichen Regelung des Postwesens innerhalb 
des norddeutschen Bundes. 

Im Gebiete des letzteren blieben zunächst auch hin- 
sichtlich der Portofreiheit diejenigen Bestimmungen in Geltung, 
welche bis dahin bei den einzelnen Landespostverwaltungen 
bestanden hatten. Für den Verkehr zwischen den einzelnen 
Postgebieten waren in dem Postvereinsvertrage vom Jahre 
1860 und durch die Zoll Vereinsverträge gewisse Portofreiheiten 
festgelegt, während für den inneren Verkehr eines jeden 
Landes besondere Bestimmungen in dieser Hinsicht galten. 
Im allgemeinen kannten letztere eine Portofreiheit für Send- 



1) Es ist bezeichnend, wenn ein so genauer Kenner des Postwesens, 
wie v. Stephan es war, das Portofreiwesen als einen uralten Krebsschaden 
der Postanstalt bezeichnet. Es lasse sich, so führt er aus, zwar Manches 
dafür, aber Vieles dagegen sagen und wegen der vielen konkurrienden 
Interessen werde eine durchgreifende Umgestaltung immer auf ausser- 
ordentliche Schwierigkeiten stossen. („Geschichte der Preussischen Post 
von ihrem Ursprünge bis auf die Gegenwart", Berlin 1859, S. 767.) 
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ungen in eigentlichen Staatsdienstangelegenheiten sowie für 
die Mitglieder der regierenden Fürstenhäuser und einzelne 
öffentliche Korporationen, Gesellschaften und Privatvereine. 
Der Umfang des Privilegs aber war allenthalben verschieden 
und selbst innerhalb desselben Postgebiets bestanden noch 
Abweichungen. So galten innerhalb der bisherigen Taxisschen 
Postverwaltung in jedem Staatsgebiete nach Massgabe der 
mit den einzelnen Regierungen abgeschlossenen Verträge be- 
sondere Vorschriften über Portofreiheiten. 1 ) 

In Preussen behielten auch zunächst die für die neuerworb- 
enen Landesteile bislang in Geltung gewesenen Bestimmungen 
ihre Gültigkeit. Eine sofortige allgemeine Beseitigung dieser 
Freiheiten oder grundsätzliche Neuregelung der Verhältnisse 
bei Einrichtung der Bundespostverwaltung am 1. Januar 1868 
war unmöglich. Unter Berücksichtigung der bisherigen Zu- 
stände ergingen daher allgemeine Anweisungen über die 
jetzige Handhabung des Portofreiheitswesens. 2 ) Die Vor- 
bereitungen zu einer gleichmässigen Regelung für das gesamte 
Bundes-Postgebiet hatten inzwischen ihren Anfang genommen. 
Eine Übertragung der bisher für Preussen massgebenden 
Bestimmungen auf das gesamte norddeutsche Postgebiet war 



1) Hinsichtlich des Umfanges der Taxisschen Portofreiheiten sei 
bemerkt, dass noch im Jahre 1865 im Thurn und Taxisschen Gebiet von 
15500752 beförderten Briefen über 3 Millionen Stück portofrei waren; 
portofreie gewöhnliche Pakete wurden 310 128 Stück befördert im Gewichte 
von 2615951 Pfund und portofreie Geld- und Wertsendungen 158392 
Stück im Gewichte von 517075 Pfund und im Werte von 15687334 
Talern. (B. E. Crole, Geschichte der deutschen Post, Eisenach 1889, S. 268). 
Am 1. Juli 1867 wurde das den Taxisschen Postbeamten, ihren Angehörigen 
und den Posthaltern eingeräumte persönliche Portofreitum aufgehoben. 
Man nimmt an, dass durch den Missbrauch dieser Vergünstigung der 
Taxisschen Verwaltung an Porto etwa 10—15000 Fl. jährlich entgangen 
waren. (Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1909, Nr. 9, S. 299.) 

2) Verfügung des Ministers für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten vom 2. Juli 1867. (Ministerialblatt für die gesamte innere Ver- 
waltung, Jahrgang 1867, S. 206; Zusammenstellung der Grundsätze über 
Behandlung des Portofreiheitswesens im Norddeutschen Postgebiet vom 
1. Januar 1868, Ministerialblatt f. d. gesamte innere Verwaltung, Jahr- 
gang 1868, S. 31.) 
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hierbei nicht angängig. Einmal waren in Preussen, gegen- 
über den anderen Staaten Europas, die Portofreiheiten am 
meisten ausgebildet und dann auch hätte eine solche Mass- 
nahme den anderen Bundesstaten begründeten Anlass zu Ein- 
sprüchen und gleichartigen Forderungen gegeben. Bei diesen 
Verhältnissen ergab sich für die Postverwaltung als richtigster 
Ausweg, das Portofreitum ganz oder doch mit einzelnen be- 
gründeten Ausnahmen abzuschaffen. Ein solches Bestreben 
rief zwar den grössten Widerspruch bei der am meisten be- 
teiligten preussischen Staatsverwaltung hervor, fand aber die 
lebhafte Unterstützung des Kanzlers von Bismarck. Nach 
Einführung des Einheitsportos für Briefe im Jahre 1867 
erschien der Zeitpunkt für Aufhebung der Portobefreiungen 
ganz besonders günstig. *) 

Der alsbaldigen Ausführung des Planes stellten sich 
jedoch wieder Schwierigkeiten entgegen, da einmal hierbei 
die verschiedenartigen Verhältnisse, welche zur Bewilligung 
der Portofreiheiten geführt hatten, nicht unberücksichtigt 
gelassen werden durften, ferner die Frage wegen Entschädigung 
für wohlerworbene Rechte nicht ohne weiteres zu lösen war 
und endlich die preussische Staatsverwaltung ihren Wider- 
stand gegen eine Reform erst später fallen lies. Da der 
Rechnungsabschluss der Postverwaltung für 1867 gegen den 
etatsmässigen Ansatz einen Minderüberschuss von 669693 
Talern ergab, wurde durch eine allerhöchste Ordre vom 
30. Mai 1868 bestimmt, dass mit Rücksicht auf dies ungünstige 
Ergebnis und die kurz zuvor eingetretenen erheblichen Porto- 
ermässigungen in eine nähere Prüfung der Frage nach Auf- 
hebung bew. Einschränkung des ausgedehnten Portofreiheits- 
wesens einzutreten sei. 2 ) 



1) Wegen Aufhebung der Portofreiheiten in England und den 
Vereinigten Staaten zu vgl. die späteren Ausführungen. 

2) Entwickelung des Tarifwesens bei der preussischen und der 
Reichspostverwaltung seit 1824 in der „Statistik der deutschen Reichspost: 
und Telegraphenverwaltung für das Kalenderjahr 1891", Berlin 1892, S. 162. 
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Es besassen im Jabre 1867. ausser den Staatsbehörden 
3093 Privatvereine usw. Portöfreiheii Der dadurch in der 
Postkasse verursachte Einnahme-Ausfall wurde aul Grund 
besonderer statistischer Ermittelungen für das Jahr 1868 bei 
einer Beförderung von 56500000 portofreien Sendungen auf 
3855000 Taler berechnet. 1 ) . . i t 

Es stand ausser Zweifel!, dasö- die Portofreiheiten für 
Staatsbehörden fallen musätön. Schon die Verschiedenheit 
der Behördenorganisation in den einzelnen Staaten hätte die 
Aufstellung einheitlicher Grundsätze hinsichtlich der Portö- 
freiheiteit unmöglich gemacht. Eine (einheitliche Regelung 
aber war durch die Verfassung des norddeutschen Bundes 
vorgeschrieben, indem der Artikel 48 beistimmte, dass das 
Postwesen für das gesamte Gebiet des üorddefttschen Bundes 
afcä einheitliche Staate verkehfrsanstait eingerichtet hnd ver J 
waltet werden sollte. ., 

Ein rechtliche Verpflichtung der Buüdes ; Postterwaltung 
zur unentgeltlichen Beförderi^ng der Sendungen in Angelegen- 
heiten der einzelnen Bundesstaaten konnte nicht vorliegen, 
da hiermit eine Schmälerung der Einnähmen des Bundes zum 
Vorteile der Einzelstaaten verbunden gewesen Wäre. Lediglich 
für Sendungen in Bunde^-Dienstangeiegenheitöjl, ; zti denen 
auch diejenigen in Militär- und Marine- Angelegenheiten 
rechnen, war eine Beibehaltung der Portöfrelbeit gerecht- 
fertigt, da hier ein gemeinsames Interesse des Bundes vorlag. 

Auch in finanzieller Beziehung warea die bisherigen 
Einrichtungen unhaltbar. Artikel 49 ^r Verfassung des' 
norddeutschen Bundes bestimmte, dass die Einnahmen des 
Pjp'st-. und Telegraphen Wesens für das ganze Bundesgebiet 
gemeihsichaftlich sein, dass die Ausgaben, aussen gemein- 
schaftlichen M^^^ bestritten und ^ie Überschüsse in die 
Buncleskasse fliessen sollten. Oie Leistungen der Postver-^ 
waltung für die einzelnen Bundesstaaten wurden hiernach 



1) Statistik der deutschend. P. Und T. V. a;a. 0. Die Portoein- 
nahme der Postverwaltung in dfesein n Jahre betrag 15921249 Taler. « * 
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als gleichmässig angesehen. Da aber in den verschiedenen 
Staaten der Umfang der bestehenden Portofreiheiten ganz 
verschieden war, so würden bei Beibehaltnng der Privilegien 
einzelne Staaten ungleich grössere Vorteile als andere be- 
sessen haben, und zwar zum Schaden der letzteren. Ebenso 
hätte bei den Privatvereinen usw. durch Beibehaltung der 
bisherigen Portovorrechte eine Bevorzugung einzelner Vereine 
gegenüber denjenigen Platz gegriffen, welche eine Ver- 
günstigung nicht genossen. Dies widersprach der Gerecht- 
fertigkeit. 

So blieb denn nur übrig, die gesamten Portofreiheiten 
in Staatsdienstangelegenheiten und für Privatvereine usw.. 
aufzuheben und nur für Sendungen in Bundes-Dienstangelegen- 
heiten das Privilegium beizubehalten. Den Privatvereinen, 
deren Portofreiheit auf einem besonderen Eechtstitel beruhte, 
musste allerdings in diesem Falle eine Entschädigung gewährt 
werden. Dies sollte in Form einer Erstattung der veraus- 
lagten Portogebühren erfolgen oder, wie bei dem preussischen 
Gesetz vom 2. März 1850, betr. die Ablösung der Reallasten, 1 ) 
duröh Abfindung mit dem 18-fachen Jahresbetrage der in den 
zuletzt verflossenen 3 Kalenderjahren durchschnittlich ver- 
ausgabten Portosummen. 

Die Beibehaltung der Portofreiheiten für die Häupter 
und Mitglieder der Regentenfamilien in sämtlichen Staaten 
des norddeutschen Bundes bei ankommenden und abgehenden 
Postsendungen erschien umsomehr angebracht, als diese Ein- 
richtung in fasst allen europäischen Staaten bestand und die 
Postverträge dieses Vorrecht den Fürsten usw. meist sicherten. 

Ein nach diesen Gesichtspunkten ausgearbeiteter Gesetz- 
entwurf wurde im Jahre 1869 dem Reichstage vorgelegt. 
Hier wurde zunächt die Kompetenz des letzteren zum Erlass 
eines derartigen Gesetzes bestritten. 2 ) Hierzu ist folgendes 
zu bemerken: 



1) Gesetzsammlung von 1850, S. 77, § 60, 64. 

2) Beutner, das Gesetz betr. die Portofreiheiten im Gebiete des 
norddeutschen Bundes, Potsdam 1870, S. 1. 
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Nach Artikel 48, 2 der Bundesverfassung erstreckte 
sich, die Gesetzgebung des Bundes in Post- und Telegraphen- 
Angelegenheiten nicht auf diejenigen Gegenstände, deren 
Regelung nach den z. Zt. in der preussischen Post- und 
Telegraphen- Verwaltung massgebend gewesenen Grundsätzen 
der reglementarischen Festsetzung oder administrativen An- 
ordnung überlassen war. Die Gewährung von Portofreiheiten 
war allerdings seither in Preussen als eine Sache der Ad- 
ministration behandelt worden und dieselben würden daher 
vom Artikel 48, Absatz 2 betroffen werden. Hier war aber 
nur gesagt, dass Gegenstände, welche nach preussischem 
Herkommen der Verwaltung vorbehalten waren, ihr ohne 
eigene Zustimmung auch fernerhin nicht entzogen werden 
durften. 

Da das Gesetz aber unter Zustimmung derjenigen 
Regierung, welche die Rechte der Verwaltung wahrnahm, 
eingebracht wurde, so steht die Kompetenzfrage ausser 
Zweifel. Eine gesetzliche Regelung war deshalb erforder- 
lich, weil es sich zum Teil um wohlerworbene Privatrechte 
handelte, die verwaltungsseitig nicht einseitig aufgehoben 
werden konnten. 

Der ursprüngliche Gesetzentwurf sah im § 1 die Bei- 
behaltung der Portofreiheiten für die Häupter und Mitglieder 
der Regentenhäuser sämtlicher Staaten des norddeutschen 
Bundes vor. 1 ) Das Parlament beschränkte das Privilegium 
aber auf die regierenden Fürsten und deren Witwen, nahm 
es also den Prinzen und Prinzessinnen. — Im § 2 des Ent- 
wurfs wurde die Portofreiheit für Sendungen jeder Art in 
Bundesdienstangelegenheiten — (darunter auch für Militär 
und Marine) — ausgesprochen. Auf Stadtpostsendungen 
dieser Art sollte die Freiheit sich nicht erstrecken. Dies 
war ein bisher schon beobachteter Grundsatz, der seine Be- 
gründung darin findet, dass die Absender von Briefen usw., 
die im Ort verbleiben, diese durch eigene Boten befördern 



1) Beutner, a. a. 0. S. 2, Anmerkung 1. 



Digitized by 



Google 



- 36 - 

lassen können, weshalb für die Post keine Verpflichtung vor- 
liegt, solche Sendungen, falls sie ihr übergeben werden, 
unentgeltlich zu bestelleil. 1 ) 

Alle übrigen Portofreiheiten und Ermässigungen wurden 
(nach § 6 des Gesetzes) aufgehoben. Hierher gehörten ins- 
besondere diejenigen in Staatsdienst -Angelegenheiten und 
Justiz-Parteisachen, die Portofreiheiten staatlicher und anderer 
Öffentlicher Korporationen und Institute, sowie der Kirchen, 
Schulen, Gemeiüden, miilden Stiftungen, Privatgesellschaften, 
Anstalten und Vereine und endlich alle persönlichen Porto- 
vorfebhte. Soweit die Aufhebung der bisherigen Privilegien 
— namentlich der Stiftungen und Vereine — nach ihrer 
rechtlichen Natur nur gegen Entschädigung erfolgen konnte, 
wurde diese in der bereits vorher erwähnten Weise geleistet. 2 ) 
Bei einer grossen Zahl von Vereinen, besonders in Preusseu, 
war dies nicht erforderlich, denn ohne Zweifel stellte die 
ihnen ; gewährte Portobefreiung lediglich eine in Rücksicht 
auf ;den guten Zweck zugestandene Subvention dar. Ob 
diese Portofreiheiten auf Widerruf oder ohne besondere« 
Vorbehält durch Kgl. Kabinettsordres bewilligt war, konnte 
belanglos bleiben. Wenn die hierzu erforderliche Voraussetzung, 
dass 4er preussische Staat die Briefe frei befördern konnte, 
fiej, so warep damit auch diese Rechte erledigt. 8 ) 



1) Beutner, a. a. 0. S. 11. 

2) Der § 6 des Portofreiheitsgesetzes besagt: „Alle übrigen bisher 
bestandenen Portofreiheiten und Portoermässigungen werden aufgehoben. 
Für die Aufhebung bezw. Einschränkung der Portofreiheiten wird aus der 
Buudes-Postkasse insoweit Entschädigung geleistet, als dies mit Rücksicht 
auf die den Portofreiheiten etwa zu Grunde liegenden lästigen Privat, 
rechtstitel nach den liandesgesetzen notwendig ist." — In dem Regierungs- 
entwurfe hiess es ursprünglich statt „lästigen Privatrechts titeln" „speziellen 
Rechtstiteln" und durch einen Druckfehler war statt „Landesgesetzen". 
„Bundesgesetzen" gesagt. Durch die abgeänderte Fassung „lästige Privat- 
rechtstitel k wollte mari ausdrücken, dass einmal fein Vertrag vorliegen 
müsse und dann sollte die betr. Pottobefreiüng auf privatrechtlichem 
Wege Zustande gekommen sein. Beutner a. a. 0. S. 18. — 

3) Beutner, a. a. 0. S 17)18, ' 
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Dagegen war eine Abfindung aus der Postkasse zu 
zahlen für die Aufhebung der Portofreiheit folgender Send- 
ungen in Eisenbahn-Angelegenheiten: 

1. derjenigen Briefe, Akten und Drucksachen — (letztere 
beiden nur in Paketen bis zum Gewichte von 20 Pfund) -*- , 
welche in Angelegenheiten des deutschen Eisenbahn- 
vereins innerhalb des norddeutschen Postgebietes zur 
Versendung gelangten; 
. 2. derjenigen Sendungen, welche nach Massgabe der mit 
den einzelnen Eisenbahn-Gesellschaften abgeschlossenen 
Verträge in Dienstangelegenheiten der einzelnen Eisen- 
bahn-Gesellschaften bisher portofrei zu befördern waren. 1 ) 
Im weiteren hatte die Kgl. preussische Bank für die mit 
dem 1. Januar 1870 wegfallende Portofreiheit in Bankange- 
legenheiten für die Zeit vom 1. Januar 1870 bis Ende 1871 
Anspruch auf Entschädigung. 

Das Gesetz fand in der vom Reichstag abgeänderten 
Form die Zustimmung des Bundesrats, wurde vom König am 
5. Juni 1869 vollzogen und trat am 1. Januar 1870 in Kraft. 
Zu den gesetzlichen Grundbestimmungen erliess das General- 
postamt am 15. Dezember 1869 in einem „Regulativ über 
die Portofreiheiten tt nähere Anordnungen, die in eingehender 
Weise die einzelnen Freiheiten für Sendungen sowohl inner- 
halb des norddeutschen Bundesgebiets, wie auch nach und 
von dem Auslande und die äusseren Anforderungen zur An- 
erkennung der Portofreiheit durch die Postanstalten regelten. 
Nach der Verfassung des deutschen Reichs vom 16. April 
1871 ist jenen Bestimmungen auch für das neugeschaffene 
Reichsgebiet Gültigkeit verliehen. Ihre nähere Erörterung 
soll daher den späteren Ausführungen .vorbehalten bleiben. 

§ 2. Die Porto-Vergünstigungen und Pauschal- 
abfindungen im Postverkehr. 
Neben gänzlicher Befreiung von der Entrichtung 
des Portos bestand bei der preussischen Post bis zu 

1) Amtsblatt der norddeutschen Postverwaltung, Jahrgang 1869, 
No. 79, Anlage D. 
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Beginn des vorigen Jahrhunderts die Einrichtung besonderer 
„Portomoderationen*. Ihr Zweck ging dahin, die Beteiligten 
zu begünstigen und vor allem die Posteinkünfte durch Ver- 
vielfältigung der Zahl der beförderten Sendungen zu ver- 
mehren. l ) Dies war besonders der Fall, wenn man erwarten 
konnte, „dass — wegen der für das kaufmännische Geschäft 
zu hoch ausfallenden Portosätze — entweder die Absender 
sich statt der Barsendungen mit Anweisungen behelfen, oder 
aber — nach der Lokalität — ihre Gelder auf anderen 
Wegen oder durch benachbarte fremde Posten für wohlfeileres 
Porto fortbringen würden". 2 ) 

Solche Portoermässigungen, über deren Umfang und 
Ausdehnung die Quellen leider keinen näheren Aufschluss 
geben, wurden widerruflich und nur auf ein Jahr denjenigen 
Absendern zugestanden, welche sich zu ihren Geld- und 
Warensendungen ausschliesslich der Post bedienten. Nach 
Ablauf der Frist war ein Verzeichnis der eingelieferten Send- 
ungen vorzulegen, auf Grund dessen dann über eine Weiter- 
gewährung der Ermässigung befunden wurde. Die Verzeich- 
nisse lauteten bei den verschickten Geldern zumeist auf 
jährlich 100000 Taler oder mehr, sie wurden an Hand der 
amtlichen Unterlagen (Postbücher) auf ihre Richtigkeit ge- 
prüft. 8 ) Es ist bezeichnend für die damaligen wirtschaft- 
lichen Anschauungen und die mangelhafte Erkenntnis der 
Kreditwirtschaft, wenn die oberste Postbehörde bestrebt war, 
die Handeltreibenden durch Herabsetzung des Portos zum 
häufigen Geldverkehr mit den Posten anzuhalten und ihnen 
nahe zu legen, in Fällen, wo zwischen Barsendung und 
Wechsel oder Assignationen die Wahl eintrat, der ersteren 
den Vorzug zu geben. 4 ) 

1) Matthias a. a. 0. S. 128. 

2) Matthias a. a. 0. S. 128. 

3) Die Beurteilung darüber, ob die Geschäfte eines Absenders nach 
Wichtigkeit und Umfang eine Portoermässigung rechtfertigten, stand der 
Postanstalt des Aufgabeortes zu. 

4) Hier sei darauf hingewiesen, dass gerade heute die Postverwaltung 
— in richtiger Erkenntnis der volkswirtschaftlichen Bedeutung einer 
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Die Vergünstigung war deshalb vornehmlich nur für 
den Verkehr nach und von grossen Handelsplätzen bewilligt, 
weil nur hier ein starker Wechselverkehr usw. angenommen 
wurde. Eine besondere Bedeutung scheinen diese Einricht- 
ungen jedoch nicht erlangt zu haben, da sie im Jahre 1816 
bereits nicht mehr bestanden, ohne dass „der Handelsverkehr 
darum ein beschränkter geworden wäre. 1 ) 

Wenige Jahre später finden wir bei der preussischen 
Post besondere Portoermässigungen für Sendungen an und 
von Personen des Soldatenstandes. Nach einer Übereinkunft 
zwischen dem General-Postamt und dem Kriegsminister, die 
durch Kabinettsordre vom 30. Dezember 1825 genehmigt war, 2 ) 
betrug das Porto für Soldaten-Sendungen: 

a) für Briefe: 

bis 1 Loth nicht über 2 Sgr., 

n « » n n " n 

über 2 „ die gewöhnliche Taxe ; 

b) für Pakete: 

bis 6 Pfund doppeltes Briefporto, jedoch nicht 

mehr als 4 Sgr.; 

über 6 Pfund, vom Mehrgewicht das gewöhnliche 

Paketporto; 

c) für Geldsendungen: 

bis 2 Taler 2 Sgr., 

über 2 bis 10 Taler 4 „ 
„ 10 „ 20 „ 6 „ 
„ 20 Taler das tarifmässige Porto. 



Herabminderung des Barverkehrs bei dem Ausgleiche von Forderungen — 
durch Einführung des Post-Überweisungs- und Scheckverkehrs bestrebt 
ist, namentlich den Angehörigen des Mittelstandes und dem kleinen Mann 
(Handwerker, Handeltreibenden, Privatangestellten usw.) Gelegenheit zu 
bieten, in seiner eigenen Finanzwirtschaft den Bargeldumlauf zu vermindern 
und an den damit verbundenen Vorzügen teilzunehmen. 

1) Matthias a. a. 0. S. 129. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1893 No. 1. 
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Nach Vereinfachimg' und Ermässigung des Brief-, Geld- und 
Paket-Portos in den Jahren 1844 bis 1848 ordnete eine Ver- 
fügung des Generalpostmeisters vom 19. April 1848 an, dass auf 
Soldatensendungen, deren Taxierung trotz der Tarifänderungen 
immer noch nach der Übereinkunft aus dem Jahre 1825 er- 
folgte, die allgemeinen Taxen insoweit zur Anwendung kommen 
sollten, als nicht das Porto nach den früheren Sätzen 
geringer war* *) 

Die Ermässigungen galten für die Sendungen der im 
Inlande in Reih und Glied stehenden Soldaten bis zum Feld- 
webel einschliesslich aufwärts an ihre Angehörigen in der 
Heimat und von den letzteren. *) Ein« Anspruch auf Porto- 
ermässigung trat bei den von den genannten Militärpersonen 
ausgehenden Briefen usw. nur ein, wenn diese in der Auf- 
schrift den Vermerk. „Soldatenbrief* 4 trugen und auf der 
Rückseite mit dem Abdruck eines besonderen, im Verwahr 
eines Offiziers (Adjutant, Kompagniechef) befindlichen Militär- 
Briefstempels versehen waren. Die Auflieferung der vom 
Truppenteil einzusammelnden Sendungen war lediglich am 
ersten jedes Monats und nur in dringenden, besonders be- 
scheinigten Fällen auch zu anderer Zeit gestattet. 8 ) Die 
Sendungen von Angehörigen an die Soldaten waren ebenfalls 
in der oben bezeichneten Weise zu bezeichnen und von den 
Kommunalbehörden — (auf dem Lande von dem Schulzen 
bezw. den Gemeindevorstehern, in der Stadt von einer 
Magistratsperson) — mit dem Gemeinde- oder Stadtsiegel zu 
bestempeln. Für die Auflieferung kamen gleichfalls nur 
bestimmte Termine in Betracht (der 10. und 15. des Monats). 

Nach amtlichen Erklärungen hat die Postverwaltung 
mit der Bewilligung von Postvergünstigung ' für die von 



1) „Entwickelung des Tarifwesens bei der preussischen und bei der 
Reichspostverwaltung seit 1824", Statistik der deutschen E. P. und T. V. 
1891, S. 94. 

2) „Übersicht über die Portofreiheitsverhältnisse auf den preussischen 
Posten", Berlin 1847, S. 215, § 321 ff. 

3) „Übersicht über die Portofreiheitsverhältnisse" a. a. 0, § 327. 
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Soldaten usw. ausgehenden Sendungen, namentlich den Paketen, 
schlechte Erfahrungen gemacht, da hier im Laufe der Zeit 
ein starker Missbrauch beobachtet wurde. Eine Vereinbarung 
des Handelsministers mit dem Kriegsminister vom 12. August 
1859 hob daher diese Art von Portovergünstigungen auf und 
traf hinsichtlich der Sendungen an Soldaten in Rücksicht auf 
die weiterhin eingetretenen Tarifänderungen neue Bestimm- 
ungen. Hiernach war bei diesen Sendungen zu entrichten: 

a) für gewöhnliche Briefe bis 4 Loth ausschliesslich 
nichts, 

b) für Pakete ohne Wertangabe bis 6 Pfund ein- 
schliesslich, sowie für Gelder in Briefen oder 
Paketen bis 20 Taler nebst einem Begleitbrief bis 
4 Loth ausschliesslich 

1. an Gewichtsporto 

bis 10 Meilen 1 Sgr., 

über 10—20 Meilen 2 „ , 

„ 20 Meilen 3 „ , 

2. an Wertporto nichts; 

c) für gewöhnliche Briefe von 4 Loth an, für Pakete 
mit Wertangabe oder über 6 Pfund, sowie für 
,Gelder über 20 Taler das gewöhnliche Porto. 1 ) 

Eine abermalige Neuregelung der Portovergünstigungen 
für Soldatensendungen erfolgte durch allerhöchste Ordre vom 
28. Januar 1868. Diese Bestimmungen, die durch § 5 des 
Portofreiheitsgesetzes einstweilen aufrecht erhalten blieben, sind 
noch heute in Geltung. Ihre Beibehaltung rechtfertigte sich aus 
der einheitlichen Organisation der gesamten Landmacht und der 
Marine des norddeutschen Bundes. Auch gewährten diese 
Bestimmungen allen bei der Fahne stehenden Wehrpflichtigen 
und Angehörigen des Unteroffizierstandes gleichmäßig dieselben 
Vorteile. Für diese Ausnahme sprach zwar auch nicht die 
Forderung des Staatswohles im Allgemeinen oder zu Recht 



1) Ministerialblatt für die gesamte innere Verwaltung in den Egl. 
preussischen Staaten, Jahrgang 1859, S. 222/223. 
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bestehenden Verträge, aber wohl war sie in der Natur der 
gegebenen Verhältnisse bedingt, in dem Umstände, dass der 
Soldat an dem Orte seiner Bestimmung nicht freiwillig, 
sondern zwangsweise sich aufhält, dass aus diesem Zwangs- 
aufenthalte die Ausgabe an Porto für ihn erwächst, weshalb 
billigerweise das Gesetz diese Vergünstigung bestehen liess. 
Hinsichtlich des jetzigen Umfanges derselben und ihrer Be- 
deutung darf ich auf die späteren Ausführungen verweisen. 

Die Feststellung von Pauschalsummen anstelle der für 
die einzelnen gebührenpflichtigen Sendungen zu entrichtenden 
Porto- und Gebührenbeträge ist ein Erzeugnis der neueren 
Zeit, sie kommt im allgemeinen nur für den Postverkehr der 
Behörden in Frage. Anklänge an ein solches Verfahren 
finden sich — allerdings in primitiver Form — vereinzelt in 
den deutschen Posteinrichtungen um die Wende des 17. Jahr- 
hunderts. Nach einer kaiserlichen Urkunde aus dem Jahre 1690 
hatte der Magistrat von Ulm sich bereit erklärt, dem Eaiserl. 
Postmeister den Haustrunk an Wein für sich und seine An- 
gehörigen „Umgeld frei und um den halben Wert" zu liefern, 
sowie auch dem Postamt in allen nötigen Fällen Beistand zu 
leisten. Hierfür wurde dem Magistrat für abgehende wie 
ankommende Brief- und Paketsendungen dienstlicher Art, 
sofern sie mit dem Stadtsiegel bedruckt zur Auflieferung 
gelangten, volle Portofreiheit auf den Reichsposten gewährt, 
während die von den auswärtigen Posten herrührenden Send- 
ungen hierbei ausgeschlossen waren. 1 ) Des weiteren wurde 
im Jahre 1704 mit dem Hochstift Hildesheim und dessen 
Regierung ein Abkommen wegen des Brieffreitums geschlossen, 
wonach für die unentgeltliche Beförderung der Sendungen 
des jeweiligen Landesfürsten und Bischofs, des Domkapitels 
in Land- und Regierungssachen sowie des Kanzlers und 
der Räte in dienstlichen und eigenen Angelegenheiten usw. 
der Post jährlich 100 Reichstaler gezahlt wurden. Für aus- 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1878, Nr. 13, 
S. 407. 
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ländische Briefe usw. war zum Teil eine besondere Summe 
festgesetzt. 1 ) 

Eine solche Zahlung für die unentgeltliche Beförderung 
der Sendungen kommt eigentlich unsere* jetzigen Art der 
Festsetzung von Pauschalvergütungen sehr nahe. 

Mit Aufhebung der Portofreiheiten in Staatsdienstsachen 
wurde der Postverwaltung durch das Portofreiheitsgesetz vom 
5. Juli 1869 (§11 a.a.O.) das Recht vorbehalten, mit 
Staatsbehörden Abkommen wegen Zahlung von Aversional- 
(Portopausch-)Summen zu treffen. Nach den Gesetzesmotiven 
bezwekte diese Bestimmung, den Behörden in ihrem geschäft- 
lichen Verkehre mit der Post tunlichst Erleichterung zu ge- 
währen. Es wurde hierbei vorausgesetzt, dass vor Abschluss 
eines solchen Abkommens genaue Ermittelungen über den 
Umfang der von der Behörde abgehenden bzw. an dieselben 
eingehenden Postsendungen angestellt werden müssen, und 
dass ein solches Abkommen überhaupt nur dann getroffen 
werden kann, wenn festgestellt ist, dass der Korrespondenz- 
verkehr der betr. Behörde im allgemeinen ein dauernd gleich- 
massiger ist. 8 ) Bereits bestehende Verträge dieser Art, auch 
wenn sie nicht mit Staatsbehörden, sondern mit Korporationen 
(Gemeinden) abgeschlossen waren, wurden durch das Gesetz 



1) Das Abkommen lautete: „Wie nämlich bei dem Kays. Es. Post- 
amt zu Hildesheim, des jeweiligen Landesfürsten und Bischöfen, dermalen 
aber des Domkapitels, als Administratoren in Land- und Regierungssachen 
führende Korrespondenz, abgehend als ankommend Porto frey belassen 
werde, worunter auch die Ital. Briefe begriffen, die Französ. Niederl. 
Engl, und Schweizer Briefe aber ausgenommen sind. Des Kanzlers und 
der geh. Käthen herrschaftl. als eigene Korrespondenz ist ebenfalls frey, 
die übrigen Ministers und Bediente aber nur in Herrschaftl. Sachen; die 
an die Regierung einlaufende und abgehende Depeschen, wovon die Acta, 
so auf der Parteyen Verlangen auf Universitäten gesand werden, ausge- 
schlossen. Hingegen wird dem Postamt jährl. 100 Rthlr., dann für die 
Holl. Briefe und Zeitungen 60 Rthlr., • weiteres eine Discretion von 12 Rthl. 
zugesagt. Solle das Postamt bez. den Kays. Privilegien und Immunitäten 
bestens geschützt werden. (Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 
1878, Nr. 14. S. 431.) 

2) Beutner, a. a. 0. S. 63. 
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picht berührt. In Wirklichkeit hatten solche aber kauft in 
nennenswertem Umfange bestanden. 

Während somit bis} Ende Dezember 1869 innerhalb des 
norddeutschen Postbezirkes die Postsendungen in Staatsdienst- 
angelegenheiten fast durchweg portofrei befördert worden 
waren, unterlagen diese vom 1. Januar 1870 ab, ebenso wie an- 
dere Sendungen, dem tarif massigen Porto. Die Pauschalierung 
des letzteren erforderte zunächst nähere Ermittelungen. Um 
im Betriebe der Staatsbehörden einem Missbrauche, wie er bei 
Benutzung der allgemein gültigen Postwertzeichen hätte vor- 
kommen können, vorzubeugen, wurden vom 1. Januar 1870 
ab zunächst besondere „Dienstfreimarken" zu verschiedenen 
Wertbeträgen eingeführt. Sie wurden von den Postanstalten 
verkauft und durften nur zur Frankierung der gewöhnlichen, 
nach Orten innerhalb des norddeutschen Postbezirkes ge- 
richteten dienstlichen Briefe und Postanweisungen Verwendung 
finden, während das Franko für die übrigen Sendungen den 
Staatsbehörden gestundet wurde. Nach der Gründung des 
deutschen Reiches wurden die Dienstfreimarken vom 1. Januar 
1872 ab als unzweckmässig ausser Betrieb gesetzt, 1 ) an 
deren Stelle dann die allgemein gültigen Postwertzeichen traten. 

Die Postverwaltung machte nun von dem ihr gesetzlich 
vorbehaltenen Rechte, mit Staatsbehörden Abkommen wegen 
Aversionierung der Porto- und Gebührenbeträge abzuschliessen, 
bis zum Schlüsse des Jahres 1872 in mehreren Fällen Ge- 
brauch. Solche Abkommen bestanden mit: 

1. dem Herzoglich Sächsischen Staatsministerium in Mein- 
ingen, 

2. dem Egl. Direktorium des Potsdamschen grossen Militär- 
Waisenhauses in Berlin, 

3. dem Grossherzoglich Mecklenburg-Schwerin'schen Minis- 
terium der auswärtigen Angelegenheiten, 

4. dem Grossherzoglich Mecklenburg-Strelitz'schen Staats- 
ministerium, 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1901, Nr. 11, S. 352. 
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5. dem Grossherzoglich Hessischen Mininsterium des Gross- 
herzoglichen Hauses und des Äusseren, 
6. w dem Fürstlich Lippeschen Kabinettsministerium in Detmold, 

7. dem Ministerium für Lauenburg in Berlin, 

8. der Fürstlich Schaumburg-Lippeschen Regierung, 

9. dem Herzoglich Sächsischen Staatsministerium in Gotha, 
10. der Landesdirektion der Fürstentümer Waldeck und 

Pyrmont. 

Mit dem preussischen Finanzministerium hatten die 
Verhandlungen wegen Pauschalierung der Porto- usw. Beträge 
für die von den preussischen Staatsbehörden ausgehenden 
Postsendungen lange zu keinem Ergebnis geführt, da die 
beiderseits ermittelte Summe der zu Grunde zu legenden 
Postgefälle erhebliche Abweichungen zeigte, eine Einigung 
aber vorerst sich nicht erzielen liess. 1 ) Im Laufe der Jahre 
wurden immer mehr Solche Abkommen geschlossen und am 
1. April 1894 kam dann auch eine Einigung mit Preussen 
zustande. Heute haben 26 Staatsbehörden mit der Reichs- 
Postverwaltung Portoablösungssummen vereinbart. Die näheren 
Erörterungen hierüber, insbesondere über die Festsetzung der 
Pausehaisummen und die finanzielle Bedeutung des Verfahrens 
finden sich weiter unten. 

§3. Gebührenfreiheiten und Gebührenbegünstigungen 
im Telegraphen- und Fernsprechverkehr. 

Die elektrische Telegraphie ist eine Errungenschaft des 
19. Jahrhunderts und die elektrische Beförderung geschriebener 
Nachrichten wurde, nachdem dieses neue Verkehrsmittel zu- 
nächst nur für Eisenbahn- und Staatszwecke in den Kultur- 
staaten Anwendung gefunden hatte, in den 40er und 50er Jahren 
auch in den Dienst des allgemeinen Nachrichtenverkehrs 
gestellt. In den meisten Ländern liegt der Telegraphenbetrieb 
entweder gesetzlich (z. B. in Frankreich durch Gesetz von 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1875, Nr. 3, S. 64. 
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1851) oder tatsächlich, wie im deutschen Reiche, ausschliesslich 
in der Hand des Staates. 1 ) In Deutschland ist das Monopol 
zwar vqn Anfang an behauptet und praktisch gehandhabt, 
aber erst durch das Gesetz vom 6. April 1892 (ß. G. Bl. 467) 
festgelegt worden. Die Tarifbildung hat bei der Telegraphie 
die Stufen, welche der Posttarif zurückzulegen hatte, dank 
der gewonnenen Erfahrungen schnell überwunden. Hinsichtlich 
der Allgemeingültigkeit der Tarife sind im Gebiete der Tele- 
graphie ähnliche Misstände, wie bei der Post, nicht zu ver- 
zeichnen gewesen. 

Trotzdem haben mit dem Zeitpunkte, wo die Staats- 
telegraphen in den Dienst des allgemeinen Nachrichtenver- 
kehrs gestellt wurden, immerhin eine Reihe von Gebühren- 
privilegien Eingang gefunden. Die Staatsoberhäupter und 
staatlichen Organe, Fürstlichkeiten und einzelne bevorzugte 
Personen, haben wohl überall das Recht zu unentgeltlicher 
Benutzung der Telegraphen innegehabt. 

In Deutschland entstand aber im Verein mit dem Ver- 
langen, nach einer grösseren Rentabilität dieses verhältnis- 
mässig noch jungen Staatsbetriebes bald das Bestreben, Aus- 
wüchsen in Gestalt einer unentgeltlichen Benutzung der 
Staatstelegraphen rechtzeitig vorzubeugen. Schon gleich bei 
Aufhebung der Portofreiheiten im Jahre 1869 machte sich 
daher im Reichstage der Wunsch geltend, in ähnlicher Weise 
gegen die Gebührenfreiheiten im Telegraphenverkehr vor- 
zugehen. Man einigte sich zu dem Antrage, die Regierung 
möge darauf Bedacht nehmen, diese Befreiungen im Wege 
des Gesetzes zu beseitigen. 2 ) 



1) Auch in denjenigen Ländern, wo der Telegraphenbetrieb anfäng- 
lich der Privatunternehmung überlassen war, hatte die Erkenntnis der 
daraus entspringenden weitgreifenden Übelstände meist bald die Ver- 
staatlichung der den öffentlichen Verkehrszwecken gewidmeten Telegraphen 
zur Folge. (Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Auflage, Bd. 7, 
S. 67.) 

• 2) Stenographische Berichte des Reichstages, Sitzung vom 8: Mai 
1869, S. 878; Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1876, Nr. 22, 
S. 738. 
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In den Jahren 1870 und 1872 scheiterte der Erfolg an 
dem Widerspruche des Präsidenten des Reichskanzleramts, 
der namentlich hervorhob, dass das finanzielle Interesse, etwa 
100000 Mark jährlich, von keiner grossen Bedeutung sei. 

Wenn aber auch der Einnahme- Ausfall für die gebührenfrei 
beförderten Telegramme, der. 1876 ebenfalls auf etwa 80 bis 
100000 Mark geschätzt wurde, schliesslich für den ganzen 
Etat weniger von Bedeutung war,, so traten doch mit der 
Steigerung des Verkehrs weitere Misstände zu Tage. Ins- 
besondere war es der Umstand, dass ein grosser Teil der 
gebührenfreien Telegramme den Dienst belästigte und die 
Leitungen über Gebühr in Anspruch nahm, namentlich wo 
es sehr nahe lag, sich bei den unentgeltlich zur Beförderung 
gelangenden Telegramme hinsichtlich der Ausführlichkeit 
nicht zu beschränken. Die von den einzelnen Ressortcbefs 
in Peussen .und den anderen Bundesstaaten auf Veranlassung 
der Telegraphenverwaltung erlassenen Anordnungen gegen 
übermässige Ausnutzung und Missbrauch der Gebührenfreiheit 
hatten zwar eine Zeit lang Erfolg, aber nach Verlauf weniger 
Monate trat das alte Übel wieder in der früheren Weise auf, 
wie es ähnlich wiederholt für den Postverkehr festgestellt 
worden ist. 1 ) In der Sitzung des deutschen Reichstages vom 
11. Dezember 1876 bezifferte der damalige Chef des Post- 
und Telegraphenwesens, Staatssekretär von Stephan, den 
finanziellen Ausfall durch die Gebührenfreiheiten im Tele- 
graphenverkehr abermals in der schon genannten Höhe. 2 ) 
Inzwischen hatte man, wie in den meisten Ländern, auch in 
Deutschland seit dem 1. März 1876 abweichend von den 
früheren Zonen- und Wortgruppentarif — (nach Massgabe 
der Entfernung) — einen einfachen Worttarif mit gleich- 
bleibendem Wortsatz eingeführt. 8 ) Rechtfertigte diese Gestaltung 

1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1876, Nr. 22, S. 674. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1876, Nr. 24, S. 746. 
.3) Der Tarif war dergestalt, dass zur Grundtaxe von 20 Pf. noch. 

für jedes zu telegraphierende Wort eine Gebühr von 5 Pf. (für den inneren 
deutschen Verkehr) hinzutrat. Seit 1886 ist auch die Grundtaxe beseitigt. 
(Vgl. auch „Wörterbuch der Volkswirtschaft, Aufl. 2, 2. B., S. 1073".) 
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des Tarifs sich vor allem aus dem Bestreben, die Gebühren- 
sätze billig, leicht übersichtlich und verständlich zu halten, 
so wollte man andererseits auch einen gewissen Schutz gegen 
unnötig lange Telegramme schaffen. Und da die gebühren- 
freien Telegramme, wie schon erwähnt, gerade in letzterem 
Punkte zu Ausständen und lebhaften Klagen Aülass gaben, 
war eine baldige Regelung in dieser Beziehung umsomehr 
erwünscht. Auch die am 1. Januar 1876 stattgehabte 
Vereinigung von Post und Telegraphia zu einer einheitlicheb 
Verwaltung Hess einen — wenigstens im allgemeinen — 
übereinstimmende Gestaltung der Ausnahmebestimmungen im 
Tarif wesen bei beiden Verkehrsmitteln dringend nötig er- 
scheinen. Hierzu bedurfte es nach Artikel 48 und 50 der 
Reichsverfassung, entsprechend den in der norddeutschen 
Post- und Telegraphenverwaltung massgebend gewesenen 
Grundsätzen, lediglich einer administrativen Anordnung und 
keines besonderen Gesetzes. Durch eine Resolution des 
Reichstages wurde demgemäss der Reichskanzler ersucht, 
dahin zu wirken, dass die Befreiungen Von den Gebühren 
für Telegramme in gleicher Weise wie die Portofreiheiten 
nach dem Gesetze vom 5. Juni 1869 aufgehoben bzw. ein- 
geschränkt würden. Diesem Antrag entsprechend ■: erfolgte 
die angestrebte Regelung der Frage durch öine „Verordnung, 
betreffend die gebührenfreie Beförderung von Telegrammen, 
vom 2. Juni 1877 u , die am 1. Juli des gleichen Jahres in 
Kraft trat. 1 ) Hiernach blieben nur die Telegramme der 
Landesfürsten, ihrer Gemahlinnen und Witwen sowie diejenigen 
in Reicbsdienstangelegenheiten gebührenfrei, wie wir es 
ähnlich in fremden Ländern finden. 

Gebührenermässigungen bestehen in einzelnen aus- 
ländischen Staaten, haben jedoch in Deutschland irti allge- 
meinen keinen Eingang gefunden. Sie fanden bei uns nur 
insoweit statt, als einzelnen Korrespondenten, vornehmlich 
Zeitungen und Nachrichtenbureaus, die Benutzung einer Leitung 
während der Nacht gegen Entrichtung einer je nach der 



1) Reichsgesetzblatt S. 524. 
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Länge der Benutzungszeit festgelegten Miete eingeräumt 
wurde. Dem gleichen Gedanken, die Telegrapheneinrich- 
tungen zu sonst verkehrsfreien Zeiten gegen eine niedrigere 
Gebühr nutzbar zu machen, entspringen die in Amerika 
gebräuchlichen halfrate messages, deren Auflieferer der Ver- 
waltung die Befugnis einräumen, die Telegramme zu einer 
ihr passenden Zeit, spätestens aber am nächsten Tage zu 
befördern. l ) 

Der Fernsprechverkehr, auf den hier nur kurz ein- 
zugehen sein wird, ist in Deutschland, soweit er dem öffent- 
lichen Verkehr dient, gleich bei seiner Entstehung als ein 
Teil der staatlichen Telegraphie angesehen und ausschliess- 
lich durch den Staat betrieben worden. 2 ) Die Grundsätze 
hinsichtlich Bemessung der Fernsprechgebühren sind — ent- 
sprechend der Neuheit dieses Verkehrsmittels — ; mehreren 
Änderungen unterworfen worden, und Gebührenfreiheiten oder 
Vergünstigungen konnten hier garnicht oder doch nur in 
ganz beschränktem Umfange Platz greifen. Im allgemeinen 
haben sich bei der Telephonie Pauschalvergütungen in Form 
fester Jahresbeträge — unabhängig von der Zahl der ge- 
führten Gespräche — lange erhalten. Im Reichspostgebiet 
trat anstelle der früheren einheitlichen Jahresgebühr von 
150 Mark seit dem 1. April 1900 (Fernsprechgebührenord- 
nung vom 20. Dezember 1899, R. G. Bl. S. 711) eine nach 
der Zahl der Teilnehmer an dem Fernsprechnetz eines Ortes 
abgestufte Pauschalgebühr von 80 bis 180 Mark. Im 
übrigen bleibt den Anschlussinhabern freigestellt, statt der 
Pauschgebühr eine sog. Grundgebühr von 60 bis 100 Mark 



1) Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl., Bd. 7, S. 67 ff. 

2) Das erste Fernsprechamt für den öffentlichen Verkehr wurde 
Ende 1877 in Friedrichsberg bei Berlin eröffnet, gleichzeitig war bereits 
die Einrichtung von Fern Sprechanstalten für eine Reihe* grösserer Städte 
angeordnet (Wörterbuch der Volkswirtschaft, Bd. I, S. 817). Im Auslande 
wurden zu dieser Zeit, namentlich in Amerika, England und Frankreich, 
mehrere Stadtfernsprechanlagen durch Privatgesellschaften ins Leben 
gerufen. 



Digitized by 



Google 



-So- 
und daneben eine besondere Gesprächsgebühr (5 Pf. für jede 
hergestellte Verbindung) zu entrichten. 

Hinsichtlich der gebührfreien Benutzung der Fernsprech- 
linien im deutschen Reiche durch die regierenden Fürsten 
ist folgendes zu bemerken: 

Bis zum Jahre 1892 erfolgte die Regelung der Gebühren- 
freiheit in Bezug auf die ganze Telegraphie, einschliesslich 
Telephonie, im Wege der Verordnung. Nach dem Telegraphen- 
gesetz von 1892 *) können neue Gebührenfreiheiten nur durch 
Gesetz eingeführt werden, weshalb solche in der Folge nicht 
mehr Genehmigung fanden. Vorher war durch Verordnung 
bestimmt, dass die regierenden Fürsten in den Staaten des 
deutschen Reichs, sowie deren Gemahlinnen und Witwen in 
Anerkennung ihrer Ehrenrechte auf den Fernsprechlinen für 
ihren persönlichen Verkehr Gebührenfreiheit besassen, sofern 
der Anschluss nach den Verbindungslinien auf Kosten der 
Fürstlichkeiten hergestellt wird. Die Bestimmungen sind 
noch jetzt in Geltung. Im übrigen verweise ich wegen der 
heute bestehenden Freiheiten usw. im Telegraphenverkehr 
auf die späteren Ausführungen. 

§4. Entwickelungder Porto- und Gebührenprivilegien 
in einzelnen bedeutenderen Bundesstaaten. 

Durch die Ereignisse von 1 866 war das Postwesen von 
Schleswig-Holstein, Hannover und Hessen auf Preussen über- 
gegangen, und mit dem norddeutschen Bund entstand vom 
1. Januar 1868 ab eine einheitliche Postverwaltung, der 
alle deutschen Staaten mit Ausnahme von Bayern, Württem- 
und Baden angehörten. Die gegenseitigen Beziehungen 
zwischen den letzteren Staaten und dem norddeutschen Bunde 
waren durch einen Postvertrag vom 23. November 1867 ge- 
regelt. Nach der Neugründung des deutschen Reiches er- 
weiterte sich seit dem 1. Januar 1872 die norddeutsche 
Bundespost durch den Zutritt Badens und Elsass-Lothringens 



1) R. G. Bl. S. 467. 
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zur deutschen Reichspost. Nur Bayern und Württemberg 
haben noch eigene Postverwaltungen. Sie verwalten, ohne 
dass dem Reiche diesen beiden Staaten gegenüber ein über 
Artikel 17 R. V. hinausgehendes Recht der Beauf Sichtung 
des Post- und Telegraphenwesens zustände, dieses innerhalb 
ihres Gebiets selbständig und für eigene Rechnung und 
haben deshalb an den zur Reichskasse fliessenden Ein- 
nahmen der Reichs -Post- und Telegraphen - Verwaltung 
keinen Teil. 1 ) 

Zur Gewinnung eines umfassenden Überblicks über die 
zur Untersuchung stehenden Einrichtungen unserer Reichspost 
wird daher zunächst auf die Entwickelung der Porto- und 
Gebührenprivilegien in einzelnen bedeutenderen Bundesstaaten 
näher einzugeben sein. 

A. Bayern. 
f 
Die moderne Post ist in Bayern, wie anderwärts, aus 

dem Kloster-Universitäts- und Städtebotenwesen, den Metzger- 
posten und anderen mittelalterlichen Briefbeförderungs-Ein* 
richtungen herausgewachsen, denen vor und während der 
ersten Periode des Taxisschen Postwesens die Vermittelung 
des Verkehrs überlassen war. Die Taxisschen Posten hatten 
nur nach anfänglichem Widerstreben der bayerischen Herzöge 
im Jahre 1693 in Bayern Eingang gefunden, verblieben dann 
aber über 100 Jahre im Lande. Hinsichtlich der Portofrei- 
heiten gilt daher auch hier das an früherer Stelle für die 
Taxisschen Verhältnisse Gesagte. Eine besondere Überein- 
kunft, betr. das „Portofreitum", ward im Jahre 1784 zwischen 
dem Kurfürsten Karl Theodor von Bayern und dem Fürsten 



1) Diese Reservatrechte hatten sich Bayern und Württemberg in 
den Verträgen vom 23. und 25. November 1870, betr. den Beitritt zur 
Verfassung des norddeutschen Bundes, vorbehalten. Eine Änderung des 
z. Zt. bestehenden Zustandes könnte deshalb auch nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung des betr. Bundesstaates erfolgen. (Wolcke, Postrecht, Leipzig 
1909, S. 18.) 
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Alexander Ferdinand von Thurn und Taxis geschlossen. 1 ) 
Am 1. März 1808 wurde der Fürst von Taxis, der entsprechend 
den Zusicherungen des Reichsdeputations-Hauptschlusses vom 
25. Februar 1803 durch König Max Joseph von Bayern noch 
im Februar 1806 die Verwaltung der Landesposten als Erb- 
Thronlehen erhalten hatte, abgefunden. Damit ging das Post- 
wesen in die Hände des bayrischen Staates über. 2 ) 

Grundlegend für die Portofreiheiten in Bayern war 
eine Kgl. Verordnung vom 23. Juni 1829. 8 ) Hiernach und 
zufolge der später ergangenen zahlreichen ergänzenden Ver- 
fügungen waren von der Entrichtung des Portos befreit 
sämtliche Staatsbehörden für den Schriftwechsel in Staats- 
dienstangelegenheiten, ebenso die mittelbaren Behörden, d. h. 
die mit dem Rechte der Selbstverwaltung ausgestatteten 
Körperschaften, wie Kreisdistrikts- und Ortsgemeinden, öffent- 
liche Religionsgesellschaften und öffentliche Stiftungen usw. für 
die in Staatsdienstangele^nheiten an Staats- oder Militär- 
behörden gerichteten Postsendungen. Ebenso bestanden gewisse 
Portofreiheiten in Armensachen. 4 ) Eine Zusammstellung dieser 
Vorschriften nebst den im Laufe der Jahre getroffenen Zusatz- 
bestimmungen wurde später den Verkehrsanstalten zugefertigt. 

Der Umfang des Portofreiheitswesens in Bayern mag 
daraus hervorgehen, dass im Jahre 1885 von rund 12572 
Millionen Briefsendungen 7 1 /, Millionen portofrei waren. 6 ) 

Auch im Telegraphenverkehr bestand Gebührenfreiheit 
für die Diensttelegramme der Staatsbehörden, 6 ) und gewisse 



1) B. E. Crole, Geschichte der deutschen Post, Eisenach 1889, S. 154. 

2) Die General- Administration der Kgl. Posten bildete seit 1825 
eine Abteilung des Finanzministeriums. 

3) Regierungsblatt vom Jahre 1829, S. 521—534. 

4) Kollmann, „Die Portofreiheit in Bayer. Staatsdienstangelegen- 
heiten, mit einer Zusammenstellung der Bestimmungen über die gebühren- 
freie Beförderung von Telegrammen; 3. Auflage, München 1894. 

5) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1887, Nr. 20. 

6) Es genossen Freiheit von den Telegrammgebühren vor allem 
a) der König und Prinzregent sowie die übrigen regierenden Fürsten 

der Staaten des deutschen Reichs einschl. des Gefolges usw. 
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Vergünstigungen waren letzteren auch im Fernsprechverkehr 
zugebilligt. 

Wenn auch bereits im Jahre 1851 zahlreiche persönliche 
Portoprivilegien beseitigt wurden, so blieben alle sonstigen 
Ausnahmebestimmungen doch bis in die allerletzte Zeit in 
Geltung. Erst durch ein Gesetz vom 22. Dezember 1907 
wurden mit Wirkung . vom 1. Januar folgenden Jahres die 
bisherigen Porto- und Gebührenfreiheiten, soweit sie auf 
gesetzlicher Grundlage beruhten, beseitigt. Gleichzeitig er- 
ging eine Königliche Verordnung, wonach für den inneren 
bayerischen Verkehr fortan die bezüglichen Vorschriften des 
Eeichs-Postgebiets und des deutschen Wechselverkehrs 
— (Portofreiheitsgesetz vom 5. Juni 1869 und das dazu er- 
lassene Regulativ) — Geltung erlangten. *) Bestehen blieben 
daneben die unbeschränkte Portofreiheit aller Mitglieder des 
Königshauses und die auf Vertrag beruhenden Portoprivilegien 
der Fürstlich Thurn und Taxisschen Familie. Neuerdings ist 
auch die Portofreiheit des Fürstlich Thurn und Taxisschen 
Hauses auf wiederholte Anregungen des bayerischen Land- 
tages zum 1. Januar 1910 aufgehoben worden. Der Fürst 
hatte die Verzichterklärung an die Bedingung der Gewährung 
einer Ablösungssumme geknüpft, deren Höhe auf 440000 Mark 
festgesetzt wurde. 

Mit den bisher im Genuss der portofreien Beförderung 
von Sendungen gewesenen Zivilstaatsverwaltungen, mit Aus- 
schluss der Staatseisenbahnverwaltung, wird — zur Er- 



b) die Dienstkorrespondenz der Behörden, 

c) die post- und telegraphendienstlichen Telegramme, 

d) die Telegramme der Eisenbahnbehörden in Eisenbahnbetriebsange- 
legenheiten, 

e) die Telegramme bei Brandfällen, Hochwasser und Eisgang, 

f) die Telegramme der bayerischen metereologischen Beobachtungs- 
stationen an die Zentralstation in München, 

g) die telegr. Korrespondenz der Wahlkommissare mit den Kgl. Be- 
körden bei Reichs- und Landtagswahlen. (E. Kollmann a. a. 0. 
S. 276 ff.) 

1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1908, Nr. 10, 8. 273. 
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leichterung des Verkehrs bei denselben — analog dem Porto- 
ablösangsverfahren der Reichspost, die Zahlung von Porto- 
pauschsummen verabredet. In diese Portoablösung sind auch 
bestimmte Sendungen der mittelbaren (Gemeinde- und Kirchen-) 
Behörden für Rechnung der Staatskasse einbezogen, um diese 
für die Aufhebung der bisherigen Portofreiheit in etwa zu 
entschädigen. *) 

Hinsichtlich der Behandlung der Eisenbahn-Dienstsen- 
dungen ist bestimmt, dass Sendungen im Einzelgewichte 
von mehr als 5 kg, ferner Geld- und Wertsendungen 
an Dienststellen der bayerischen Staatseisenbahnen, sowie 
dringende Sendungen, falls bei der Beförderung im Postwege 
erhebliche Schwierigkeiten oder Verzögerungen zu erwarten 
stehen, durch das Zugpersonal als Eisenbahndienstsache 
Beförderung erhalten* Alle anderen Dienstsendungen der 
Eisenbahn sind der Post zur Weiterleitung zu übermitteln 
und nach den allgemein gültigen Tarifen zu frankieren, 
jedoch unter Benutzung besonderer Eisenbahndienstmarken. 
(Gewöhnliche bayerische Postwertzeichen mit dem Auf- 
druck E.) 2 ) 

Im Telegraphenverkehr bestehen auch in Bayern fortan 
die durch Kaiserl. Verordnung vom 2. Juni 1877 für das 
Reichspostgebiet und den deutschen Wechselverkehr 8 ) zu- 
gelassenen Gebührenfreiheiten, deren Wiedergabe sich daher 
an dieser Stelle erübrigt. Die Portovergünstigungen für 
Personen des Militärstandes haben in Bayern im allgemeinen 
die gleiche Entwickelung wie in Preussen bezw. im Reichs- 
postgebiet erfahren. 



1) Amtsblatt des E.P.A. von 1908 Nr. 11. 

2) Für diese Regelung war der Gedanke massgebend, dass die 
Eisenbahnverwaltung, da sie vom 1. Januar 1908 ab für die Beförderung 
der Postsendungen in den Zügen eine die Selbstkosten deckende Vergütung 
aus der Postkasse bezieht, ihrerseits der Post diejenigen Sendungen zuweise, 
deren Beförderung in den Wirkungskreis dieser Verwaltung fällt (Archiv 
für Post und Telegraphie a. a. 0. S. 274). 

3) D. i. der Portoverkehr zwischen dem Reichs-Postgebiet einerseits 
und Bayern und Württemberg andererseits. 
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Vergünstigungen im Fernsprechverkehr sind den Mit- 
gliedern des Kgl. Hauses und den Hofstellen eingeräumt. Hier 
werden zwar die Herstellungskosten der Fernsprecheinrich- 
tungen von den Beteiligten eingezogen, eine Gebührenerhebung 
für Gespräche im Orts-, Vororts- und Nachbarortsverkehr 
findet aber nicht statt. Die gleiche Gebührenfreiheit ist für 
den innerbayerischen Verkehr den Gesprächen der regierenden 
Fürsten des deutschen Reichs, dere» Gemahlinnen und Witwen 
zugestanden und zwar sowohl für ihre Person wie für die 
auftragsgemäss von dem Gefolge und den Hofstaaten ge- 
führten Gespräche. 

Die Mehreinnahmen der bayerischen Post- und Tele- 
graphenverwaltung infolge Neuregelung der Porto- und 
Gebührenfreiheiten und Vergünstigungen sind für den Finanz- 
abschnitt 1908/09 auf 6339900 Mark veranschlagt. 1 ) Eine 
wirkliche Mehreinnahme ist darin jedoch für die Staatskasse 
im allgemeinen nicht zu erblicken, da jene Beträge von den 
einzelnen Staatsverwaltungen aufzubringen sind. Ein schätzens- 
werter Vorteil liegt jedoch darin, dass das finanzielle Er- 
gebnis von Post und Telegraphie künftig klarer als bisher 
ausgedrückt ist. 

B. Württemberg. 
In Württemberg waren die Reichsposten 1806 vom 
Staate in eigene Verwaltung genommen, später (im September 
1819) jedoch durch König Wilhelm ebenfalls dem Fürstlichen 
Hause Thurn und Taxis überlassen worden, in dessen Händen 
die Verwaltung dann als erbliches Thronlehen gegen eine 
jährliche Lehnsabgabe von 70000 Gulden bis 1862 verblieb. 
Erst durch Vertrag vom 22. März 1851 übernahm der Staat 
hier wieder das Postwesen. 9 ) Nach den bisherigen Er- 
örterungen bedarf es nur des Hinweises, dass auch in 
Württemberg unter Taxisscher Regie im Postwesen zahl- 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1908, Nr. 10, S. 275. 

2) Gleichzeitig wurde der Fürst von Thurn und Taxis mit einer 
Entschädigungsaumme von 1300000 Gulden abgefunden (Crole, a.a.O.). 
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reiche Portobefreiungen und Vergünstigungen Eingang ge- 
funden hatten. 

Der deutsch-österreichische Postvereinsvertrag von 1860 
hatte nun für den inneren Verkehr der beteiligten Staaten 
bestimmt, dass — neben der unentgeltlichen Beförderung des 
Schriftwechsels der Mitglieder von Regentenfamilien und der 
öffentlichen Behörden in reinen Staatsdienstangelegenheiten — 
weitere Portofreiheiten möglichst vermieden und die den 
Vereinen und Privatpersonen bewilligten Privilegien be- 
seitigt oder doch eingeschränkt werden sollten. Da solche 
Berechtigungen lediglich auf Königlicher Verordnung, nicht 
auf Gesetz beruhten, erfolgte eine anderweite Regelung des 
Portofreiheitswesens für den inneren württembergischen Ver- 
kehr durch eine Kgl. Verordnung vom 20. Oktober 1851. *) 

Hiernach blieb zunächst die Portofreiheit des Königs 
sowie sämtlicher Mitglieder seines Hauses und der Thurn- 
und Taxisschen Familie bestehen. Alle übrigen persönlichen 
Portoprivilegien kamen in Wegfall. a ) Weiterhin waren porto- 
frei die Sendungen zwischen den Staatsbehörden und Ämtern 
in Dienstangelegenheiten des Staates, der Kirchen, Schulen, 
öffentlichen Stiftungen und Anstalten zu wohltätigen Zwecken. 
Ebenso erfolgte die Versendung des Regierungsblattes und 
Staatsanzeigers unentgeltlich. Die den Amtskörperschaften 
und Gemeinden für den Oberamtsverkehr eingeräumte Porto- 
freiheit wurde im Jahre 1865 (Verordnung vom 14. März) 
auf den Verkehr dieser Behörden mit den Staatsbehörden usw. 
ausgedehnt. 



1) Weber, „Post und Telegraphie im Königreich Württemberg", 
Denkschrift ans Anlass des Ablaufes der 50-jährigen Verwaltung des 
württembergischen Post- und Telegraphenwesens durch den Staat. Stutt- 
gart 1901, S. 330, 331. 

2) Soweit die Vorrechte auf einem besonderen Rechtstitel beruhten 
oder ihr Genuss als Besoldungsteil angerechnet war (wie bei den aus der 
Taxisschen Verwaltung in den Staatsdienst übernommenen Postbeamten), 
wurde eine Entschädigung gewährt. 
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Nach der Gründung des deutschen Reichs trat durch 
Gesetz vom 29. Mai 1872 *) für die Sendungen zwischen dem 
Reichspostgebiet und Württemberg, sowie zwischen Bayern 
und Württemberg das Portofreiheitsgesetz mit Wirkung vom 
1. Juli 1872 in Kraft. 

Es zeigte sich jedoch im Laufe der Zeit, dass das 
Portofreiheitswesen in seiner bisherigen Gestaltung immer 
mehr Schwierigkeiten für den Postbetrieb und Nachteile für 
die Postkasse zur Folge hatte. Zahlreiche Mis§bräuche und 
der Wunsch, die Portoprivilegien auch für den inneren Ver- 
kehr Württembergs in Übereinstimmung mit den gleichartigen 
Bestimmungen der anderen deutschen Staaten zu bringen, 
führten daher im Jahre 1881 zu einer Neuregelung der 
Verhältnisse durch Kgl. Verordnung vom 26. März. Die Vor- 
rechte des Königs, der Mitglieder des Kgl. Hauses und der 
Familie Thurn und Taxis blieben bestehen, im allgemeinen 
aber traten die Vorschriften des Reichspostgebiets in Kraft. 
Abgesehen von dem post- und telegraphendienstlichem Schrift- 
wechsel wurden somit sämtliche Portofreiheiten für den 
amtlichen Verkehr aufgehoben. Das Porto für Brief- und 
Fahrpostsendungen zwischen den Staatsbehörden und Ämtern 
in Angelegenheiten des Zivil- und Kirchendienstes, sowie 
zwischen diesen Behörden bzw. Ämtern und den Amtskörper- 
schaften oder Gemeindebehörden war fortan auf die Staats- 
kasse zu übernehmen. 2 ) Gleichzeitig ging man dazu über, 
für den amtlichen Verkehr der Staatsbehörden besondere 
Wertzeichen einzuführen. 8 ) 

Neben den Portofreiheiten haben in Württemberg, wie 
in Preussen, seit längerer Zeit Portoermässigungen für die 



1) ß. G. BL S. 167. 

2) Weber, a. a. 0. S. 331. 

3) Einzelne aus dem Jahre 1851 herrührende Befreiungen von der 
Fahrtaxe bei Personenbeförderungen wurden 1882 beseitigt. Die seit 1852 
im Verkehr zwischen Württemberg und der Schweiz bestehende Porto- 
freiheit für Sendungen in Staatsdienstangelegenheiten kam erst im Jahre 
1900 zur Aufhebung und wurde nur für den postdienstlichen Schriftwechsel 
beibehalten. 
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unteren Angehörigen des Militärs und der Marine bestanden. 
Die noch unter Taxisscher Verwaltung einzelnen Personen 
oder Berufskreisen bewilligten Vergünstigungen hatten schon 
mit Übernahme des Postwesens in staatliche Hände ihre 
Erledigung gefunden. Die im Postvereinsvertrag von 1851 
für den deutsch-österreichischen Verkehr vorgesehene unent- 
geltliche Beförderung von Sendungen an aktive Soldaten 
vom Feldwebel abwärts ward am 1. Januar 1868 aufgehoben. 
Nachdem dann während der kriegerischen Ereignisse in den 
Jahren 1870/71 den im Felde stehenden Soldaten weitgehende 
Vergünstigungen bei Entrichtung der Postgebühren ein- 
geräumt waren, fanden 1872 (nach dem bereits genannten 
Reichsgesetz) die Portoermässigungen des Eeichpostgebiets 
auch in Württemberg Eingang, wo sie noch jetzt Geltung 
haben. 

Das finanzielle Ergebnis der Aufhebung der Porto- 
freiheiten war ein überaus günstiges, da der Etat von 1881/82 
aus diesem Anlass eine Mehreinnahme von 350000 Mark 
aufwies. *) 

Im telegraphischen Verkehr innerhalb Württembergs 
waren anfangs nur telegraphen- und bahndienstliche Tele- 
gramme gebührenfrei. Den postdienstlichen Telegrammen wurde 
dieses Vorrecht seit 1852 eingeräumt. Eine weitere unent- 
geltliche Benutzung des Telegraphen wurde 1863 in Brand- 
fällen für Feuerberichte und für die zu Löschzwecken be- 
stimmten Meldungen gestattet. Für die von dem König und 
der Königin ausgehenden Telegramme besteht die Gebühren- 
freiheit im innerwürttembergischen Verkehr seit dem 1. No- 
vember 1862. 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1882, Nr. 9, S. 271. 
Unter Berücksichtigung der gleichzeitig vorgenommenen Tarifänderungen 
für den inneren württemhergischen Verkehr — Erhöhung der Tarifsätze 
des internen Verkehrs, die nach dem Etat eine jährliche Mehreinnahme 
von 225000 Mark brachte — betrug der Überschuss der Gesamteinnahmen 
der württembergischen Postverwaltung über die Gesamtausgabe für das 
Jahr 1881/82 nach dem Etat die Summe von 1300000 Mark gegen 
744153 Mark im vorhergehenden Jahre (Weber, a.a.O. S. 335). 
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Im Verkehr mit den Staaten des deutsch-österreichischen 
Telegraphenvereins bestand eine unentgeltliche Benutzung 
des Telegraphen meist nur für die telegraphendienstliche 
Korrespondenz. 1 ) 

Seit dem 1. Juli 1877 galten auch für Württemberg 
hinsichtlich der gebührenfreien Beförderung von Telegrammen 
die Bestimmungen der Kaiserlichen Verordnung vom 2. Juni 
1877, 2 ) die für den Betrieb auf sämtlichen Telegraphenlinien 
des deutschen Reichs massgebend ist. 

Im Fernsprechverkehr besteht in Württemberg eine 
Gebührenfreiheit auf den Verbindungsanlagen für den König, 
die Königin und die Dienstgespräche der Verkehrsanstalten. 

C. Sachsen. 
Auch in Sachsen, wo die Einkünfte und der Betrieb 
des Postwesens bis zu dessen Übergang in unmittelbare 
Staatsverwaltung (1712; an einzelne Unternehmer verpachtet 
waren, finden wir das Portofreiheitswesen weit ausgedehnt. 
Seit dem Jahre 1640 wurden alle Sendungen der kurfürstlichen 
Familie, der Schriftwechsel der Geheimen Räte usw. sowie 
seit 1682 auch die Berichte der Amtleute unentgeltlich be- 
fördert. Wenige Jahre später müssen dann Einschränkungen 
bei den bewilligten Privilegien eingetreten sein, denn 1707 
war z. B. die Kurfürstin nicht mehr im Genüsse der Porto- 
freiheit. 8 ) Für die Beförderung der portofreien Sendungen 
bezog der Oberpostmetster in damaliger Zeit eine Pauschver- 
gütung, über deren Höhe aus den Quellen nichts verlautet. 
Ohne Zweifel ist mit der Portofreiheit auch hier viel Missbrauch 
getrieben worden, dessen bedenklichen finanziellen Folgen 
man nach Übergang des sächsischen Postwesens in den 
Staatsbetrieb sich nicht länger verschliessen konnte. Die 
Postordnung vom 27. Juli 1713 schränkte schon die Portofrei- 



1) Friedrich Weber, Post und Telegraphie im Königreich Württem- 
berg, Stuttgart 1901, S. 332/333. 

2) Reichsgesetzblatt S. 524. 

3) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1900, Nr. 2, S. 60. 
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heiten ein, 1 ) immerhin umfasste sie noch, ausser den Send- 
ungen des Kegentenhauses, vor allem die von den Statthaltern 
oder Geheimen Bäten ausgehende Korrespondenz. Dem Mangel, 
dass es an einer grundlegenden, einheitlichen Eegelung der 
Portoprivilegien fehlte, half eine Verordnung vom 4. Februar 
1783 zur „genaueren Bestimmung und Einschränkung der 
bisherigen Post-Portobefreiungen" ab. 2 ) Hiernach umfasste 
die unentgeltliche Beförderung sämtliche Postsendungen der 
kurfürstlichen Familie, des geheimen Kabinetts und der Hof- 
ämter, die Briefe und gewöhnlichen Pakete der Minister, die 
dienstliche Korrespondenz der kurfürstlichen Kollegien, der 
Kreis- und Amtshauptleute sowie der Ämter, und endlich den 
Schriftwechsel in postdienstlichen und bestimmten militärischen 
Angelegenheiten. Missbräuchliche Benutzung der Portofreiheit 
wurde mit einer Strafe von 5 Talern für jeden der Postkasse 
entgangenen Groschen belegt. 

Gleichwohl konnte von einer Beseitigung der früheren 
Missstände nicht die Bede sein, besonders da in der Folge 
verschiedentlich wieder Ausnahmen zugelassen wurden, und 
die Zahl der privilegierten Anstalten, Stiftungen, Korporationen 
usw. ständig zunahm. So betrug denn noch im Jahre 1865 
die Zahl der im Kgl. sächsischen Postgebiet beförderten 
portofreien Briefe 1098994 Stück. 3 ) 

Am 1. Februar 1867 ging dann die sächsische Post in 
die Verwaltung des norddeutschen Bundes über, der somit 
die weitere Eegelung der Portoprivilegien auch hier vor- 
behalten blieb. 

Die Telegraphie stand in Sachsen mit der Post nicht 
in gemeinsamer Verwaltung, wenngleich vereinigte Post- und 
Telegraphenanstalten vorhanden waren, die hinsichtlich des 
Telegraphenwesens einer besonderen Direktion der Staats- 
telegraphen unterstanden. Nachdem dieses Verkehrsmittel 
nicht mehr ausschliesslich den Zwecken der Staatsregierungen 



1) B. E. Crole, Geschichte der deutschen Post, Eisenach 1889, S. 327. 

2) Archiv fttr Post und Telegraphie, Jahrgang 1904, Nr. 11, S. 357. 

3) Crole a. a. 0. S. 335. 
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dienstbar, sondern auch der Allgemeinheit zugänglich gemacht 
war, haben auch hier einzelne Gebührenfreiheiten sich erhalten. 
Zufolge des Friedensschlusses von 1866 wurde die Telegraphie 
an Preussen abgetreten, weshalb ich auf die weitere Ent- 
wickelung der Privilegien in diesem Lande Bezug nehmen darf. 

D. Hessen. 

In Hessen sind neben der Kaiserlichen Post die ersten 
ständigenund eigenen Landesposten unter Georg II. (1626—1661) 
ins Leben getreten. Aber erst im Jahre 1730 wurden sie 
durch den Landgrafen Ernst Ludwig als öffentliche Verkehrs- 
anstalt jedermann zugänglich gemacht. l ) 

Hinsichtlich der Portoprivilegien bestimmte Punkt 11 
der „Präliminar-Post- Verordnung vom 28. März 1730", dass 
„alle Fürstliche Ministri und Geheimen Räthe, alle Generals, 
alle Chefs bey Hoff, Forst, Jagd und Marstall, alle wirklich 
bey denen Fürstl. collegii vptum und Sessionen habenden 
Räthe" durchgehende Befreiung von alllem Briefporto geniessen 
sollten. Den Stabsoffizieren, Professoren und Superintendenten 
zu Giessen und Darmstadt, den Leib- und Hofärzten sowie 
den höheren Beamten und Kammerdienern war diese Ver- 
günstigung nur eingeräumt für die in diesen Orten aufge- 
lieferten oder dorthin gerichteten Briefe, soweit sie mit der 
Landespost Beförderung erhielten. Auch den „notorisch 
Armen" wurde das Portoprivilegium gewährt, wenn sie bei 
dem Botenmeister ihre Briefe abstempeln Hessen. 

Als mit der weiteren Ausgestaltung der Landesposten 
der Wettbewerb zwischen diesen und der kaiserlichen Post 
den Postbetrieb ungünstig beeinflusste, insbesondere die Porto- 
hinterziehungen sich mehrten, einigten sich beide Verwaltungen 
im Jahre 1744 durch Abschluss einer „Konvention wegen 
Bestellung des Postwesens in den Hochfürstlich Darmstädt- 
ischen Landen". 2 ) Aus dieser ist für unsere Darstellung von 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1909, Nr. 8, S. 260. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1909, Nr. 8, S. 261. 
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Interesse, dass Taxis das bisher auf den hessischen Landes- 
posten üblich gewesene Brieffreitum bestätigte und einige 
weitere Portofreiheiten gewährleistete. Einen Beweis dafür, 
dass im weiteren Verlaufe der Entwickelung des Postwesens 
bei der unentgeltlichen Beförderung von Sendungen zahlreiche 
Missbräuche Eingang fanden, liefert eine Verordnung vom 
Juli 1775, in welcher die das Portofreiem betreffenden Be- 
stimmungen sowohl für die Kaiserlichen wie die Landesposten 
zur genauesten Beachtung in Erinnerung gebracht wurden. 

Infolge wiederholter Streitigkeiten bestätigte eine zweite 
Übereinkunft mit Taxis im April 1804 *) die bisherigen Porto- 
freiheiten auf den kaiserlichen Eeichsposten und erweiterte 
sie dahin, dass die in der Übereinkunft einzeln aufgeführten 
Behörden und Personen „eine gänzliche Befreiung des Brief- 
portos innerhalb der deutschen Reichs-Postgrenzen geniessen 
sollten". Gleichzeitig verpflichtete sich die hessische Re- 
gierung, allen Missbräuchen der Portoprivilegien nachdrücklich 
entgegenzutreten. 

Mit dem 1. Juli 1807 ging die Verwaltung des Post- 
wesens im Grossherzogtum Hessen durch Lehnsvertrag auf 
den Fürsten Earl Alexander von Thurn und Taxis als Erb- 
Land-Postmeister über. Wesentliche Änderungen in dem 
Umfange der Portoprivilegien sind in der Folgezeit für das 
hessische Postwesen nicht zu verzeichnen. 

Sechzig Jahre später kam mit dem Thurn und Taxisschen 
Postwesen auch Hessen in preussische Postregie (am 1. Juli 
1867) und nach Artikel 48 der Bundesverfassung trat vom 
1. Januar 1868 ab auch in ganz Hessen, das mit seinem 
Postwesen nach Punkt 26 der Ausführungsbestimmungen zum 
Friedensvertrage vom 3. September 1866 vollständig zum 
norddeutschen Bunde gehörte, an die Stelle der preussischen 
Verwaltung die des norddeutschen Bundes. 

Gebührenfreiheiten im Telegraphenverkehr Hessens 
können, wenn solche bestanden haben, nicht von besonderer 



1) Archiv für Post and Telegraphie, a. a. 0. S. 266. 
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Bedeutung gewesen sein. Die erste elektromagnetische Tele- 
graphenlinie wurde daselbst im Jahre 1848 (von Frankfurt a. M. 
über Giessen, Cassel, Eisenach, Erfurt» Halle, Cöthen und 
Jüterbog nach Berlin) durch Preussen erbaut und war aus- 
schliesslich preussisches Eigentum. Die Staaten, durch deren 
Gebiet die lediglich dem Staatsverkehr dienende Linie führte, 
erhielten als Gegenleistung für die zur Anlage erteilte Er- 
laubnis massige Vergünstigungen für ihre Staatstelegramme. 
Im Jahre 1867 übernahm dann bereits Preussen durch be- 
sonderen Vertrag die Verwaltung sämtlicher Telegraphen- 
anlagen des Grossherzogtums. 

Die bisherigen Erörterungen gestatten es, von einem 
weiteren Eingehen auf die Entwickelung der Porto- und 
Gebührenprivilegien usw. in den einzelnen (kleineren) Bundes- 
staaten des Reichs abzusehen, ohne den Vorwurf einseitiger 
oder unvollständiger Untersuchung befürchten zu müssen. 
Einmal bieten die Quellen in dieser Hinsicht wenig oder gar 
kein Material, und zum anderen werden die Verhältnisse, wie 
wir sie bei den bisher betrachteten Postverwaltungen kennen 
gelernt haben, auch hier nicht anders gestaltet gewesen sein, 
besonders wo das moderne Postwesen aller wärts aus den 
gleichen Verhältnissen hervorgegangen ist und, wenigstens 
in grossen Zügen, überall die gleiche Entwickelung erfahren 
hat. Endlich steht fest, dass für die Gestaltung unserer 
heutigen Portoprivilegien gerade die bedeutenderen Postver- 
waltungen mit Preussen an der Spitze allein von mass- 
gebendem Einfluss gewesen sind. 



Wir haben festgestellt, dass schon in den Anfangs- 
perioden der Entwickelung des Postwesens sowohl bei der 
Taxisschen Lehnsverwaltung, wie bei den durch die Territorial- 
herren eingerichteten Landesposten zahlreiche Privilegien bei 
Erhebung der Gebühren für Beförderung von Briefen, Geld- 
sendungen usw. Eingang gefunden hatten. 
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Für die Taxissche Post war die unentgeltliche Besorgung 
der fürstlichen und amtlichen Korrespondenz eine durch den 
Lehnsvertrag übernommene Verpflichtung, der sich diese 
Verwaltung später bei weiterer Ausdehnung der Gebühren- 
freiheiten trotz der zahlreich hervortretenden Misstände nicht 
wohl entziehen konnte. 

Bei den Landesposten brachten die Verhältnisse von selbst 
eine unentgeltliche Beförderung fürstlicher und staatsdienst- 
licher Postsendungen. Die namentlich bei der preussischen 
Verwaltung beobachteten Entwickelungsphasen entsprechen 
der Behandlung des- Postwesens von Seiten der Staatsgewalt 
zu den verschiedenen Zeiten. 

Ausgehend von der Auffassnng, dass dieses Verkehrs- 
mittel eine wirtschaftlich wichtige Einnahmequelle sei, ergab 
sich für Preussen zunächst eine fiskalische Verwaltung des 
Postwesens, die dann auch in dem Bestreben nach Ein- 
schränkung und Beseitigung aller Portoprivilegien zu Tage 
tritt. Mit der kulturellen Entwicklung und der gleich- 
massigen Ausbreitung der Posten über das Staatsgebiet zu 
Anfang des vorigen Jahrhunderts wechselte dieses Verwaltungs- 
system. Unter dem Einfluss der physiokratischen und Adam 
Smithschen Lehren hatte die preussische Gesetzgebung zu 
Anfang des vorigen Jahrhunderts eine liberale Richtung 
angenommen. Mehr und mehr wurden auch, wie wir sahen, 
Ausnahmen und Vergünstigungen bei den Portotarifen im 
Laufe der Jahrzehnte wieder zugestanden. Damit verband 
sich ein stetig zunehmender Missbrauch, und erst der neueren 
Entwickelung blieb es vorbehalten, hier Wandel zu schaffen 
und für die Tarife der Post, sowie neuerdings auch der Tele- 
graphie mit Durchführung des Grundsatzes der Billigkeit und 
Einfachheit auch der Forderung nach Allgemeingültigkeit 
grössere Geltung zu verschaffen. 

Die historische Entwicklung vermittelt uns so das Ver- 
ständnis der bis heute erhalten gebliebenen Privilegien im 
Post- und Telegraphenverkehr, auf welche nunmehr näher 
einzugehen ist. 
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IL Die gegenwärtigen VerhäHtrtsse. 

§5. Umfang und wirtschaftliche Bedeutung der 

Porto- und Gebührenfreiheiten, 

Portovergünstigungen und Pauschalabfindungen im 

Reichspostgebiet. 

Das Portofreiheitsgesetz vom 5. Juni 1869, welches in 
Südhessen bereits im Laufe des Jahres 1869 publiziert und 
in Baden auf Grund eines Vertrages vom 1. Januar 1872 in 
Kraft getreten war, ist durch Gesetz vom 1. März 1872 in 
Elsass- Lothringen eingeführt und durch das Reichsgesetz 
vom 29. Mai 1872 auch auf den Verkehr zwischen Bayern 
und Württemberg untereinander und mit dem Reichspostgebiet 
ausgedehnt worden. 1 ) 

Unentgeltlich sind hiemach zu befördern: 

a) alle Postsendungen, die von den regierenden Fürsten 
in den Staaten des deutschen Reichs sowie von 
den Gemahlinnen und Witwen dieser Fürsten in 
persönlichen und die allerhöchste Vermögensver- 
waltung betreffenden Angelegenheiten abgelassen 
werden oder an sie eingehen; 2 ) 

b) alle Postsendungen, die in reinen Reichsdienst- 
Angelegenheiten innerhalb des deutschen Reichs 
von einer Reichsbehörde abgeschickt oder an eine 
solche gerichtet sind; 8 ) 

c) alle Postsendungen, die in Militär- und Marine- 
sachen von unmittelbaren Reichs- oder Staats- 



1) Zur Ausführung des Gesetzes ist das „Regulativ über die Porto- 
freiheiten" ergangen. (Verfügung des General-Postamts vom 15. Dezember 
1869, P.A.B1. 1869, Nr. 79, A.D.A. Abschn. m, Abt. 1, S. 35 ff.) 

2) P. F. G. § 1. Diese unbeschränkte Porto- und Gebührenfreiheit 
gemessen auch diejenigen Sendungen, welche von den Hausministerien, 
den diesen nachgeordneten Verwaltungen, ferner den Hofstaaten, der Ad- 
jutantur, dem Zivil- und Militärkabinet sowie den sonstigen mit diesen 
Sendungen betrauten Dienssstellen in Angelegenheiten der Fürsten abge- 
sandt oder empfangen werden. (Regulativ vom 15|12. 1869, Artikel 1.) 

3) P. F. G. § 2. 
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behörden mit Einschluss der solche Behörden ver- 
tretenden einzelnen Beamten abgesandt werden 
oder an sie eingehen und reine Reichsdienst- An- 
gelegenheiten betreffen; 1 ) 

d) alle Postsendungen, die in Reichstags-Angelegen- 
heiten von dem Reichstag ausgehen oder an ihn 
gerichtet sind; 8 ) 

e) Briefe, die in Bundesratssachen von den Bevoll- 
mächtigten in Berlin aufgeliefert oder an die 
Genannten nach Berlin abgesandt werden. 

Die Portofreiheit erstreckt sich, wie bereits an anderer 
Stelle erläutert wurde, nicht auf Stadtpostseudungen 8 ) und 
gewisse Nebengebühren, 4 ) bleibt vielmehr auf Sendungen des 
Fernverkehrs beschränkt. Zu ihrer Anerkennung sind durch 
das mehrfach erwähnte Regulativ besondere Erfordernisse 
hinsichtlich der Aufschrift und des Verschlusses der Sendungen 
gestellt, insbesondere müssen solche Sendungen mit amtlichem 
Siegel oder Stempel und mit dem Vermerk „Militaria, Marine- 
sache, Post- bezw. Telegraphensache, Zollvereinssache" und in 
allen übrigen Fällen mit der Bezeichnung „Reichsdienst- 
sache" versehen sein. 6 ) 

Nach oder von Orten ausserhalb des deutschen Reichs 
werden Sendungen nur insoweit unentgeltlich befördert, als 
sie nach den betreffenden Konventionen oder Staatsverträgen 
vom Aufgabe- bis zum Bestimmungsort gänzlich portofrei 
zu befördern sind. ) Eine streckenweise unentgeltliche Be- 



1) P. F. G. § 2, Regulativ Artikel 7 u. 8. In dergleichen Ange- 
legenheiten gemessen also auch die Sendungen von und an Staatsbe- 
hörden die Portofreiheit. 

2) P. F. G. § 4, Regulativ, Artikel 6. 

3) P. F. G. § 3. 

4) Regulativ Artikel 13. 

5) Regulativ Artikel 2. 

6) Die für den inneren deutschen Verkehr bestehenden Portofrei- 
heiten und Portovergünstigungen erstrecken sich nicht auf den Verkehr 
mit den deutschen Schutzgebieten. Die öffentlichen Behörden in Deutschland 
sind jedoch berechtigt, ihre dienstlichen Briefe und Postkarten nach den 
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förderang nach und von Orten ausserhalb des deutschen Reichs 
geniessen nur die nach a) ohne Gebühr zu übermittelnden 
Postanweisungen und Fahrpostsendungen in Angelegenheiten 
der regierenden deutschen Fürsten hinsichtlich des Portos für 
die Beförderungsstrecken innerhalb des deutschen Reichs. In 
keinem Falle wird ausländisches Porto von der Reichskasse 
getragen. 

Während die Sendungen von und an Fürstlichkeiten (a) 
ohne Ansatz irgendwelcher Gebuhren — einschliesslich der 
sogen. Nebengebühren — bleiben, sind sonst für alle porto- 
freien Sendungen die besonderen Gebühren zu entrichten, 
mithin die Zustellungsgebühr, das Bestellgeld, Ortsporto und 
Ortsgebühren, das Eilbestellgeld, die Verzollungsgebühr, die 
besondere Gebühr für dringende Paketsendungen sowie für 
ausserhalb der Dienststunden eingelieferte Einschreibsendungen 
und gewöhnlichen Pakete. 1 ) 

Im Weltpostverkehr ist allgemein der den Postdienst 
betreffende Schriftwechsel zwischen den Postverwaltungen im 
Verkehre mit allen Ländern portofrei. Wegen der näheren 
Bestimmungen hierüber sowie über Portofreiheiten für Kriegs- 
gefangenen-Sendungen, Zollvereinssachen und den Verkehr 
mit Österreich-Ungarn, der Schweiz und Luxemburg beziehe 
ich mich auf die Angaben in der betr. Anlage. 

Endlich bestehen noch im Feldpostverkehr, d. i. im 
Feldpostdienst bei Mobilmachung des Heeres gewisse Porto- 
privilegien. In Militärdienst-Angelegenheiten sind hier 
sämtliche zur Beförderung durch die Feldpost geeigneten 
Sendungen portofrei, in Privatangelegenheiten <Jer Angehörigen 
des Heeres werden unentgeltlich befördert gewöhnliche Briefe 



Schutzgebieten unter der Bezeichnung „Portopflichtige Dienstsache" zu 
versenden. Die gleiche Berechtigung ist den kaiserlichen Gouvernements 
usw. in den deutschen Schutzgebieten für den Verkehr nach dem Mutter- 
lande eingeräumt. Portopflichtige Dienstsendungen werden, wenn sie un- 
frankiert sind, nicht mit dem Zuschlagporto belegt. (Z. vgl. Briefpost- 
tarif, Berlin 1907, S. 12. 

1) Regulativ Artikel 13. 
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bis zu 50 g Gewicht einschliesslich, Postkarten sowie Geld- 
briefe bis zu 50 g Gewicht und 150 Mark Wertangabe und 
Postanweisungen vom Feldheere nach der Heimat. 

Die gebührenfreie Beförderung von Telegrammen ist 
durch Allerhöchste Verordnung vom 2. Juni 1877 l ) für das 
gesamte Reichstelegraphengebiet, für den Verkehr mit Bayern 
und Württemberg und den Verkehr zwischen letzteren Staaten 
einheitlich geregelt. Hiernach gelangen unentgeltlich zur 
Beförderung alle Telegramme, die von den vorher unter a) 
bis e) genannten Fürsten usw., Reichs-, Militär- und Marine- 
behörden in fürstlichen oder in reinen Reichsdienst-, Militär- 
und Marinedienst-Angelegenheiten aufgegeben werden oder 
an sie gerichtet sind, 9 ) sowie die Telegramme der Eisenbabn- 
verwaltungen, Eisenbahnstationen und Eisenbahnbeamten an 
vorgesetzte Behörden über vorgekommene Unglücksfälle und 
Betriebsstörungen. 8 ) 

Die Gebührenfreiheit der Telegramme erstreckt sich 
nur auf die Telegraphierungsgebühren, nicht aber auf die 
baren Auslagen für Weiterbeförderung über die Telegraphen- 
linien hinaus. 4 ) Stadttelegramme geniessen die Gebühren- 
freiheit nicht. 

Im internationalen Verkehr werden die auf den Tele- 
graphendienst bezüglichen Telegramme unentgeltlich befördert. 6 ) 

Gebührenfreiheit im B'ernsprechverkehr besteht nur in 
unwesentlichem Umfange. Sie ist den regierenden Fürsten 
in den Staaten des deutschen Reichs, deren Gemahlinnen 



1) Reichsgesetzbl. S. 524. 

2) A. V. § 1, 1 — 5. Auch der Kronprinz und die Kronprinzessin 
des deutschen Reichs geniessen für die von ihnen ausgehenden Telegramme 
die Gebührenfreiheit. 

3) A. V. § 1, 6. 

4) A. V. § 2. Die auf den mit dem Auslande abgeschlossenen 
Staatsverträgen oder Konventionen beruhenden Gebührenfreiheiten blieben 
aufrecht erhalten, im übrigen findet aber bei den nach dem Auslande ge- 
richteten Telegrammen eine Gebührenfreiheit für die Beförderungsstrecke 
innerhalb des deutschen Reichs nicht statt. 

5) Internationaler Telegraphenvertrag, v. 10/22. Juli 1875, Artikel 11. 
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und Witwen, sowie dem Kronprinz und der Kronprinzessin 
zugestanden. Daneben kommen die Dienstgespräche der Post- 
and Telegraphenbehörden untereinander unentgeltlich zur 
Ausführung, ein Grundsatz, der auch im internationalen 
Fernsprechdienst Geltung hat. 1 ) 

Eine gebührenfreie Benutzung öffentlicher Fernsprech- 
stellen findet überhaupt nicht statt. 9 ) 

Ausser diesen vollständig unentgeltlichen Leistungen 
im Post- und Telegraphenverkehr sind von der Verwaltung 
nach § ö des Portofreiheitsgesetzes vom 5. Juni 1869 *) eine 
Anzahl von Leistungen zu ermässigten Portosätzen, also 
teilweise unentgeltlich auszuführen. Solche Portovergün- 
stigungen sind gewährt: 

1. den in Reih und Glied stehenden Personen des 
Soldatenstandes des Landheeres und der Marine 
bis zum Feldwebel, Wachtmeister oder Oberdeck- 
offizier einschliesslich aufwärts; 4 ) 

2. den in gleichen Bang- und Besoldungsverhältnissen 
stehenden nicht streitenden Gliedern der Truppen- 
körper; 6 ) 

3. den Leutnants, die zwar mit dem Leutnants- 
Charakter beliehen worden sind, aber nicht in den 
mit dieser Stellung verbundenen Bezügen stehen; 



1) Ausführungsübereinkunft für den internationalen Telegraphen- 
verkehr (Londoner Revision 1903), Punkt 15 E. 

2) A. D. A. Abschn. m, Abt. 2. 

3) Bundesgesetzbl. S. 141. 

4) Hierzu gehören auch: 

a) die Fahnenjunker, Fähnriche, Kriegsschüler, Seekadetten und Fähn- 
riche zur See, 

b) die Invaliden in den Invalidenhäusern, 

c) die Schiffsjungen in der kaiserlichen Marine, 

d) die durch Vertrag angestellten Schiffsköche, Schiffskellner und 
Schiffsbarbiere für die im Dienst befindlichen Schiffe der kaiserl. 
Marine. (A. D. A. Abschn. ITC, Abt. 1.) 

5) dazu gehören: 

a) die Studierenden der Militär- Veterinärakademie in Berlin, 

b) die Militär- und Marine-Büchsenmacher. (A. D. A. Abschn. ITC, Abt. 1.) 
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4, den Gendarmen in den Staaten, wo sie zu den 
Militärpersonen gerechnet werden. 
Sie bestehen in folgendem: 

a) gewöhnliche Briefe bis zu 60 g sowie Post- 
karten sind portofrei; 

b) für Postanweisungen bis zu 15 Mark einschliess- 
lich werden nur 10 Pf. erhoben; 

c) für gewöhnliche Pakete bis zum Gewichte von 
3 kg einschliesslich beträgt das Porto 20 Pf. 
auf alle Entfernungen. 1 ) 

Die Portovergünstigungen betreffen nur die an die 
genannten Militärpersonen gerichteten, nicht auch die von 
ihnen ausgehenden Sendungen. Sie müssen ferner eigene 
Angelegenheiten des Empfängers betreffen und hiernach in 
der Aufschrift entsprechend gekennzeichnet sein. 2 ) Aus- 
geschlossen von der Portovergünstigung sind Sendungen in 
rein gewerblichen Angelegenheiten des Empfängers, ferner 
solche, welche in ausschliesslich gewerblichen Angelegen- 
heiten des Absenders an Militärpersonen gerichtet sind, sowie 
Sendungen im Orts- und Landbestellbezirk des Aufgabeortes. 8 ) 

Portoermässigungen gemessen ferner die privaten Brief- 
sendungen im Verkehr zwischen Deutschland und den Marine- 
schiffsposten an Bord der Kriegsschiffe für die Dauer des 
Aufenthaltes der letzteren in fremden Gewässern. Hier 
finden in der Richtung nach und von den Schiffen die Porto- 
sätze und Gewichtsgrenzen des inneren deutschen Verkehrs 
Anwendung. 4 ) 

1) A. D. A. Abschn. LH, Abt. 1. Die Vergünstigungen erstrecken 
sich nicht auf beurlaubte Militärpersonen und Einjährig-Freiwillige. 

2) Vorgeschrieben ist der Vermerk: „Soldatenbrief, Eigene Ange- 
legenheit des Empfängers". A. D. A. Abschn. III, Abt. 1. 

3) A. D. A. Abschn. m, Abt. 1. 

4) Briefposttarif, A. § 18. Jedoch wird 

a) für Drucksachen und Geschäftspapiere, die bis zum Gewichte von 
2 kg zugelassen sind, bei einem Gewichte von mehr als 1 kg eine 
Gebühr von 60 Pfg. erhoben, 

b) für Briefe bis 60 g der Personen der Schiffsbesatzungen und der 
Militärpersonen bis zum Oberdeckoffizier einschl. aufwärts ein Porto 
von 10 Pfg. berechnet. 
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Auch für Feldpostsendungen, soweit sie nicht unent- 
geltliche Beförderung erhalten, gelten ermässigte Tarifsätze, 
worauf der Vollständigkeit halber hingewiesen sei. 1 ) 

Endlich bleibt zu erwähnen, dass die von öffentlichen 
Behörden, von Beamten und Geistlichen in Ausübung 
dienstlicher Funktionen abgesandten portopflichtigen Dienst- 
sendungen 2 ) (Briefe, Pakete und Sendungen mit Wertangabe) 
nicht mit dem für unfrankierte Sendungen festgesetzten Zu- 
schlagporto belegt werden, somit eine Beförderung gegen 
ermässigte Portosätze stattfindet. 8 ) 

Soweit mit Staatsbehörden Portopauschsummen verein- 
bart worden sind, fallen unter das Portoablösungsverfahren 
alle von Staatsbehörden oder deren Beamten ausgehenden 
Sendungen, sofern sie innerhalb des Reichspostgebiets auf- 
geliefert, nach Orten des deutschen Reichs gerichtet sind 
und das Porto von der Staatsbehörde zu tragen ist. Solche 
Sendungen werden nicht mit Postwertzeichen frankiert, sondern 
mit dem Vermerk: „Frei durch Ablösung Nr . . .", der 



1) Es werden erhoben: 

a) für gewöhnliche Briefe im Gewichte von mehr als 50 g 20 Pfg., 

b) für Geldbriefe: 

1) mit Wertangabe bis zu 150 Mk. und im Gewichte von mehr 
als 50 g 20 Pf. 

2) mit höherer Wertangabe — ohne Unterschied des Gewichtes — 

über 160 bis 300 Mk. 20 Pf., 
über 300 bis 1500 Mk. 40 Pf., 

c) für Postanweisungen an die Angehörigen des Feldheeres 10 Pf. 
(Feldpostdienstordnung, Berlin 1907, § 25.) 

2) Posttaxgesetz vom 28/10. 1871, § 1; NoveUen vom 17. Mai 1873 
§ 3 und vom 20/12. 1899, Artikel 1 1. 

3) Die Sendungen sind auf der Adresse mit dem Vermerk „Porto- 
pflichtige Dienstsache" zu versehen und mit öffentlichem Siegel oder 
Stempel zu verschliessen. Befindet sich der Absender nicht im Besitze 
eines Siegels usw., so muss er auf der Adresse „die Ermangelung eines 
Dienstsiegels" unter Angabe seines Namens und Amtscharakters bescheinigen. 
(Bekanntmachung des Genralpostamts vom 28. November 1871, betreffend 
die Befreiung der portopflichtigen Dienstbriefe von dem für unfrankierte 
Briefe zu erhebenden Zuschlagporto.) (A. D. A. Abschn. m, Abt. 1, Anl. 6.) 
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Bezeichnung der absendenden Behörde, sowie mit dem Dienst- 
siegel, Dienststempel oder der Siegelmarke dieser Behörde 
versehen. *) 

Von der Porto-Pauschalierung sind ausgeschlossen und 
daher bar bezw. durch Verwendung gewöhnlicher Postwert- 
zeichen zu entrichten das Porto für Sendungen nach ausser- 
deütschen Orten und an die Staatsbehörden, falls in letzterem 
Falle nicht der Absender eine Staatsbehörde ist, sowie 
einzelne besondere Gebühren. *) Ortssendungen, d. s. solche, 
die innerhalb der Grenzen der politischen Gemeinde des 
Sitzes der absendenden Behörde verbleiben, werden im all- 
gemeinen nur dann in die Portoablösung einbezogen, wenn 
sie sämtlich der Post zur Beförderung übergeben werden 
sollen. Einzelne hier zugelassene Ausnahmen bleiben für 
unsere Erörterungen belanglos. 

Die Ermittelung von Portopauschsummen erfolgt derart, 
dass für einen in jedem Falle näher zu vereinbarenden Zeit- 
raum über die Porto- usw. Beträge der betr. Behörde ein- 
schliesslich der ihr unterstellten einzelnen Dienststellen Aufzeich- 
nungen inForm vonRechnung und Gegenrechnung geführt werden. 
Während der Ermittelungszeit sind die abgehenden Sendungen 
bei einer bestimmten Postdienststelle einzuliefern, eine Ver- 



1) A. D. A. Abschn. in, Abt. 1, Anl. 9. Führt der absendende Be- 
amte kein Dienstsiegel, so wird unter dem Portoablösungsvermerk die 
Ermangelung eines Dienstsiegels nnter Znfügung des Namens nnd der 
Amtseigenschaft bescheinigt. 

2) Darunter fallen: 

a) die Bestellgebühren einschl. des Eilbestellgeldes sowohl für ein- 
gehende als auch für abgehende Sendungen, 

b) die Nebengebühren für die von den Landbriefträgern eingesammelten, 
nicht unter dem Ablösungsvermerke zu befördernden Sendungen, 

c) die Postanweisungsgebühr für die Übermittelung der auf Postauf- 
tragsendungen eingegangenen Geldbeträge, 

d) die Telegrammgebühr für telegraphische Postanweisungen, 

e) die besondere Gebühr für dringende Pakete, 

f) die besondere Gebühr für die ausserhalb der Dienststunden ein- 
gelieferten Pakete und Einschreibsendungen. (A. D. A. Abschn. IH, 
Abt. 1.) 
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wendting von Postwertzeichen oder Aufgabe durch Brief- 
kästen bleibt naturgemäss aasgeschlossen. Auch finden u. U. 
besondere Zählmarken Anwendung, wie es z. B. bei der Neu- 
feststellung der Portobeträge der preussischen Staatsregierung 
im Jahre 1902 der Fall gewesen ist. Am Schlüsse der Zähl- 
periode wird die aufgekommene Summe an Porto und Gebühren 
festgestellt, worauf die Vereinbarung der u. U. durch ent- 
sprechende Vervielfältigung gewonnenen jährlichen Pausch- 
summe zwischen dem Reichspostamt und der obersten Staats- 
behörde erfolgt. Die Portosumme wird mit dem zwölften 
Teile des Jahresbetrages nach Ablauf jedes Monats an die 
Postkasse entrichtet. Beiden yertragschliessenden Teilen ist 
es freigestellt, eine Prüfung darüber herbeizuführen, ob der 
ermittelte Portobetrag noch den tatsächlichen Verhältnissen 
entspricht und u. U. eine neue Festsetzung zu veranlassen. 

Portopauschsummen sind, wie schon erwähnt wurde, 
zur Zeit mit 26 Staatsbehörden vereinbart, wegen deren 
näherer Bezeichnung ich auf das in den Anlagen befindliche 
Verzeichnis Bezug nehme. 

Es ergibt sich ohne weiteres, dass die Portopauschalein- 
nahme der Postverwaltung zum grössten Teile von der 
preussischen Staatsregierung mit ihrem zahlreich gegliederten 
und verzweigten Behörden-Organismus aufgebracht wird. Die 
von der preussischen Staatsregierung seit dem 1. April 1894 
zu entrichtende Portopauschsumme 1 ) wurde erstmalig auf 
6 Millionen Mark festgesetzt, im Jahre 1897 auf 7,5, 1900 
auf 8,8, 1903 auf 9,7, 1904 auf 9,867 und 1905 anf 10,523 
Millionen Mark erhöht. Für 1907 betrug sie 11,602 Millionen 
Mark. Die mit anderen Staatsverwaltungen wegen Entrichtung 
von Porto-Pauschsummen getroffenen Abkommen sind dem- 
gegenüber von nur geringer Bedeutung. Im Jahre 1905 
betrug die Gesamtsumme der an die Postverwaltung gezahlten 



1) Amtsbl. des R. P. A., Jahrgang 1894, S. 55 ff. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wurden die von den preussischen Behörden frankiert eingelieferten 
Sendungen mit Wertzeichen versehen. 
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Portopauschalbeträge 12,261 Millionen Mark. 1 ) Nach* Ab- 
rechnung des auf die preussische Staatsregierung entfallenden 
Betrages ergibt sich für die anderen 25 Behörden nur eine 
Summe von rund 1,738 Millionen Mark. 

Über die Höhe der zur Zeit festgesetzten Portopausch- 
summen sind m. W. noch keine Angaben veröffentlicht worden, 
auch die Statistiken enthalten nichts darüber. Gegenüber 
der Gesamteinnahme der Reichspostverwaltung an Porto- 
gebühren stellen diese Beträge jedoch einen verhältnismässig 
geringen Prozentsatz dar. Der Absatz an Postwertzeichen 
brachte vielmehr im Jahre 1875 und auch noch 1905 sieben 
Zehntel aller Porto- und Telegraphengebühren-Einnahmen auf. 2 ) 

Über die Zahl der in den einzelnen Jahren von 1887 — 1908 
portofrei beförderten Brief-, Wert- und Paketsendungen und 
der gebührenfreien Telegramme geben die Anlagen näheren 
Aufschluss. 

Von sämtlichen Briefsendungen (Briefe, Postkarten, 
Drucksachen, Warenproben, Geschäftspapiere) waren in den 
letzten Jahren 2 bis 3 v. H. unentgeltlich zu übermitteln. 
Die Zahl der portofreien Postanweisungen beträgt seit dem 
Jahre 1891 stetig rund 2 v. H. An Wert- und Paketsendungen 
wurden 1908 unentgeltlich befördert bei den Briefen mit 
Wertangabe 5,4 v. H., bei den Paketen ohne Wertangabe 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1907, Nr. 13, S. 398. 

2) Es betrug 





die Einnahme 


der Postwertzeichenerlös 




an Porto und Tele- 




mithin v. H. der 




graphengebühren 




Einnahme an Porto- und 




Mark 


Mark 


Telegraphengebühren 


1875 


98 905 618 


69 837 633 


70,61 


1880 


122 698 798 


91 946 224 


74,93 


1885 


154 920 667 


120 323 294 


77,67 


1890 


205 659 032 


157 826 746 


76,74 


1895 


265 238 671 


196 191 337 


74,00 


1900 


366 711319 


271 631 412 


74,07 


1905 


491 150 318 


341 974 630 


69,63 



Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1907, Nr. 13, S. 400, 
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1,7 v. H. und bei den Paketen mit Wertangabe 19,7 v. H. 
Dieser hohe Prozentsatz bei den Wertpaketen fällt besonders 
auf. M. E. wird diese Erscheinung durch die häufige Ver- 
sendung von barem Geld zwischen den Reichsbankstellen und 
die durch den Postanweisungsverkehr bedingte Überweisung 
von Eassengeldern zwischen den Postdienststellen erklärt. 
Von den im Reichs-Telegraphengebiet aufgegebenen Tele- 
grammen waren 7,69 v. H. gebührenfrei. 

Der Wert der aus diesen unentgeltlichen Leistungen 
sich ergebenden Lasten wurde 1905 bei den Etatsberatungen 
von dem Chef der Verwaltung auf 15 bis 16 Millionen Mark 
berechnet. 1 ) Massgebend für diese Angaben waren die Er- 
gebnisse der Poststatistik des Jahres 1903, in dem 80407714 
Sendungen portofrei befördert wurden. 2 ) 

Für 1906 ist der gleichartige Betrag, nach dem Ver- 
hältnis von 1903 berechnet, bei 99744024 Millionen Stück 
solcher Sendungen auf 19,2 Millionen Mark zu veranschlagen 3 ) 
und nach den jüngsten statistischen Ermittelungen von 1908 
ergibt sich bei 108636743 Sendungen 4 ) der Betrag von 20,9 
Millionen Mark. 

Hinsichtlich des Wertes der durch die Portovergünstig- 
ungen verursachten Leistungen sind bislang keine Angaben 

1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1905, Nr. 6, S. 175. 

2) Zu vgl. die Statistik von 1903 und Ulrich, „Die Finanzen der 
Reichspost- und Telegraphen Verwaltung", Diss. Stettin 1909. 

3) Ulrich, a. a. 0. S. 58. 

4) Innerhalh des Reichs-Post(Telegraphen)gehiets wurden . 1908 
porto- und gebührenfrei befördert: 

1. Briefe 77 940400 St. 

2. Postkarten, Drucksachen usw. 20 097 200 „ 

3. Briefe mit Wertangabe 387 954 „ 

4. Pakete mit Wertangabe 517 789 „ 

5. n ohne „ 3 396120 r 

6. Postanweisungen 3 555 592 „ 

7. Telegramme (nach dem Reichs-Telegraphengebiet) 2 741 688 „ 

zusammen 108 636743 St. 
Zu vgl. die amtl. Statistik; über Gebührenfreiheiten im Fernsprechverkehr 
erfolgen keine Angaben. 
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veröffentlicht worden, wenigstens habe ich solche nicht ermitteln 
können. Durchaus zuverlässige Feststellungen sind daher hier 
auch nicht vorhanden. 

Ohne Zweifel ist aber die Zahl der unter die Porto- 
vergünstung fallenden Sendungen, entsprechend der Stärke 
von Heer und Flotte, eine recht beachtenswerte. Nach den 
einmalig in der Statistik von 1900 enthaltenen Angaben, waren 
1899 allein an Soldatenpaketen gegen das ermässigte Porto 
3562800 Stück 1 ) d. s. bei einem Bestände von 500000 Mann 
(Landheer und Fotte ohne Offiziere) pro Mann 7 Pakete ver- 
sandt worden. Unter Berücksichtigung des gerade hier er- 
fahrungsgemäss lebhaften Briefverkehrs ist eine nicht un- 
erhebliche Mindereinnahme an Porto anzunehmen. Nach allen 
Beobachtungen und Feststellungen wird bei vorsichtiger 
Schätzung der Wert der Leistungen heute auf rund 3^2 
Millionen Mark 2 ) zu veranschlagen sein und damit in etwa 
den wirklichen Verhältnissen entsprechen. 

Statistische Ermittelungen darüber, in welchem Umfange 
seitens der Behörden Sendungen mit dem von der Entrichtung 
des Zuschlagportos befreienden Rubrum „Portopflichtige 
Dienstsache" zur Beförderung eingeliefert wurden, waren 
bereits im Oktober 1868 veranlasst worden. Die Erhebungen 
zeigten, dass Sendungen dieser Art damals in einer verhältnis- 
mässig nur geringen Zahl vorkamen, woraus zu schliessen 
war, dass die Behörden vielfach portopflichtige Sendungen, 
bei denen somit das Interesse von Privatpersonen konkurriert, 
fälschlich mit der portofreien Bezeichnung versahen. Infolge 
Einwirkung der beteiligten Eessortchefs 8 ) trat hier Wandel 
ein, und die amtliche Statistik späterer Jahre zeigt, dass die 



1) Statistik von 1900, S. 31. An ermässigtem Porto wurden hierfür 
712 560 Mark erhoben. 

2) Der Paket- und Postanweisungsverkehr ist mit l 1 /« Millionen 
Mark veranschlagt, für Briefe und Postkarten sind (in Übereinstimmung 
mit Ulrich) 2 Millionen Mark gerechnet. 

3) Erlass des Finanzministers und Ministers des Innern vom 30. 10. 
1868, Beutner a. a. 0. S. 55/56. 
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Zahl der portopflichtigen Dienstbriefe eine recht erhebliche 
ist. Im Jahre 1900 waren es 10864400 Stück bei 1167,3 Millionen 
Briefen. 1 ) Nach Hinzurechnung der portopflichtigen Dienst- 
pakete und Wertsendungen, deren Zahl die amtlichen Ver- 
öffentlichungen nicht enthalten, wird die Gesamtzahl der- 
artiger Sendungen sicherlich 12 Millionen Stück erreichen. 
Würden diese unfrankiert zur Absendung gebrachten Sendungen 
den allgemeinen Tarifbestimmungen unterliegen, so wäre der 
Postkasse damit an Zuschlagporto eine Mehreinnahme von 
1,2 Millionen Mark zugefallen. 2 ) Nach dem Verhältnis von 
1900 berechnet, ergibt sich für 1908 ein Mehrbetrag an 
Porto von 2 Millionen Mark. *) 

Bei Zusammenfassung der bisherigen Feststellungen ist 
der Gesamtwert der im Post- und Telegraphenverkehr ganz 
oder zum Teil unentgeltlich ausgeführten Leistungen auf 
26,4 Millionen Mark zu veranschlagen. 4 ) 



1) Zu vgl. die Anlage und Poststatistik von 1900 S. 17, 
2). Seit dem Jahre 1903 enthält die Statistik keine getrennten An- 
gaben mehr über die Zahl der „portopflichtigen Dienstsendungen". 

3) Im Jahre 1900 betrug die Zahl der portopflichtigen Dienstbriefe 
bei 1167,3 Millionen Briefen 10 864 400 Stück. Nach diesem Verhältnis 
sind für 1908 bei 1961,5 Millionen Briefen 18,2 Millionen portopflichtige 
Dienstbriefe anzunehmen, denen schätzungweise 1,8 Millionen Pakete 
und Wertsendungen zugerechnet sind, sodass es sich um rund 20 Millionen 
solcher Sendungen handeln wird. 

4) Es handelt sich hierbei lediglich um wirtschaftliche Leistungen 
bei Beförderuug von Postsenduugen. Daneben hat die Postverwaltung 
auf dem Gebiete der Sozialpolitik durch Übernahme der Bereitstellung 
und des Verkaufs der Invaliden- Versicherungsmarken, der Zahlung von 
Unfall- und Invalidenrenten und der hiermit verbundenen Abrechnungs- 
geschäfte ganz erhebliche Leistungen unentgeltlich auszuführen. (Unfall- 
versicherungsgesetz vom 30. Juli 1900. (R. G. Bl. S. 573) und Invaliden- 
versicherungsgesetz vom 13. Juli 1899 (R. G. Bl. S. 463)). Ihr Wert ist 
für 1906 auf 10,9 Millionen Mark zu veranschlagen gewesen. (Ullrich, 
-a. a. 0. S. 62.) Im übrigen ist wegen Entwicklung dieser Leistungen usw. 
auf die eingehende Darstellung bei Finster zu verweisen. (Die deutsche 
Reichspost im Dienste der Arbeiterversicherung, Berlin 1905.) 
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III. Überblick Aber die Portoprivilegien 
des Auslandes. 

§ 6. Portofreiheiten. 
Nach Erörterung der deutschen Verhältnisse erscheint 
es von Interesse, zunächst auf die gleichartigen Einrichtungen 
des Auslandes, wenigstens soweit bedeutendere Postverwal- 
tungen in Frage kommen, näher einzugehen. 

Auch hier finden wir fast durchweg in mehr oder 
minder grossem Umfange Privilegien bei Erhebung der Post- 
gebühren. 

Österreich-Ungarn. 

In Österreich-Ungarn sollten nach dem Gesetz vom 
5. November 1837 Gebührenfreiheiten im internen Verkehre 
nur ausnahmsweise und im Wege des Gesetzes zugestanden 
werden. *) Ihre Regelung fanden diese Privilegien dann durch 
ein Gesetz vom 2. Oktober 1865 (Portofreiheiten-Gesetz) und 
durch spätere gesetzliche Bestimmungen. 9 ) 

Hiernach sind von der Entrichtung des Portos befreit: 

a) der Kaiser und die Mitglieder der kaiserlichen 
Familie, sowie die Hofstaaten und nachgeordneten 
Organe für abgehende und ankommende Sendungen; 

b) der amtliche Schriftwechsel der k. k. Zivil- und 
Militärbehörden und Ämter und der ihnen gleich- 
gestellten Organe im wechselseitigen Dienstverkehr; 

c) die Dienstkorrespondenz des Reichsrats, der Landes- 
Ausschüsse und der ihnen gleichgestellten Körper- 
schaften, der Gemeindeämter, Bezirks-, Gau- und 
Kreisvertretungen untereinander und mit den unter 
b) genannten Behörden; 

d) der amtliche Schriftwechsel der geistlichen Aemter, 
sowie der Unterrichte-, Bildungs- und Humanitäts- 
anstalten in dem gleichen Umfange; 

1) Bartl, Handbuch für den ausübenden Postdienst in Österreich, 
10. Aufl., Wien 1900, S. 675 ff. 

2) Lexikon der Portofreiheiten in Österreich-Ungarn, Bd. I der 
„Bibliothek der Post- und Telegraphen Wissenschaften u Prag. 
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e) die ankommenden and abgebenden Privatbriefe 
aller Heeresangehörigen im Felde, soweit die 
Sendungen mit der Feldpost befördert sind. 

Im weiteren steht die Portofreiheit auf Grund früherer 
Privilegien dem General-Erblandpostmeister Fürsten von Paar 
und dem Postlehnträger von Bozen und Trient, Freiherrn 
von Taxis, sowie deren Familien und Wirtschaftsämtern zu. 
Im Ortsverkehr ist, abgesehen von den zu a) bezeichneten 
Sendungen, eine unentgeltliche Beförderung ausgeschlossen. 
Hinsichtlich der Anforderungen an die äussere Bezeichnung 
der Sendungen gelten ähnliche Vorschriften wie im deutschen 
Verkehr. 

Im Jahre 1873 bezifferte sich in Österreich der gesamte 
Brief verkehr auf 245 348 100 Briefe, Warenproben und Kreuz- 
baudsendungen, unter denen sich 21 545 474 Stück d.s. 8,8 °/ 
portofreie Briefe befanden. 1 ) An Briefpostsendungen (aus- 
schliesslich Zeitungen und Postanweisungen) kamen 1896 
845 8 / 4 Millionen zur Beförderung, von denen 59 l /, Millionen 
d. s. rund 7°/ portofrei waren. 2 ) Von den im Jahre 1907 
in Österreich beförderten 567 Millionen Briefen des inneren 
Verkehrs waren 85 Millionen oder 14,9 v. H. unentgeltlich 
zu übermitteln. In Ungarn wurden im gleichen Zeitraum 
von 250 Millionen derartiger Sendungen fast 63 Millionen, 
d. s. 25,2 v. H. portofrei befördert. 8 ) 

Im Telegraphenverkehr geniessen Gebührenfreiheit in 
Österreich und in Ungarn: 

a) die vom Kaiser und den Mitgliedern des Regenten- 
hauses oder in ihrem Auftrag aufgegebenen Tele- 
gramme nach Österreich, Ungarn, Bosnien und 
Herzoge wi na; 

b) die von Eisenbahn-Betriebsunternehmungen an das 
Kriegsministerium und die Territorial-Kommando- 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1873, Nr. 10, S. 2S8. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1907, Nr. 7, S. 211. 

3) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1909, Nr. 16, S. 506, 507. 
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steilen gerichteten Telegramme über Eisenbahn- 
Betriebsunterbrechungen ; 

c) die metereologischen Telegramme der Beobachtungs- 
stationen an die Zentralstellen und die von letzteren 
ausgehenden gleichartigen Telegramme; 

d) die zwischen den österreichischen und .ungarischen 
Ministerien gewechselten Telegramme, deren Inhalt 
im öffentlichen Interesse liegt; 

e) alle Telegramme zum Zwecke der Hülfeleistung bei 
grösseren Unglücksfällen (Brand, Überschwemmung 
usw.) ohne Rücksicht auf die Person des Aufgebers. 

Ferner sind gebührenfrei in Österreich die Börsen-Kurs- 
telegramme und alle postdienstlichen Telegramme im inneren 
Verkehr, in Ungarn die Telegramme der mit der Post- 
beförderung betrauten Schiffahrtsunternehmungen zwischen 
den Direktionen und Agenturen über Einstellung, Verspätung 
usw. der Schiffahrt, die Postdiensttelegramme im inneren 
Verkehr und mit Bulgarien, Rumänien und Serbien und alle 
Telegramme gemeinnützigen Inhalts, denen der Handels- 
minister die Gebührenfreiheit zugesteht. Die übrigen Tele- 
gramme, namentlich die Staatstelegramme, sind in beiden 
Ländern gebührenpflichtig. 

Weitgehende Gebührenermässigungen sind der Presse 
zugestanden. *) 

Von dem im Jahre 1908 in Österreich beförderten 19836812 
Telegrammen waren 1875629 Stück, d. s. 9,4 °/ gebührenfrei. 
In Ungarn belief sich die letztere Zahl auf 809501 Stück 
bei einer Gesamtstückzahl von 10894592 beförderten Tele- 
grammen, d.s. 7,4 °/ . 2 ) 

Im Fernsprechverkehr wird für Anschlüsse von Staats- 
behörden oder Ämtern an die Ortsfernsprechnetze nur die 
Hälfte der Abonnementsgebühr berechnet. 8 ) 



1) J. Kral, Elemente des Staats-Telegraphendienstes, 10. Aufl. 
Aussig 1884, S. 127 ; Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1900, Nr. 15. 

2) Journal Telegraphique, Jahrgang 1909, Nr. 11, S. 206 ff. 

3) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1907, Nr. 7, S. 211. 
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Über den durch die Privilegien verursachten Einnahme- 
aasfall habe ich keine Angaben erlangen können, da Er- 
mittelungen hierüber nicht stattfinden. 

Schweiz. 

Überaus zahlreiche Portofreiheiten bestehen von Alters 
her in der Schweiz. Auf unentgeltliche Postbeförderung 
haben z. Zt. Anspruch die Mitglieder der Bundesversammlung 
und ihre Kommissionen, wenn sie sich am Sitzungsorte be- 
finden, die Behörden und Beamten der Eidgenossenschaft, der 
Kantone, Bezirke und Kreise sowie die Aufsichtsbehörden 
der öffentlichen Schulen für den ein- und abgehenden Schrift- 
wechsel, soweit es sich um Amtssachen handelt, ferner die Ge- 
meindebehörden, Pfarrämter, Kirchenvorstände und Zivilstands- 
beamten für die untereinander und mit den Oberbehörden 
entstehende Dienstkorrespondenz und das in eidgenössischem 
Dienste stehende Militär. Portofreihei sind ferner Sendungen 
für und an Arme, wenn die zuständige Behörde sie als Amts- 
sache bezeichnet. 

Die Portofreiheit umfasst in allen genannten Fällen die 
gewöhnlichen Postsendungen bis 2 kg und Geldsendungen. 
Im weiteren kann der Bundesrat für besondere wohltätige 
oder gemeinnützige Zwecke Portofreiheit bewilligen. 1 ) 

Im Jahre 1877 waren bei einem Inlandsbrief verkehr 
von 58104786 Senduugen 4694503 Briefe portofrei befördert 
worden. 2 ) Der Bundesrat beantragte schon damals die Auf- 
hebung der Portofreiheiten mit alleiniger Ausnahme derjenigen 
in Post-, Militär- und Armenangelegenheiten. Der Antrag 
stützte sich, abgesehen von den damit erzielten Erleichterungen 
und Mehreinnahmen für die Postverwaltung, hinsichtlich des 
Privilegs der Kantone in erster Linie darauf, dass es einem 
Grundsatze der Verfassung widerspreche, wenn die Kantone, 



1) Recueil de renseignements sur l'organisations des administrations 
de l'Union et sur leurs Services interns, Bern 1896, S. 757. 

2) Archiv fttr Post und Telegraphie, Jahrgang 1879, Nr. 17. 
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die nach dieser kein Anrecht auf die Erträgnisse der Post 
hätten, vermöge ihrer Portofreiheit — wenigstens mittelbar 
an diesen Einnahmen teilnähmen. 1 ) Der Antrag fand jedoch 
keine Annahme. Im Jahre 1880 belief sich die Zahl der 
portofreien Briefe bei 64805222 Inlandssendungen auf 4792194 
Stück, d. s. rund ß /«,- 2 ) Ein im Jahre 1884 vom Bundesrat 
gestellter Antrag auf Aufhebung der Privilegien fand abermals 
nicht die Genehmigung der Bundesversammlung. 

Die Portofreiheiten sind daher im vollen Umfange be- 
stehen geblieben und haben die grössten Unzuträglichkeiten 
nicht nur für den Postdienstbetrieb zur Folge gehabt. Die 
dem Entwurf zu einem neuen schweizerischen Postgesetze 
im Februar 1907 beigefügte Botschaft bezeichnet das Porto- 
freiheitswesen als eine wahre Last für die Postverwaltung. 
Über die auf besonderen Bewilligungen beruhenden Porto- 
freiheiten berichtet die Botschaft, 8 ) dass im Laufe der Zeit 
an 494 Vereine, Anstalten usw. Portofreiheit bewilligt worden 
ist. Von 27 Vereinen sind ausserdem insgesamt 367 Sektionen, 
Sektionskomitees usw. in den einzelnen Kantonen der Schweiz 
abgezweigt. Hierin sind nicht die Fälle einbegriffen, in 
denen nur vorübergehend Portofreiheit bewilligt worden ist 
(Bundes- und Weltausstellungen, Volksabstimmungen usw.), 
ferner nicht die Portofreiheitsbewilligungen zugunsten von 
Brandbeschädigten, Wasserbeschädigten usw. Bei dieser 
grossen Zahl von Spezialbewilligungen, so führt die genannte 
Denkschrift aus, ist eine richtige Kontrolle über die Inan- 
spruchnahme der Portofreiheit nicht mehr möglich, sodass 
dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet ist. Im weiteren 
wird die Portofreiheit der Staats- und Gemeindebehörden mit 
dem wachsenden Umfang des amtlichen Schriftwechsels als 
drückend empfunden, besonders bei „den auf Erwerb gerichteten 
und in Konkurrenz mit den Privatbetrieben tretenden Ein- 
richtungen" des Staates. 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1878, Nr. 6, S. 176. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1882, Nr. 20. 

3) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1907, Nr. 21, S. 653. 
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Angesichts dieser misslichen Zustände beantragte der 
Bundesrat in dem betr. Gesetzentwurf die Aufhebung der 
Portofreiheiten mit der Massgabe, dass nur 

a) die im eidgenössischen Dienst stehenden Militärs, 
ausschliesslich der Militärbehörden und Beamten, 
für ein- und abgehende gewöhnliche .Briefsendungen 
bis zum Gewichte von 2 kg und 

b) der amtliche Verkehr der Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechdienststellen Gebührenfreiheit geniessen 
solle. 

Der Antrag ist von weittragender Bedeutung, da die 
Zahl der in der Schweiz portofrei beförderten Sendungen sich 
im Jahre 1905 auf rund 22 Millionen Stück belief, denen 
eine Portoeinnahme von rund 1,5 Millionen Fr. entsprochen 
haben würde. Von diesem Betrage entfallen x \ 2 Millionen Fr. 
auf die Sendungen der Bundesbehörden, die somit nach Be- 
seitigung der Portofreiheiten nur eine scheinbare Einnahme 
der Bundeskasse bilden würde. Der mehrfach genannte 
Bericht schätzt das Porto für die e. F. der Post nicht mehr 
übergebenen Sendungen auf 200000 Fr., sodass die Mehr- 
einnahmen aus den bisher unentgeltlich beförderten Sendungen 
etwa 800000 Fr. jährlich betragen würden. 1 ) Mit Wegfall 
der Portofreiheiten soll eine ermässigte Gebühr für unver- 
schlossene Briefsendungen (entsprechend der bisherigen Waren- 
probengebühr) zur Einführung gelangen. Ferner sollen die 
von den Behörden ausgehenden dienstlichen Sendungen, auch 
wenn sie unfrankiert sind, nicht mit Zuschlagporto belegt 
werden, Einrichtungen, welche die Beseitigung der Portofrei- 
heiten den beteiligten Behörden usw. weniger fühlbar machen 
sollen. 



\) Für Wegfall der bisherigen Portofreiheiten sollte aus Billig- 
keitsrücksichten den Kantonen für sich und ihre Bezirke, sowie für die 
Kreise, Gemeinden, Wohltätigkeitsanstalten usw. aus der Postkasse fort- 
laufend ein fester Betrag von jährlich insgesamt 500000 Fr. gezahlt 
werden unter Verteilung auf die einzelnen Kantone nach der Bevölker- 
ungsziffer. 
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Da der Gesetzentwurf bisher iu den Kammern jedoch 
nicht beraten wurde, bestehen alle Portoprivilegien vorläufig 
weiter. *) 

Im Telegraphenverkehr besteht nur in geringem Um- 
fange Gebührenfreiheit. Von dem im Jahre 1908 in der 
Schweiz beförderten 5126227 Telegrammen waren 183819 
Stück, d.s. 3,5 °/ gebührenfrei (Journal Telögraphique Bern, 
Jahrgang 1909, Nr. 11. S. 260 ff). 

Frankreich. 

In Frankreich sind die Bestimmungen über die Porto- 
freiheiten im Jahre 1844 neu erlassen worden. Die Bewilligung 
derartiger Privilegien sowie die Festsetzung ihres Umfanges 
in den einzelnen Fällen ist dem Präsidenten der Republik 
vorbehalten und erfolgt auf Antrag. Die Portofreiheit ist eine 
beschränkte oder unbeschränkte, je nach dem sie an bestimmte 
Personen oder Orte geknüpft ist oder nicht, sie steht teils nur dem 
Empfänger oder Absender von Sendungen, teils beiden zu. 
Die unentgeltlich zu befördernden Briefe und Pakete können 
entweder unter Kreuzband oder als geschlossene Sendungen 
zur Auflieferung gelangen. In letzterem Falle muss ihre Ein- 
lieferung, abgesehen von Sendungen an Behörden und Beamte 
usw., am Postschalter — also nicht durch die Briefkästen — 
erfolgen. Im allgemeinen geniesst Portofreiheit durchweg der 
Schriftwechsel in allen Staatsdienstangelegenheiten und in ge- 
wissem Umfange derjenige der Universitäten. Daneben ist 
das Privilegium einer überaus grossen Zahl von Anstalten 
usw. meist gemeinnütziger Art zugestanden. 2 ) 

Nach einer im Jahre 1862 vorgenommenen Erhebung 
betrug die Zahl der portofrei beförderten Sendungen 72 
Millionen Stück im Gewichte von 5133000 kg; die gewöhnliche 
Taxe würde hierfür eine Einnahme von 41370000 Fr. ergeben 
haben. Ein demzufolge dem Staatsrat zum Zwecke der Ein- 



1) Nach einer mir zugegangenen Mitteilung des internationalen 
Bureaus des Weltpostvereins Bern. 

2) Kecueil etc. a. a. 0. S. 417. 
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schränkung der Portofreiheiten vorgelegter Gesetzesentwurf 
fand keine Annahme wegen des Widerspruchs verschiedener 
an der Vergünstigung besonders stark beteiligter Behörden. 
Im Jahre 1873 war die Zahl der portofreien Sendungen auf 
57 Millionen Stück mit einem Gewicht von 3660000 kg und 
einer Taxe von 40140000 Fr. zurückgegangen. Sie betrug 
1879 dann wieder 63 Millionen Stück mit einem Gewicht von 
4500000 kg und eine Taxe von 35 Millionen Fr. 1 ) 

Das Portofreiheitsunwesen hat in Frankreich den Budget- 
kommissionen der Deputiertenkammer wiederholt zu Erörter- 
ungen Anlass geboten. Im Jahre 1885 war die Aufhebung 
von 1047 Portofreiheitsgerechtsamen beantragt, von der 
Kammer aber nur für 375 derselben bewilligt worden. Neue 
Gesuche um Verleihung von Portofreiheit werden seitdem meist 
abgelehnt. Es wurde das Privilegium 1890 nur in 14, 1891 
in 10 und 1892 noch in 8 Fällen neu erteilt. 2 ) Die Zahl der 
im Genüsse der Portofreiheit stehenden Behörden und Anstalten 
ist noch so erheblich, dass die Verwaltung ernste Abhilfe 
gegenüber den damit verbundenen vielfachen Unbequemlich- 
keiten und Weiterungen für den Postdienst in Erwägung zieht. 

Bei näherer Prüfung der verschiedenen Verfahren, welche 
in dieser Hinsicht bei anderen Verwaltungen befolgt werden, 
wird sich wohl mit Notwendigkeit ergeben, dass das Uebel 
endgültig beseitigt und der bei den französischen Behörden 
usw. herrschenden Vorliebe für portofreie Korrespondenz 
zum Nutzen der Allgemeinheit ein kräftiger Widerstand 
entgegengestellt werden muss. 

Nach einem Ministerialerlass vom 1. Juli 1875, betr. die 
Gebührenfreiheiten im Telegraphenverkehr, geniessen unbe- 
grenzte Gebührenfreiheit nur der Präsident der Replublik sowie 
die Vorsitzenden des Senats und der Deputiertenkammer. In 
dienstlichen Angelegenheiten geniessen das gleiche Vorrecht 
die Minister und Unterstaatssekretäre. Andere Behörden, 
Beamte und Offiziere können den Telegraphen unentgeltich 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1885, Nr. 13. 

2) Deutsche Verkehrszeitung vom 27. 1. 1893. 
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benutzen für dringende dienstliche Mitteilungen, deren Be- 
förderung durch die Post zu zeitraubend sein würde. Das 
Vorrecht steht ihnen jedoch nur im Rahmen ihrer bestimmten 
amtlichen Tätigkeit zu. Ausserdem sind die post- und tele- 
graphendienstlichen Telegramme gebührenfrei. Neue Ge- 
bührenfreiheiten oder Erweiterungen der bestehenden können 
auf Antrag der beteiligten obersten Behörden durch den 
Minister der Posten und Telegraphen bewilligt werden. Zu 
erwähnen bleibt noch, dass die metereologischen und Schiff- 
fahrtstelegramme zwischen dem betr. Zentralbureau und den 
einzelnen Stationen, sowie die telegraphischen Nachrichten der 
Börsen an die Behörden über den Kurs der französischen 
Papiere einer ermässigten (Panschal-) Gebühr unterliegen. *) 

Die Telegramme der Presse unterliegen einer um 50°/ 
ermässigten Gebühr. 

Die Gebührenfreiheit der Telegramme hat gleichfalls 
eine bedeutende Schmälerung der Einnahmen zur Folge. So 
wurden im Jahre 1883 1895373 solcher gebührenfreien Tele- 
gramme mit einem Taxwert von 3200819 Fr. befördert. Im 
Jahre 1908 belief sich ihre Zahl auf 3485716 Stück d. s. 
5>7°/ , bei einer Gesamtzahl von 60634950 Telegrammen. 2 ) 

Für die neuere Zeit habe ich hinsichtlich des zahlen- 
mässigen Umfanges und der finanziellen Wirkung der Porto- 
und Gebührenfreiheiten weitere Angaben nicht erlangen 
können. Da aber eine Beseitigung der früheren Vorrechte 
bisher nicht erfolgt ist, werden die Verhältnisse, namentlich 
auch im Postverkehr, in dieser Beziehung sich ohne Zweifel 
nicht günstiger gestaltet haben. 

Grossbritannien. 

In England bestanden bis zum Jahre 1784 überaus 
zahlreiche Portofreiheiten. Abgesehen von der Unentgeltlich- 
keit der Sendungen im postdienstlichen Verkehr besassen 



1) Journal Telegraphique Bern, Jahrgang 1910, Nr. 1, S. 9/10. 

2) Journal Telegraphique Bern, Jahrgang 1909, Nr. 11, S. 260 ff. 
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insbesondere sämtliche Mitglieder des Parlaments das Recht 
der Portofreiheit für ihre ankommenden und abgehenden Briefe. 
Da zur Begründung dieser Freiheit nur die schriftliche Angabe 
des Namens des betr. Parlamentsmitgliedes auf dem Brief- 
umschlag erforderlich war, so entwickelte sich ein ganz 
erheblicher Missbrauch dieser Einrichtung. Freunde und Be- 
kannte der Abgeordneten verschafften sich solche mit Namens- 
schrift versehenen Briefumschläge, die Diener trieben einen 
einträglichen Handel mit denselben und Fälschungen der 
Unterschriften stellten sich in grossem Umfange heraus. Man 
schätzte damals den auf diese Weise der Postverwaltung er- 
wachsenden Einnahmeausfall auf 170000 Pfd. Sterl. 1 ) Die 
Überschüsse der englischen Post gingen dann auch in den 
Jahren 1770 bis 1780 von 500000 Pfd. Sterl. auf wenig mehr 
als 300000 Pfd. zurück. Es ergingen daher in den Jahren 
1784 und 1785 hinsichtlich der Portofreiheit einschränkende 
Bestimmungen, die denn auch eine erhebliche Vermehrung der 
Posteinkünfte wieder zur Folge hatten. 2 ) 

Die gänzliche Aufhebung der Portofreiheiten für die 
Mitglieder des Parlaments und die amtliche Korrespondenz 
vollzog aber erst Eowland Hill im Jahre 1840 bei Einführung 
des Penny-Portos, indem er das Portoprivileg für die Mit- 
glieder des Parlaments und die amtliche Korrespondenz 
beseitigte. 

Die heute in England besehenden Portofreiheiten und 
Vergünstigungen haben keine wesentliche Bedeutung. 
Portofreiheit gemessen nur: 

a) die an den König gerichteten Bittschriften und 
Adressen, 

b) die für den König bestimmten, aber unter der 
Adresse eines Parlamentsmitgliedes versandten 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1884, Nr. 7, S. 198. 

2) Veredarius, „Das Buch von der Weltpost, Entwicklung und 
Wirken der Post und Telegraphie im Weltverkehr, 3. Aufl. Berlin 1894, 
S. 119. 
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Bittschriften und Adressen, sowie Petitionen an 
das Parlament bis zum Gewichte von 32 Unzen, *) 

c) in gewissem Umfange die Dienstsendungen der 
Minister und obersten Beamten. 

Eine Portoermässigung besteht für unfrankierte oder 
unzureichend frankierte Briefsendungen in Parlamentswahl- 
Angelegenheiten insofern, als hierfür vom Empfänger nur der 
einfache Betrag des fehlenden Frankos eingezogen wird. 

Im Telegraphenverkehr, der in England zumeist noch 
in privater Hand liegt, besteht Gebührenfreiheit für Staats- 
telegramme, ausserdem geniessen ermässigte Gebühren die 
Presstelegramme. Von den im Rechnungsjahr 1896/97 ins- 
gesamt beförderten 79423556 Telegrammen waren nur 
316911 Stück gebührenfrei und 5837701 unter die Gebührea- 
ermässigung fallende Presstelegramme. 2 ) 

Niederlande. 

In den Niederlanden geniessen Portofreiheit die Königin 
und die Mitglieder des Egl. Hauses für sich und für Send- 
ungen, welche den Dienst des Kgl. Hauses betreffen. Im 
weiteren kann nach dem niederländischen Postgesetz vom 
15. April 1891 für die Sendungen des öffentlichen Dienstes 
durch Kgl. Verordnung Portofreiheit gewährt werden. Hin- 
sichtlich des Gewichtes und der Ausdehnung der unentgeltlich 
zu befördernden Gegenstände bestehen einschränkende Be- 
stimmungen. In der Aufschrift der portofreien Briefe müssen 
sich die Absender unter Angabe der Amtsbezeichnung namhaft 



1) Bei Briefen aus Ländern, die nicht das metrische Dezimal- 
gewicht haben, gilt statt der Gewichtsstufe von 15 g die Stufe von 
*/ 8 Unze (= 14,17 325 g) und statt der Stufe von 20 g diejenige von 
1 Unze (=28,3465 g), ferner bei Drucksachen, Geschäftspapieren und 
Warenproben aus diesen Ländern statt der Gewichtsstufe von 50 g eine 
solche von 2 Unzen (= 56,693 g). 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1898, Nr. 13. Neuere 
Zahlen stehen mir leider hier nicht zur Verfügung. 



Digitized by 



Google 



— 89 — 

machen, jedoch kann der eigenhändige Vermerk auch durch 
Stempelabdruck ersetzt werden. 1 ) 

Auch im Telegraphenverkehr bestehen Qebührenfreiheiten 
nur in unerheblichem Umfange. Von den im Jahre 1908 
beförderten 6332553 Telegrammen waren 74620 Stück, d. s. 
1,2% gebührenfreie Diensttelegramme. 

Dänemark, Schweden und Norwegen. 

Die früher in Dänemark den Staatsbehörden eingeräumte 
Portofreiheit ist im Jahre 1870 beseitigt worden. Seitdem 
gelangen nur die postdienstlichen Sendungen unentgeltlich 
zur Beförderung. Für den dienstlichen Schriftwechsel der 
staatlichen und z. T. auch kommunalen Behörden bezw. Beamten 
untereinander sowie mit dem König und den Mitgliedern der 
Kgl. Familie gelangen Dienstfreimarken zur Verwendung. 

Ebenso liegen die Verhältnisse in Schweden, wo unbe- 
schränkte Portofreiheit nur dem postdienstlichen Verkehr 
eingeräumt ist. 

In Norwegen geniessen unentgeltliche Postbeförderung 
der Schriftwechsel des Königs und seines Hauses, die Dienst- 
korrespondenz der Staats- und Kommunalbehörden, öffentlichen 
Anstalten und milden Stiftungen, sowie die privaten Schreiben 
betr. den Bezug der durch die Post vertriebenen Zeitungen 
und Zeitschriften. 2 ) 

Im Telegrapheuverkehr bestehen Privilegien in gleichem 
Umfange. Im Jahre 1908 waren in Dänemark von 3063134 
Telegrammen 80907 Stück, d. s. 2,6 °/ und in Schweden 
von 3952665 Telegrammen 184326 Stück, d. s. 4,7 °/ ge- 
bührenfrei. 8 ) 

Italien. 

In Italien besteht Portofreiheit für den Briefwechsel 
des Königs, der Königin und des Pabstes, für die dienstlichen 



1) Recueil etc. S. 632/633, Archiv für Post und Telegraphie, Jahr- 
gang 1891, Nr. 17. 

2) Kecueil S, 357, 609, 728. 

3) Journal Telegraphique, Bern, Jahrgang 1909, Nr. 11, S. 262/263. 
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Sendungen der Staatsbehörden untereinander und die amtliche 
Korrespondenz der Präsidenten der gesetzgebenden Kammern. 
Die von Behörden ausgehenden Sendungen, welche porto- 
freie Beförderung erhalten sollen, müssen an Staatsbehörden 
gerichtet und mit amtlichen Siegel verschlossen sein. Sen- 
dungen von Staatsbehörden an einzelne Personen gemessen 
das Privilegium nicht. 

Die früher in grossem Umfange Korporationen und 
einzelnen Personen bewilligte Portofreiheit ist im Jahre 1874 
hier durch Gesetz beseitigt worden. Man hat damals berechnet, 
dass die Abschaffung der Brief portofreiheiten, welche für 
Schreiben an Senatoren, Deputierte, Minister, an Mitglieder 
der Kgl. Familie und eine grosse Zahl von Instituten bestanden, 
dem Staate jährlich etliche Millionen mehr einbringen würde. 
Die gesamte Privatkorrespondenz belief sich im Jahre 1872 
auf 100 Millionen Briefe, von denen 35 Millionen portofrei 
waren. *) 

Im weiteren geniessen jetzt die Sindachi (Spitzen der 
Gemeindeverwaltung) eine Portoermässigung für ihre amtlichen 
Sendungen an die Präfekten und Polizeibeamten, an die 
General-Prokuratoren, Gerichtspräsidenten und Richter sowie 
an die Steuereinnehmer, die Kommandanten der Militärbezirke 
und Kgl. Gendarmen. Das gleiche Vorrecht geniessen die 
offen versandten Briefe, welche die Sindachi untereinander 
oder mit den Korpskommandanten und dem statistischen Amt 
in Zivilstands-, Aushebungs- und statistischen Angelegenheiten 
wechseln. Volle Portofreiheit dagegen besteht für die un- 
verschlossen versandten amtlichen Sendungen der Sindachi 
au die Zentralgewalt oder an Staatsbehörden. 2 ) 

Auch nach Einschränkung der Portofreiheiten ist die 
Zahl der unentgeltlich beförderten Briefpostsendungen im 
italienischen Postbetriebe noch recht erheblich. Im Jahre 



1) Recueiü etc. S. 544 ff; Archiv für Post und Telegraphie, Jahrg. 

1874, Nr. 1, S. 23. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrg. 1887, Nr. 13, S. 389. 
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1887/88 betrag ihre Zahl etwas über 37 Millionen, 1888/89 
mehr als 39 Millionen Stück. 1 ) 

Später ist allerdings hier eine Abnahme der portofreien 
Sendungen zu verzeichnen, denn eine Gegenüberstellung der 
Zahlen des Verkehrs in den Jahren 1894/95 und 1895/96 
zeigte, dass die Zahl der portopflichtigen Briefsendungen um 
rund 34 */ 4 Millionen gegen das Vorjahr gestiegen war, 
während die Stückzahl der unentgeltlich beförderten Brief- 
sendungen im gleichen Zeitraum um rund 4 l / 2 Millionen ab- 
genommen hatte. 2 ) Von den im Jahre 1907 beförderten 
258 Millionen Briefen des inneren Verkehrs waren 59 Millionen 
Stück oder 22,9 v. H. portofrei, eine jedenfalls recht erheb- 
liche Zahl. 8 ) 

Während im Telegraphenverkehr in Italien früher nur 
einer geringen Anzahl staatlicher Telegramme Gebühren- 
freiheit zustand, ist diese seit dem 1. Juli 1895 sämtlichen 
Staatsdiensttelegrammen eingeräumt. Die Zahl der letzteren 
stieg daher von 967183 Stück im Jahre 1894/95 auf 1078898 
im folgenden Jahre. In der Zeit vom 1. Juli 1907 bis 
30. Juni 1908 betrug bei einer Gesamtzahl von 16367106 Tele- 
grammen diejenige der gebührenfreien 926764 Stück d. s. 5,6 °/ . 4 ) 

Die vereinigten Staaten. 
In den vereinigten Staaten von Nordamerika, wo zahl- 
reiche Portofreiheiten, namentlich für die Abgeordneten und 
höheren Beamten des Kongresses seit alter Zeit bestanden 
hatten, wurden diese Privilegien in den Jahren 1872/73 auf- 
gehoben. Damit war zunächst ein Übelstand beseitigt, der 
darin bestand, dass nach wiederholten Beobachtungen gerade 
dort die Postanstalten und Eisenbahnkurse zeitweise uner- 
wartet mit nicht zu bewältigenden Massen von portofreien 
Sendungen überschüttet wurden, was unliebsame Stockungen 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrg. 1890, Nr. 9. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrg. 1898, Nr. 20. 

3) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrg. 1909, Nr. 16, S. 506, 507. 

4) Journal Telegraphique, Bern, Jahrg. 1909, Nr. 11, S. 262. 
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des Betriebes zur Folge hatte. Vor allem war aber auch 
der finanzielle Erfolg dieser Massnahme recht bedeutend. 
Schon im letzten Quartal des Rechnungsjahres 1872/73 war 
die Mehreinnahme aus dem Verkauf an Freimarken, Franko- 
Briefumschlägen usw. von 7,8 °/ * m Jahre 1869 auf 35,1 °/ 
gestiegen. Nach den Ausführungen des damaligen Berichts 
der amerikanischen Postverwaltung erwartete man aus der 
Aufhebung der Portofreiheiten eine bedeutende Steigerung 
der Einnahmen, die bei vorsichtiger Schätzung mit über 
2 x / 2 Millionen Dollars in Ansatz gebracht war. *) 

Aber schon im Jahre 1877 wurde trotz des Widerspruchs 
der Postverwaltung die Portofreiheit der Abgeordneten und 
höheren Beamten des Kongresses für alle nicht zu den 
eigentlichen Briefen zählenden Beförderungsgegenstände wieder 
eingeführt. 

Heute geniessen volle Portofreiheit für ein und ab- 
gehende Sendungen die Witwen der Präsidenten in persön- 
lichen Angelegenheiten. Daneben haben alle Beamten der 
Regierung der vereinigten Staaten (nicht aber die Mitglieder 
des Kongresses) das Recht, Briefe, Pakete und andere Gegen- 
stände, die lediglich den Regierungsdienst betreffen, unent- 
geltlich durch die Post befördern zu lassen. Sie müssen sich 
besonders bezeichneter Umschläge bedienen und diese mit 
dem Namen des betr. Departements versehen. 

Endlich können auch noch durch den General-Postmeister 
für landwirtschaftliche Angelegenheiten in gewissem Umfange 
Portofreiheiten eingeräumt werden. 

Nach den Angaben der amerikanischen Postverwaltung 
wird mit der Portofreiheit seitens der Kongressmitglieder 
grosser Missbrauch getrieben, indem diese neben grossen 
Lasten von Büchern, Zeitschriften usw. auch Pflanzen, Sträucher, 
kurz alle erdenklichen Gegenstände zur portofreien Beförder- 
ung einliefern. 2 ) 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1875, Nr. 10, S. 295. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1879, Nr. 12. 
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Von dem im Jahre 1907 im inneren Verkehr der ver- 
einigten Staaten beförderten 6064 Millionen Briefen waren 
314 Millionen Stuck oder 5,2 v. H. portofrei. 1 ) Hinsichtlich 
der übrigen Versendungsgegenstände sind statistische Fest- 
stellangen leider nicht vorhanden. 

Nach dem Verwaltungsbericht des General-Postmeisters 
der vereinigten Staaten für das am 30. Juni 1908 abgelaufene 
Rechnungsjahr schliesst dieses mit einem Fehlbetrage von 
16873223 Dollars ab. Dieser ungewöhnlich hohe Zuschuss, 
der sich 1900 — 1903 noch zwischen 3 und 6 Vi Millionen 
Dollars hielt, wird einmal auf die Stockung im Geschäfts- 
leben, die Erhöhung der Beamtengehälter und den billigen 
Zeitungstarif, dann aber vor allem auf die grosse Ausdehnung 
der Portofreiheiten zurückgeführt. Der hierdurch entstehende 
Einnahmeausfall wird auf 20 Millionen Dollars berechnet, 
sodass schon allein bei Beseitigung der zahlreichen Porto- 
privilegien der Fehlbetrag völlig gedeckt sein würde. 2 ) 

§ 7. Portovergünstigungen. 

Portovergünstigungen für Postsendungen von und an 
Militärpersonen bestehen in zahlreichen fremden Ländern. 

In der Schweiz geniessen alle Briefsendungen und ge- 
wöhnlichen Pakete bis zum Gewichte von 2 kg, die von 
Militärs und Militärbeamten jeden Ranges abgesandt oder an 
dieselben aufgeliefert werden, ebenso die an sie gerichteten 
Geldsendungen jeder Art volle Portofreiheit. Die Sendungen 
von den Militärpersonen müssen zur Kennzeichnung mit dem 
Dienststempel des Truppenteils versehen sein. 

In Österreich (einschl. Bosnien und Herzegowina) ist 
Portofreiheit nur in Kriegszeiten den durch Vermittelung der 
Feldpostanstalten beförderten gewöhnlichen Briefen bis zum 
Gewichte von 70 g, sowie den Postkarten von und an 
Personen des Landheeres und der Marine zugebilligt. Auch in 



1) Postarchiv von 1909, Nr. 16, S. 506/507. 

2) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1909, Nr. 19, S. 634ff. 
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Ungarn besteht in Kriegszeiten für den persönlichen Schrift- 
wechsel der Militärpersouen unbeschränkte Portofreiheit. 

In Frankreich, wo den Angehörigen des Landheeres 
und der Kriegsmarine früher nur in Kriegszeiten gewisse 
Portoermässigungen zugestanden waren, haben die Militär- 
personen vom Unteroffizier abwärts jetzt das Recht, monatlich 
2 einfache Briefe nach dem Inland, Algerien, Tunis und den 
französischen Kolonien portofrei abzusenden. Die Frankierung 
der Sendungen erfolgt unter Benutzung besonderer Freimarken 
durch die Militärbehörde. 

In Schweden können die Land- und Seesoldaten vom 
Unteroffizier abwärts in Kriegs- und Friedenszeiten, sofern 
sie sich auf schwedischem Gebiet befinden, monatlich einmal 
einen ein- oder zweifachen Brief portofrei nach Hause senden. 
Das Porto wird vom Truppenteil der Post erstattet. 

In Italien unterliegen Briefe bis zum Gewicht von 15 g 
an Angehörige des Heeres und der Kriegsmarine vom Unter- 
offizier abwärts einem um 10 centesimi ermässigten Porto. 1 ) 

In Grossbritannien wird im Verkehr zwischen England 
und überseeischen Orten für Briefe bis zum Gewicht von 
1 / 2 Unze von und an Soldaten des Landheeres bis, zum Unter- 
offizier aufwärts, sowie von und an Matrosen der Kriegs- 
marine im Frankierungsfalle nur ein Porto von 1 d (statt 
des Weltpostvereinsportos von 2*/ 2 d) erhoben. Bei den 
durch Vermittelung der Marineschiffsposten beförderten Briefen 
erstreckt sich die Vergünstigung auch auf die Offiziere. 
Ferner unterliegen die Briefe für Offiziere und Mannschaften 
keiner Nachsendungsgebühr. Heute, wo England im Verkehr 
mit fast allen seinen Kolonien den Pennytarif (1 d für die 
Unze) besitzt, hat diese aus alter Zeit herrührende Porto- 
ermässigung keine besondere Bedeutung mehr. 

In den Vereinigten Staaten werden die von den 
aktiven Unteroffizieren und gemeinen Soldaten bezw. Matrosen 



1) Das gewöhnliche Porto beträgt im Frankierungsfalle 20 centes., 
im Nichtfrankierungsfalle 30 centes. 
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abgesandten anfrankierten Briefe, sofern sie vom Truppen- 
teil entsprechend bezeichnet sind, nur mit dem gewöhnlichen 
Porto für den einfachen Brief belegt. 

Das gleiche Verfahren besteht in Belgien für die an 
die unteren Angehörigen des Heeres gerichteten ßriefsend- 
ungen. 1 ) 

In einigen Ländern geniessen die Militärpersonen nur 
in Eriegszeiten gewisse Portovergünstigungen, während in 
anderen solche Vorrechte weder in diesem Falle noch in Friedens- 
zeiten den Heeresangehörigen eingeräumt sind. 

Wir haben gesehen, dass auch im Auslande Portoprivi- 
legien im Postverkehr, sei es in Gestalt einer gänzlichen 
Befreiung von den Gebühren oder einer Ermässigung derselben 
in bestimmten Fällen, überaus zahlreich bestehen. Sie sind, 
wie auch bei uns, aus den historischen Verhältnissen heraus- 
gewachsen und dementsprechend zu beurteilen. Wenn wir 
von den Portovergünstigungen der Militärperspnen absehen, 
so zeigt sich allenthalben das Bestreben der einzelnen Ver- 
waltungen, diese Ausnahmen von den allgemeinen Tarifen 
tunlichst zu beseitigen oder doch einzuschränken, wie wir es 
in gleicher Weise in Deutschland vorfinden. 

Hinsichtlich des Telegraphenverkehrs, soweit er im Aus- 
lande von staatlicher Hand betrieben wird, habe ich erschöpfende 
Angaben über die Gebührenfreiheiten nicht erlangen können. 
Für die Beurteilung der hier zur Erörterung stehenden Fragen 
erscheint mir dies aber unerheblich. Bei diesem verhält- 
nissmässig noch jungen Verkehrsmittel haben, wie bei uns, 
solche Ausnahmen angesichts der im Postbetriebe gemachten 
Erfahrungen nur in entsprechend geringem Umfange Eingang 
gefunden. Meist sind nur die eigentlichen Diensttelegramme, 
zum Teil auch die metereologischen Telegramme von der Ge- 
bührenentrichtung befreit, während ausserdem die Press- 
telegramme vielfach einem ermässigten Tarif unterliegen. Von 

1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1884, Nr. 2, S. 37, 
Jahrgang 1902, Nr. 22, S. 707. 
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einem nennenswerten Einfluss auf das finanzielle Erträgnis der 
Verwaltungen kann daher bei ihnen kaum die Rede sein. 

IV. Kritik. 

Porto- und Gebührenfreiheiten sowie Portovergünsti- 
gungen beruhen im deutschen Reich auf Gesetz und Ver- 
ordnung. Eine Erweiterung dieser Privilegien über den 
gegenwärtigen Rahmen hinaus würde nur im Wege des Ge- 
setzes möglich sein, l ) bei der heutigen Zusammenstellung der 
politischen Parteien in der Volksvertretung aber schwerlich 
die Zustimmung der letzteren finden. 

Bei den Portoermässigungen für die Personen des Militär- 
standes und der Kriegsmarine ist dem Kaiser, als dem Bundes- 
Präsidium das Recht vorbehalten, diese Vergünstigungen 
aufzuheben oder einzuschränken. 2 ) Die Vereinbarung von 
Portopauschsummen mit Staatsbehörden stellt ein der Post- 
verwaltung gesetzlich eingeräumtes Recht dar, von dem sie 
mithin nach eigenem Befinden mehr oder weniger Gebrauch 
machen kann bzw. das sie überhaupt nicht auszuüben braucht. 

Portofreiheiten und Vergünstigungen sind als Ausnahmen 
von dem Grundsatz der Allgemeingültigkeit der Post- und 
Telegraphentarife in ihrer finanziellen Wirkung, die wir auf 
26,4 Millionen Mark jährliche Mindereinahme berechneten, von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung für die Höhe der privat- 
wirtschaftlichen Einnahmen des Reichs und damit für die 
Gestaltung der Reichsfinanzen überhaupt. 

Diesem Umstände verdanken denn auch die alljährlich 
bei den Etatsberatungen in Parlament und Presse wieder- 
kehrenden Angriffe gegen die Postverwaltung wegen der 
Portofreiheiten usw. zumeist ihre Entstehung, die neuerdings 
in dem Verlangen nach mehr „kaufmännischer Arbeit in dem 
grossen Reichsbetriebe" gipfeln. Für die Wissenschaft ent- 
steht die Frage, ob jene Einrichtungen der heutigen Auffassung 
von der finanziellen Behandlung des Post- und Telegraphen- 

1) Portofreiheitsgesetz § 10, Telegraphengesetz § 7. 

2) Portofreiheitsgeaetz § 5. 
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Wesens in staatlicher Hand entsprechen, ob sie volkswirtschaft- 
lich zu rechtfertigen sind oder ob und inwieweit anf ihre 
Einschränkung oder Beseitigung im Interesse der Allgemein- 
heit Bedacht zu nehmen sein wird. 

Ohne Zweifel hat der Staat als Inhaber staatlicher Er- 
werbsanstalten vermöge der' diesen eigentümlichen besonderen 
Natur zwischen dem Streben nach finanziellem Ertrag und der 
Wahrung des öffentlichen Interesses ein Gleichgewicht her- 
zustellen. Wie dieses Ziel zu erreichen ist, lässt sich allgemein 
nicht sagen. Die geltende Ansicht in der Volkswirtschaft 
geht jedoch dahin, dass eine rein fiskalische Behandlung des 
Verkehrswesens ebensowenig angemessen erscheint, als ein 
Verzicht auf Überschüsse. 1 ) Von den nach A. Wagner in 
Frage kommenden Verwaltungsprinzipien 2 ) scheiden hiernach 
für Post und Telegraphie als ungeeignet aus das Prinzip der 
reinen Staatsausgabe oder des freien Genussgutes und das 
reine Regalitäts- oder Besteuerungsprinzip. Es kann nicht 
zweifelhaft sein, dass Post- und Telegraphie, so sehr sie 
allgemeine Kulturaufgaben erfüllen, doch ganz besonders 
den persönlichen und geschäftlichen Interessen einzelner 
Bevölkerungsklassen zu gute kommen, dass daher das 
erstere Prinzip zu einer Erhöhung der Steuern und damit 
zu einer sehr ungleichmässigen Belastung der Bevölkerung 
führen würde, während im anderen Falle die Betonung des 
rein fiskalischen Standpunktes von der Benutzung der Ver- 
kehrsanstalten abschrecken und damit einen Bückgang herbei- 
führen würde. Es bleibt also die Wahl zwischen dem Gebühren- 
und dem rein gewerblichen (privatwirtschaftlichen) Prinzip, 
bei welchen einerseits das Streben nach vollständiger Kosten- 
deckung vorherrscht, andererseits rein oder überwiegend die Ge- 
winnung von Einnahmen Endzweck der staatlichen Tätigkeit ist. 

Im allgemeinen wird keins der genannten Verwaltungs- 
prinzipien ein für allemal als für die Post und Telegraphen- 
Verwaltung geeignet zu bezeichnen sein, wie denn in der 

1) Eheberg, Finanzwissenschaft, 9. Aufl., Leipzig 1908, S. 101. 

2) A. Wagner, Finanzwissenschaft, Band I, S. 478. 
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Praxis überhaupt meist auch schon die beiden letzteren Prinzipien 
oft ineinander übergehen. Als erstrebenswert wird für den Be- 
trieb der Post und Telegraphie anzusehen sein, wenn die 
Einnahmen nicht nur die laufenden Kosten des Betriebes 
decken sowie die Verzinsung und Amortisation des aufgewendeten 
Kapitals bewirken, sondern auch' einen angemessenen Über- 
schuss ergeben. 1 ) Eine gewisse Hervorkehrung des Erwerbs- 
standpunktes würde sich schliesslich bei der Paket- und Per- 
sonenpost rechtfertigten lassen, weil diese Zweige nicht nur 
im allgemeinen Verkehrsinteresse, sondern in Konkurrenz mit 
der Privatindustrie betrieben werden zum Zwecke besserer 
Ausnutzung der Betriebseinrichtungen und zur Erzielung 
finanzieller Überschüsse. 2 ) 

Eine unentgeltliche Darbietung von Leistungen im Post- 
und Telegraphenverkehr, wie sie die Porto- und tiebühren- 
freiheiten darstellen, wird somit vom Standpunkte der Theorie 
zu verwerfen sein als eine Belastung der übrigen Bevölkerung, 
die zur vollen Eigenkostendeckung auch dieser Leistungen 
unmittelbar herangezogen wird. Es ist aber zu berücksichtigen, 
dass diese Einrichtungen aus den geschichtlich gewordenen 
Verhältnissen herausgewachsen sind und dass wir Ähnliches 
bei fast allen Kulturstaaten in mehr oder weniger grossem 
Umfange wiederfinden. 

Was zunächst die Portofreiheit der regierenden Fürsten, 
ihrer Angehörigen und Hofhaltungen angeht, so ist sie ein 
historisch überkommenes Ehrenrecht, welches bei den Verhand- 
lungen, die wegen Überlassung des Postwesens im Jahre 1867 
und später stattgefunden haben, mit in den Kreis der Ver- 
tragsverhandlungen gezogen worden ist. Die Beibehaltung 
dieses Ehrenrechts in dem bestehenden Umfange hat beim 
Abschluss der Verträge eine der Voraussetzungen gebildet, 
unter denen die fürstlichen Kontrahenten in die Abtretung 
des Postrechts an Preussen und damit mittelbar an das deutsche 



1) Eheberg, a. a. 0. S. 105. 

2) Zu vgl. Artikel „Post" im Wörterbuch der Volkswirtschaft 2. AÜ., 
Bd. n, S. 645, Jena 1907. 
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Keich gewilligt haben. Wenn mithin das Portofreiheitsgesetz 
vom Jahre 1869 und das zu seiner Einführung erlassene 
Reglement den Umfang dieses Ehrenrechts in seiner noch 
heute geltenden Form festgesetzt haben, so ist das nicht als 
eine einfache gesezliche Massregel anzusehen. Das Gesetz hat 
vielmehr nur die voraufgegangenen Verhandlungen bestätigt. 
Von diesem Gesichtspunkte muss daher eine nachträgliche 
Aufhebung der fürstlichen Privilegien Bedenken begegnen. 

Andererseits ist aber nach den Beobachtungen der Er- 
fahrung nicht zu verkennen, wie vielfach Ausstände insofern 
hervorgetreten sind, dass in Angelegenheiten der Fürstlichen 
Vermögensverwaltungen, insbesondere seitens der Pächter von 
Krongütera in unrichtiger Ausdehnung des gewährten Vorrechts 
Sendungen persönlicher Art und in den mit der Wirtschafts- 
führung, dem Gewinn und Absatz der Produkte verbundenen 
Angelegenheiten unter portofreier Bezeichnung zur Aufgabe 
gelangt sind. Auch über Missbrauch der Portofreiheit bei 
Gewerbebetrieben der regierenden Fürsten, wie Molkereien, 
Zuckerfabriken und dergleichen wiederholen sich ständig die 
Klagen der Volksvertreter im deutschen Reichstage. 

Erst bei den Verhandlungen des Reichstags über den 
Postetat im März 1909 sind wieder eine Reihe von Fällen 
zur Sprache gekommen, in denen ein Missbrauch der Porto- 
freiheit stattgefunden haben soll. Insbesondere wurde be- 
mängelt, dass fürstliche Meiereien Butterpakete in grösserer 
Zahl portofrei zum Versand brächten. Die Postverwaltung 
werde ferner besonders dadurch benachteiligt, dass ihr 
zur unentgeltlichen Beförderung Sendungen von grossem 
Umfange (Wild usw.), deren Fortschaffung sonst Sache der 
Eisenbahn sei, zugeführt würden. Man beklagte es, dass 
den Fürsten auf diese Weise Vorteile gewährt würden, die 
häufig zu geschäftlichen Zwecken Verwendung finden. 
Man war darin einig, dass solche Vorkommnisse ungünstig 
wirken müssten, dass es der Stellung eines Fürsten nicht 
entspreche, geradezu in einen Wettbewerb mit anderen Ge- 
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Werbetreibenden einzutreten, 1 ) da durch ein derartiges Ver- 
fahren gewisse Kreise geschädigt wurden, wenn ihre Konkur- 
renten auf diese Weise eine nicht gerechtfertigte wirtschaft- 
liche Überlegenheit ausnützten. 

Aus der regelmässigen Wiederkehr dieser Klagen wird 
nicht mit Unrecht zu folgern sein, dass Ausstände in Wirk- 
lichkeit vorgelegen haben, dass von der Portofreiheit ohne 
Wissen der Fürsten seitens ihrer Beamten hier und da ein 
Gebrauch gemacht wird, der keineswegs einwandfrei ist und 
von dem man nur wünschen kann, dass er nachdrücklich 
Abstellung findet. Der Staats-Sekretär des Reichs-Postamts 
führte damals den Anschuldigungen gegenüber aus, dass 
überall, wo menschliche Einrichtungen vorhanden seien, auch 
Versehen vorkommen könnten und es sei ohne Zweifel, dass 
von den unteren Beamten manchmal etwas getan werde, was 
die Berechtigten nicht billigen könnten. 2 ) Die Fürsten haben 
dann auch — nach Angabe der Vertreter der Postverwal- 
tung — sich bereit erklärt, das ihnen zustehende Recht, 
Gegenstände in geschäftlichem Vertriebe portofrei zu ver- 
schicken, ruhen zu lassen. Erzeugnisse von Meiereien, Gärt- 
nereibetrieben usw. werden daher jetzt nicht mehr portofrei 
versandt, wenigstens soll es nicht mehr geschehen. 8 ) 

Es handelt sich bei dem beklagten Missbrauch aber 
nicht allein um die zum Verkauf gelangenden Waren aus 
gewerblichen Unternehmungen der Fürsten, sondern auch 
um den Betrieb der Hofhaltungen. Hier gebe es, so führte 
der Abgeordnete Gothein aus, Misstände, die durch den 
bisherigen Verzicht nicht getroffen werden. Manche Hof- 



1) Abgeordneter Dr. Freiherr von Hertling in der Sitzung vom 
8. März 1909, Stenographische Berichte der „Blätter für Post und Tele- 
graphie" Jahrgang 1909, Nr. 22 e, S. 124. 

2) Staatssekretär Kraetke in der Sitzung vom 4. März 1909, a. a. 0. 
Nr. 22 b, S. 25. 

3) Zu vgl. auch die gleiche Erklärung des früheren Unterstaats- 
sekretärs im Reichsschatzamt Sydow bei den Etatsberatungen im Februar 1902 
(Archiv für Post und Telegraphie, Jahrg. 1902, Nr. 6, S. 161 ff.). 
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haltttngen sollen den einzelnen Lieferanten, mit denen sie in 
Verbindung stehen, eine Anzahl von Formularen usw. zu- 
senden, unter deren Benutzung diese ihre sämtlichen Sendungen 
portofrei an die Hofhaltung schicken. Mineralwässer, die 
sonst in grossen Kisten als Frachtgut der Bahn zu übergeben 
seien, würden als Postpaket versendet und alles, was sonst 
mit der Eisenbahn gehen würde, befördere hier die Post. 1 ) 

Der Abgeordnete Erzberger brachte einen Fall vor, wo 
ein Teppich von 2 1 /* m Länge als „Posteinschreibsendung" 
verschickt worden sei. Der Teppich habe, weil der nächste 
Eisenbahnzug selbst keine offene Post hatte, dann noch durch 
das Eisenbahnpersonal befördert werden müssen. Auch soll 
der Sarg eines verstorbenen Fürsten portofrei versandt 
worden sein. 2 ) 

Dem Verfasser selbst ist von einwandfreier Seite mit- 
geteilt worden, wie erst kürzlich ein Kgl. Theater bei Ver- 
gebung einer technischen Lieferung an eine Hallesche Ma- 
schinenfabrik ausdrücklich die Firma darauf hingewiesen habe, 
dass alle in dieser Angelegenheit entstehenden Sendungen 
unter „Kgl. Angelegenheit" portofrei abzusenden seien. Es 
steht ausser Zweifel, dass ein solcher Missbrauch die Billigung 
der privilegierten Fürsten nicht finden könnte. Die Behörde 
selbst tritt derartigen Auswüchsen auch stets entgegen. Sie 
findet auch bei den zuständigen Stellen volle Bereitwilligkeit, 
Missbräuche abzustellen, wie auch das betr. Porto stets nach- 
träglich entrichtet wird. 

Nach Lage der Verhältnisse kann es, wie schon erwähnt 
wurde, nicht wohl in Frage kommen, die fürstlichen Porto- 
privilegien einfach durch Gesetz zu beseitigen. Den regierenden 
Fürsten steht diese Vergünstigung als Ehrenrecht zu. Eine 
Einschränkung desselben etwa in der Weise anzustreben, dass 
die Sendungen der einzelnen Herrscher nur innerhalb des 
jeweils in Frage kommenden Bundesstaats oder ihrer früheren 
Landespostverwaltung unentgeltliche Beförderung erhielten, 



1) Abgeordneter Gothein in der Sitzung vom 8. März 1909, a. a. 0. S. 126. 

2) Abgeordneter Erzberger, a. a. 0. S. 124. 
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ist gleichfalls aasgeschlossen. Neben den staatsrechtlichen 
Bedenken einer solchen Massnahme verbietet ein solches 
Vorgehen der einheitliche Betrieb der Eeichspost und die 
praktische Undurchführbarkeit dieses Vorschlages. 

Nachdem aber die Fürsten sich bereit erklärt haben, 
auf das Portovorrecht, soweit ihre Wirtschaftsbetriebe in 
Frage kommen, zu verzichten, wäre es doch wünschenswert, 
dass die Postverwaltung sich mit den Fürsten in Verbindung 
setzt und tatsächlich eine Regelung der Portofreiheit fürst- 
licher Häuser herbeiführt, wonach durch Gesetz die Aus- 
dehnung des Privilegs auf wirtschaftliche Betriebe derselben 
verhindert wird. In diesem Sinne hat auch der Reichstag: 
im vorigen Jahre eine Resolution angenommen, die eine 
Regelung dahin erstrebt, dass den Fürsten nahegelegt 
werde, in eine anderweite Abgrenzung der ihnen zu- 
stehenden Portofreiheit einzutreten und zwar ausdrücklich in 
dem Sinne, dass die Fürsten nicht in einen Wettbewerb mit 
den Gewerbetreibenden eintreten und damit auf Grund ihrer 
bevorzugten Stellung einen Vorrang vor der Allgemeinheit 
besitzen. *) 

Die Verwaltung wird aber ihrerseits durch häufige 
Eontrollen darüber zu wachen haben, dass Missbräuche durch 
die untergeordneten Organe dauernd ausgeschlossen oder 
doch auf ein möglichst geringes Mass beschränkt bleiben. 
Wenn hiernach gegen die Beibehaltung der personlichen 
Portofreiheiten für die regierenden Fürsten nichts einzuwenden 
sein möchte, so hindert dies nicht, den freiwilligen Verzicht 
der Privilegierten auf das eingeräumte Vorrecht als wünschens- 
wertes Ziel anzusehen. 

Während die portofreien Postsendungen in den amtlichen 
Veröffentlichungen nicht nach der auf die einzelnen Klassen 
(Fürstlichkeiten, Reichsbehörden usw.) entfallenden Stückzahl 
geschieden sind, ist eine derartige Trennung in gewissem 



1) Verhandlangen des Reichstags in der Sitzung vom 8. März 1909, 
a. a. 0. S. 124. 
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Grade bei den gebührenfreien Telegrammen durchgeführt. 
Wenn nach der Statistik der letzten Jahre (zu vgl. die betr. 
Anlage) etwa 7,5 v. H. aller im Reichs-Telegraphengebiet 
aufgelieferten Telegramme gebührenfrei sind, so ist zu be- 
merken, dass sich darunter rund ö v. H. Telegraphendienst- 
telegramme befinden, für die eine Gebührenzahlung nicht 
wohl in Frage kommen kann. Hinsichtlich der gebührenfreien 
Beförderung der übrigen 2,5 v. H. ist anzuführen, dass deren 
grösster Teil auf Militär-, Marine- und Reichsbehörden ent- 
fällt, die Beibehaltung der Gebührenfreiheit für die regierenden 
Fürsten dem Reiche mithin keinen wesentlichen Einnahme- 
ausfall verursachen kann. In diesem Sinne möchte ich mich 
umsoweniger für eine Erledigung oder Einschränkung des 
Privilegs der Fürsten im Telegraphen- und Fernsprechverkehr 
aussprechen, als die bei den Portofreiheiten für deren Bei- 
behaltung angeführten Gesichtspunkte auch hier zutreffen. 
Eine ständige Kontrolle der Verwaltung zur Verhütung von 
Missbräuchen bleibt aber auch hier geboten. 

Was die Porto- und Gebührenfreiheit der Militär- und 
Marinebehörden in Marine- und Militärdienstangelegenheiten 
und der Reichsbehörden in Reichsdienstangelegenheiten betrifft, 
so kann in diesem Falle von einer Befreiung von der Zahlungs- 
p flicht im juristischen Sinne nicht gesprochen werden, da 
die Zahlung doch nur eine Leistung des Reichsfiskus an sich 
selbst wäre. 1 ) Tatsächlich wird aber die Postverwaltung 
von allen anderen Reichsverwaltungen in Form dieser un- 
vergüteten Leistungen zur Miterfüllung von Aufgaben heran- 
gezogen, die ihr organisationsmässig nicht zufallen. Da der 
grösste Teil der für die Postkasse ausfallenden Einnahmen 
bei anderen Reichsbehörden erspart wird, müsste die Post- 
verwaltung schon im Interesse einer richtigen Darstellung der 
Einzeletats von dieser Last befreit werden, womit dann auch 
ein vollkommen klares Bild von dem wirklichen Erträgnis der 
Reichs-Postverwaltung gegeben wäre. Unbedenklich erscheint 



1) Laband, das Staatsrecht des deutschen Reichs, Bd. DI, S. 91. 
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nur die Beibehaltung der Unentgeltlichkeit für die post- und 
telegraphendienstliche Korrespondenz, die lediglich Betriebs- 
kosten der eigenen Verwaltung darstellt. Alle übrigen Porto- 
und Gebührenfreiheiten von Reichsbehörden könnten m. E. 
unbedenklich wegfallen. Wenn dann eine Einzel-Erhebung 
der Postgefälle nicht ohne Schwierigkeiten durchzusetzen 
wäre, so könnte — ungeachtet der weiter unten gegen die 
Portopauschalierung vorgebrachten Bedenken — immerhin 
die Vereinbarung von Pauschsummen wenigstens für den 
Postverkehr vorerst zu billigen sein. Die vorgeschlagene 
Massregel würde der Postverwaltung neben der erwähnten 
Klarstellung ihres eigentlichen Wirtschaftsergebnisses eine 
erhebliche Mehreinnahme sichern und eine Ersparnis viel 
unnötiger und überflüssiger Arbeit zur Folge haben. 

Gegenüber den Portovergünstigungen der Militärpersonen 
ist ein Verlangen nach deren Beseitigung bisher nicht hervor- 
getreten, auch würde es schwerlich zu rechtfertigen sein. 
Für diese Einrichtung sprechen nämlich, wie bereits früher 
ausgeführt wurde, Gründe der Billigkeit und Zweckmässigkeit. 
Der Verkehr zwischen den Dienstpflichtigen und der Heimat 
bleibt auf diese Weise leichter aufrecht erhalten und den 
Angehörigen wird die Zuwendung wirtschaftlicher Vorteile 
an die Heerespflichtigen erleichtert, was in unserer Zeit von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung ist. Wiederholt hat 
man dagegen in Anregung gebracht, die bestehenden Porto- 
vergünstigungen auch auf die von den Militärpersonen aus- 
gehenden Sendungen auszudehnen, wie es eigentlich nahe- 
liegend und natürlich sei. Wir haben gesehen, dass eine 
derartige Einrichtung schon früher bestanden hat, wegen der 
zahlreichen dabei hervorgetretenen Übelstände und des viel- 
fachen Missbrauchs aber beseitigt wurde. Die notwendige 
Eontrolle, ohne welche ein solches Verfahren nicht ausführbar 
ist, bedeutete damals schon für die Militärverwaltung eine 
grosse Last, ohne einen wirksamen Schutz gegen Missbräuche 
zu bieten. Nach einer z. Zt. stattgehabten Zählung ergaben 



Digitized by 



Google 



~ 105 — 

sich für einen Zeitraum von 4 Wochen 810 Fälle von De- 
fraudation an Porto. 1 ) 

Ohne Zweifel würde ein solcher Missbrauch heute wiederum 
einreissen. 

Schätzungsweise Ermittelungen aber die Zahl der in 
Frage kommenden Sendungen ergaben, dass allein die Ein- 
beziehung der von den Soldaten ausgehenden Briefe unter 
die bestehende Vergünstigung einen Portoausfall von 2 1 /» 
Millionen Mark bewirken würde. Aus diesem Grunde und 
unter Berücksichtigung der früher gesammelten Erfahrungen 
wird daher von einer derartigen Erweiterung der Porto- 
vergünstigungen als einer für das Reich unwirtschaftlichen 
und dem Interesse der Allgemeinheit keineswegs entsprechenden 
Massnahme Abstand zu nehmen, der bisherige Znstand viel- 
mehr beizubehalten sein. 

Die Portoermässigung für die „portopflichtigen Dienst- 
sendungen", bestehend in der Befreiung derselben von dem 
für unfrankierte Briefe festgesetzten Zuschlagporto, bedeutete 
wohl s. Zt. (1871) ein Entgegenkommen gegenüber den Be- 
hörden nach Beseitigung der früheren Portoprivilegien. Die 
Beibehaltung dieser Einrichtung begegnet heute aber erheb- 
lichen Bedenken, sowohl hinsichtlich der bereits erörterten 
finanziellen Seite, wie auch aus betriebstechnischen Gründen. 
Die Einziehung des Portos bei unfrankierten Sendungen ver- 
ursacht wegen der notwendigen Zuschreibung und Verrechnung 
dieser Beträge im Betriebe erhebliche Mehrarbeit und hat 
besondere Kosten im Gefolge. Die Verwaltung hat den 
Grundsatz der Vorausbezahlung des Portos bei Aufgabe der 
Sendungen im Allgemeinen durchgeführt und sucht durch 
Erhöhung der Kosten für unfrankierte Sendungen (Zuschlag- 
porto) die Frankatur in das eigene Interesse der Korrespon- 
dierenden zu legen. Es ist nach den bisherigen Erörterungen 
kein durchschlagender Grund ersichtlich, weshalb dieser Grund" 
satz den portopflichtigen Dienstsendungen gegenüber keine 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang. 1904, Nr. 7, S. 257. 
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Anwendung finden soll. Die Vergünstigung könnte daher 
unbedenklich wegfallen. Die Behörden und Beamten hätten 
dann derartige Sendungen im gegenseitigen Verkehr zu 
frankieren, im Verkehr mit Privatpersonen nach Lage der 
Sache vielleicht auch unfrankiert abzusenden. 

Zur Gewinnung eines Urteils über die Vorzüge und 
Nachteile des Portoablösungsverfahrens ist es zunächst er- 
forderlich, auf die Erhebungsformen der Gebühren, denen 
hier unbedenklich die Postgefälle zuzurechnen sind, näher 
einzugehen. 

Im finanziellen und im Verwaltungs-Interesse sind hier 
mögliebst geringe Erhebungskosten, einfache und sichere 
Kontrollen der Erbebung, im Interesse des Publikums 
Einfachheit und Bequemlichkeit der Erhebungsform neben 
leichter und sicherer Feststellung des schuldigen Betrages 
zu fordern. 

Die Erhebung der Gebühren erfolgt einmal in An- 
knüpfung an die einzelnen Akte der Benutzung öffentlicher 
Anstalten usw. als Einzelgebühr durch bare Entrichtung des 
Betrages oder auch unter Verwendung besonderer Wertstempel 
(Markensystem). Zum anderen kann statt der direkten Ein- 
ziehung der Gebühren in jedem einzelnen Falle bzw. statt 
des Wertstempels auch eine Abfindung für eine ganze Reihe 
von Amtstätigkeiten in Form einer periodischen Gesamt- 
zahlung stattfinden. 1 ) Gerade in neuerer Zeit arbeitet die 
Tarifpolitik vielfach auf eine Ersetzung der Einzelgebühren 
durch Pauschalzahlungen hin, wie dies z. B. bei dem zur 
Zeit geltenden deutschen Fernsprechgebührentarif seinen Aus- 
druck gefunden hat. Zwar finden sich im Postbetriebe 
vereinzelt Pauschvergütungen auf Grund von Stichzählungen, 
so z. B. bei der Entschädigung der Eisenbahnverwaltungen 
für die Beförderung von Poststücken im Einzelgewichte von 
mehr als 10 kg und bei der Gebührenabrechnung mit den 
Eisenbahnverwaltungen über die ausgetauschten Telegramme. 



1) A. Wagner, Finanzwissenschaft, 2. Aufl. II. S. 176, 188, 
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Die Erhebung des Portos usw. aber erfolgt grundsätzlich all- 
gemein in Form der Einzelgebührea 

Die Frage nach Einführung der Barfrankierung hat die 
deutsche Reichspostverwaltung schon längere Zeit eingehend 
erwogen. Sie ist aber zu dem Ergebnis gekommen, dass eine 
Barfrankierung für absehbare Zeit als unzweckmässig angesehen 
werden muss. Sie geht dabei von den folgenden Gründen 
aus. Um Durchstechereien möglichst zu vermeiden, würde es 
notwendig sein, umfangreiche Kontrollapparate anzuschaffen 
und zu bedienen. Dadurch würden für die Verwaltung 
erhebliche Mehrkosten entstehen, die bei dem heute geltenden 
niedrigen Porto nicht wohl auf die Reichskasse übernommen 
werden können. Es muss daher die Verrechnung des Portos 
durch Freimarken als die vollkommenste und sicherste Art 
des Entgeltes dienen, weil in jeder einzelnen Phase des 
Beförderungsweges die ausreichende und richtige Frankierung 
nachzuprüfen ist, während eine barfrankierte Sendung, nach- 
dem sie die erste Station durchlaufen hat, später nicht mehr 
richtig kontrolliert und für sie nicht mehr festgestellt werden 
kann, ob der Betrag für die jeweilige Frankatur richtig ent- 
richtet und verrechnet worden ist. Allerdings hat die bayerische 
Postverwaltung versuchsweise in jüngster Zeit bei zwei Post- 
ämtern die Barfrankierung zur Einführung gebracht, wobei 
das Aufkleben der Freimarken und der dadurch verursachte 
Aufwand an Arbeit und Zeit in Wegfall kommt. Der Ab- 
sender braucht auch seine Massensendungen nicht abzuzählen, 
da die Feststellung der Stückzahl auf Grund von Gewichts- 
ermittelungen unter Aufsicht von Beamten in der Weise 
erfolgt, dass das Gewicht von 20 Stück oder einem Vielfachen 
von zwanzig ermittelt und sodann auf Grund dieser Fest- 
stellungen die Stückzahl der ganzen Auflieferung berechnet 
wird, wobei etwaige Bruchteile als ganze Sendung gelten. 1 ) 



1) In den ersten zehn Tagen des Bestehens dieser für München und 
Nürnberg bei je einem Postamt getroffenen Einrichtung wurden in 
München 200000 Sendungen zur Barfrankierung aufgegeben, so dass auf 
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Im allgemeinen erfolgt aber heute durchweg die Ver- 
rechnung des Portos bei jeder einzelnen Sendung durch Ver- 
wendung von Wertzeichen. Nur für den Postverkehr der 
Staatsbehörden hat das Portofreiheitsgesetz vom Jahre 1869 
die Pauschalierung der aufkommenden Portobeträge zugelassen, 
ein Verfahren, das seitdem, wie wir bereits feststellten, mehr 
und mehr in Aufnahme gekommen ist. 

Nach den für die Gebührenerhebung allgemein mass- 
gebenden Gesichtspunkten bietet das Portoablösungsverfahren 
zunächst gewisse Vorteile. Für die Absender fällt die Be- 
rechnung der Portosätze bei den einzelnen Sendungen und 
die Frankierung mit Wertzeichen weg, an ihre Stelle tritt 
lediglich die Bedruckung der Sendungen mit einem die Porto- 
ablösung anzeigenden Stempel, eine Erleichterung, die umso 
grösser zu veranschlagen ist, je umfangreicher sich der Post- 
verkehr gestaltet. Dieser Umstand ist, wie schon an früherer 
Stelle ausgeführt wurde, nach den Motiven zum Portofreiheits- 
gesetz insbesondere dafür massgebend gewesen, der Postver- 
waltung das Recht auf Vereinbarung von Portopauschsummen 
mit Staatsbehörden einzuräumen. Für die Verwaltung er- 
möglicht das Verfahren eine Vereinfachung der Kontrolle, da 
die Prüfung hinsichtlich der richtigen Frankatur und der 
Gültigkeit der Postwertzeichen wegfällt. Auch bedarf es 
durchweg nur einer einmaligen Bedruckung der Gegenstände 
mit dem Aufgabestempel, während dies bei Verwendung mehrerer 
Postwertzeichen nicht der Fall sein würde, womit die Be- 
handlung der Sendungen im Postbetriebe in gewisser Hinsicht 
sich einfacher und weniger zeitraubend gestaltet. Schliesslich 
ist zu berücksichtigen, dass die Kosten für Herstellung und 
Vertrieb der Postwertzeichen in Wegfall kommen. 

Bei den Einzelgebühren ergibt sich in finanzieller Be- 
ziehung der grosse Vorzug einer absoluten Sicherung des Em- 



den Tag 20000 Stück entfallen. Die Abstemplung erfolgt durch eine 
Maschine, die in der Minute 5—600 Postsachen stempelt. Es wird ab- 
zuwarten sein, wie das Verfahren sich bewähren wird. 
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ganges der tarifmässigen Beträge, dem allerdings der Nach- 
teil eines grösseren Eontrollwesens gegenübersteht. Kann 
man die Höhe des Pauschalbetrages richtig bestimmen, nament- 
lich eine ungerechte und Andere direkt oder indirekt verletzende 
Begünstigung verhüten, so ist im Interesse beider Teile eine 
solche Pauschalierung wohl zu empfehlen, weil sie Er- 
leichterungen bietet und eine mehr oder weniger grosse Kosten- 
ersparnis gestattet, ohne den Verkehr dabei zu stören. 

Die erste Voraussetzung zum Abschluss solcher Abkommen 
ist daher in — Übereinstimmung mit den mehrfach erwähnten 
Gesetzesmotiven — darin zu sehen, dass vor Abschluss derartiger 
Vereinbarungen genaue Ermittelungen über den Umfang der 
von der Behörde abgehenden Sendungen angestellt werden 
müssen, und dass ein solches Abkommen überhaupt nur dann 
getroffen werden kann, wenn festgestellt ist, dass der Korre- 
spondenzverkehr der betr. Behörde im allgemeinen ein dauernd 
gleichmässiger ist. • 

Der Zeitraum der Ermittelungen wird jedes Mal besonders 
vereinbart, er nmfasste bei Abschluss des Abkommens mit der 
preussischen Staatsregierung ein Jahr, während sonst nur 
zumeist für drei Monate Aufzeichnungen geführt werden. Für 
die Beteiligten besteht nun die Möglichkeit, sich während der- 
Zählperiode möglichste Zurückhaltung in der Auflieferung von 
Postsendungen aufzuerlegen, um den aufkommenden Portobetrag 
niedrig zu gestalten. Die Postverwaltnng ist nicht in der 
Lage, in dieser Beziehung eine Kontrolle auszuüben und 
darüber zu wachen, dass z. B. Sendungen in grösserer Zahl, 
die sonst als verschlossene Briefe Beförderung erhalten, in 
der Ermittelungszeit entweder als Drucksachen zur Einlief erung 
gelangen oder überhaupt bis zum Ablauf der Zählperiode 
zurückgehalten werden, bzw. dass auf andere Weise der 
Versuch einer Herabdrückung der Portosumme gemacht wird. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass ein derartiges Verfahren in 
der Praxis häufig Anwendung gefunden hat, und ohne Zweifel 
haben die Behörden mit wenigen Ausnahmen der Porto- 
ermittelung eine wenig freundliche Haltung entgegengebracht. 
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Weiterhin erscheint es mir auch sehr zweifelhaft, ob in 
unserer heutigen Zeit bei den Behörden und den einzelnen 
an der Portoablösung beteiligten nachgeordneten Stellen 
ein wirklich gleichmässiger Postverkehr durchweg voraus- 
gesetzt werden kann. Es ist denn auch bei Festsetzung 
der Portopauschsumme für die preussische Staatsregierung, 
deren Postverkehr nicht unerhebliche Portosummen erfordert, 
ein Betrag für eintretende Verkehrssteigerung hinzugerechnet 
worden. Es fehlt aber hier eine auch nur annähernd zuver- 
lässige Grundlage zur Beurteilung des Umfanges einer solchen 
Verkehrszunahme* 

Wenn aber eine zuverlässige Festeilung der tatsächlich 
aufkommenden Portobeträge usw. nicht zu erreichen ist, wenn 
die verabredete Pauschsumme nicht den tatsächlichen Leistungen 
der Verkehrsanstalten gerecht wird und den Behörden unan- 
gebrachte Vorteile zufliessen, so kann die Beibehaltung des 
Verfahrens, ungeachtet der sonst damit verbundenen Er- 
leichterungen, nicht gebilligt werden. Ganz besonders aber 
bietet das Portoablösungsverfahren noch insofern Bedenken, 
als es für die an dem Verfahren teilnehmenden Beamten allzu 
menschlich erscheint, den Ablösungsvermerk auch zur An- 
. Wendung zu bringen, wo es nicht gerechtfertigt ist, wie bei 
Sendungen, die teils dienstliche, teils private Angelegenheiten 
betreffen oder gar ganz persönlicher Natur sind. Auch in 
dieser Beziehung sind bei den vorjährigen Parlamentsverhand- 
lungen Misstände vorgebracht worden. So sollen seitens eines 
Landrates Wahlaufrufe im Sinne einer bestimmten politischen 
Partei als verschlossene Schreiben unter dem Ablösungsver- 
merk zur Versendung gebracht worden sein. In gleicher 
Weise bezeichnete Briefe eines Landrats sollen einen Aufruf 
einer bestimmten Partei zum Bezüge einer bestimmten Zeitung 
sowie eine Anzahl von Bestellscheinen enthalten haben. l ) Die 
Postbehörde ist wegen des Briefgeheimnisses gar nicht in der 
Lage, eine Eontrolle bei verschlossenen Sendungen auszuüben, 



1) Stenographische Berichte der Blätter für Post und Telegraphie, 
Jahrgang 1909, Nr. 22e, S. 125. 
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sie hat sie lediglich unbeanstandet zu befördern. Solcher Miss- 
brauch, der die Reichskasse schädigt, muss daher in den meisten 
Fällen unentdeckt bleiben. 

Geht die Postverwaltung dazu über, Porto - Pausch- 
abkommen nicht mehr abznschliessen, so wird auch damit eine 
nicht unbedeutende Hebung ihrer finanziellen Erträgnisse m. E. 
verbunden sein. 

Schlussbetrachtung. 

Werfen wir zum Schluss einen Rückblick auf den be- 
handelten Gegenstand, so sehen wir, dass die deutsche Post 
sich zwar der überaus zahlreichen Portofreiheiten aus früheren 
Zeiten entledigt hat, dass aber gleichwohl noch heute im 
Post- und Telegraphenverkehr nicht unerhebliche Porto- und 
Gebührenprivilegien bestehen, deren Einschränkung und Be- 
seitigung m. E. der weiteren Entwickelung vorbehalten ist. 

Auch das Ausland hat zum grossen Teile das Prinzip 
der AUgemeingültigkeit der Porto- und Gebührentarife seiner 
staatlichen Verkehrsanstalten noch nicht durchzuführen vermocht, 
wir finden dort sogar in dieser Beziehung Einrichtungen, die 
weit über das Mass der bei uns bestehenden Privilegien 
hinausgehen. 

Ohne Zweifel sind letztere aber von nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung für die Rentabilität der Postverwaltungen. 
Zur besseren Beurteilung der deutschen Verhältnisse mögen 
daher die Finanzergebnisse der hauptsächlichsten Postver- 
waltungen hier noch kurze Erwähnung finden. 

Zu den Ländern, deren Postverwaltung Zuschüsse aus den 
allgemeinen Staatsmitteln erheischte, gehören vor allem die 
vereinigten Staaten mit einem Fehlbetrage für 1907 von über 
32 Millionen Franken, ein Ergebnis, das nach den früheren 
Feststellungen zum grössten Teil auf die ausgedehnten Porto- 
freiheiten zurückzuführen ist. — Auch in Österreich hat es 
eines Zuschusses von 2 bis 3 Millionen Kr. bedurft. Hervor- 
gerufen wird dieses Ergebnis aber dadurch, dass die kost- 
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spieligen Telegraphen- und Fernsprechanlagen nicht aus 
Anleihemitteln, sondern aas den Einnahmen der Postverwaltung 
zu bestreiten sind. Immerhin werden auch hier die zahl- 
reichen Porto- und Gebührenprivilegien das finanzielle Er- 
gebnis ungünstig beeinflussen. 

Die ertragfähigste Postverwaltung ist mit einem Über- 
schuss von rund 126 Millionen Franken diejenige von Gross- 
britannien. Zu berücksichtigen bleibt hier neben dem Umstand, 
dass die Telegraphie meist in den Händen von Privatgesell- 
schaften liegt, noch die Erscheinung, dass die englische Postver- 
waltung verschiedene wenig einträgliche Dienstzweige, wie wir 
sie in Deutschland besitzen, nicht betreibt und dass als Ein- 
nahme auch diejenigen Beträge rechnen, welche die Behörden 
für die portofreien Sendungen hätten entrichten müssen, wenn 
die Portofreiheit nicht bestände. An zweiter Stelle steht 
merkwürdiger Weise die russische Post mit einem Überschuss 
von 124 Millionen Franken, eine Erscheinung, die auf das 
hohe Porto (7 Kopeken oder rund 15 Pf. für jedes Lot 
= 12 8 / 4 g bei Briefen), auf das Fehlen von Landbestellein- 
richtungen und die schlechte Bezahlung des Personals zurück- 
zuführen ist. An dritter Stelle folgt nach der Höhe der 
Überschüsse Deutschland mit 67 Millionen Franken (im 
Jahre 1907), dann Frankreich mit 42 und Japan mit 27 
Millionen Franken Überschuss. 1 ) Verhältnismässig grosse 
Überschüsse erzielen ausserdem Italien mit 20 Millionen, 
Spanien mit 18 1 I 2 , Ungarn mit 17, Belgien mit 16 V 2 und 
die kleine Schweiz mit fast 4 Millionen Franken oder nahezu 
8°/ der Einnahme, womit sie im Verhältnis mit Deutschland 
gleichsteht. 

Das finanzielle Ergebnis der Reichs-Post- und Tele- 
graphenverwaltung, deren Überschüsse trotz der Porto- und 
Gebührenfreiheiten usw., von 11782080 Mark im Jahre 1900 
auf 59271686 Mark im Jahre 1906 gestiegen waren und 



1) Archiv für Post und Telegraphie, Jahrgang 1909, Nr. 16, S. 511. 
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1908 die Höhe von 82047043 Mark erlangt haben, 1 ) kanü 
daher als ein recht erfreuliches bezeichnet werden. Geht die 
Reichsregierang bei den Porto- und Gebührenprivilegien in 
der von mir für zweckmässig erachteten Weise vor, so wird 
dem Reich dadurch noch eine nicht unerhebliche Einnahme- 
vermehrung erwachsen, die heute — auch nach Abschluss 
der sogenannten Reichsfinanzreform — nur zu begrüssen wäre. 



1) Zu vgl die Poststatistik der betr. Jahre. 
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Anlage 1 



Verzeichnis 

derjenigen Vereine usw., denen in bestimmtem Umfange 

Portofreiheit im Jahre 1847 

auf anbestimmte Zeit bewilligt war. 



1. Die Akademie gemeinnütziger Wissenschaften in Erfurt. 

2. Der Altmärkische Verein für vaterländische Geschichte 
und Industrie in Salzwedel. 

3. Der .Apotheker- Verein im nördlichen Deutschland. 

4. Der Apotheker-Verein in der Gegend von Kreuznach. 
ö. Die Archäologische Sozietät in Rom. 

6. Die Deutsche Gesellschaft in Berlin. 

7. Der entomologische Verein in Stettin. 

8. Der forstliche Lesezirkel im Regierungsbezirk Minden. 

9. Die Gesellschaft für nordische Altertumskunde in Kopen- 
hagen. 

10. Die Gesellschaft nützlicher Forschungen in Trier. 

11. Der Hennebergische altertumsforschende Verein in Mei- 
ningen. 

12. Die Kaiserl. Leopoldinisch-Karolinische Akademie der Na- 
turforscher in Breslau. 

1 3. Der Leseverein für Tierarzt eira Regierungsbezirk Merse- 
burg. 

14. Der medizinische-pharmazeutische Lesezirkel von Pommern. 

15. Die militärische Gesellschaft für militärisch-wissenschaft- 
liche Vorträge in Berlin. 

16. Die naturforschende Gesellschaft in Danzig. 
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17. Die naturforschende Gesellschaft in Görlitz. 

18. Der naturwissenschaftliche Verein in Posen. 

19. Die naturwissenschaftliche Sektion der Schlesischen Ge- 
sellschaft für vaterländische Kultur in Breslau und deren 
Klasse für Geschichte und Kunst. 

20. Die numismatische Gesellschaft in Berlin. 

21. Die Ober-Lausitzische Gesellschaft der Wissenschaften in 
Görlitz. 

22. Der pharmazeutische Lesezirkel für Ostpreussen. 

23. Die physikalische Gesellschaft in Berlin. 

24. Der rheinisch-westfälische Schulmänner- Verein. 

25. Der Thüringisch-Sächsische Verein für Erforschung des 
vaterländischen Altertums in Halle. 

26. Der Verein für Altertumskunde in Birkenfeld. 

27. Der Verein für Geschichte der Mark Brandenburg in 
Berlin. 

28. Der Verein für Geschichte und Altertum Schlesiens in 
Breslau. 

29. Der Verein für Geschichte und Altertumskunde Westfalens 
in Paderborn und Münster. 

30. Der Verein zur Beförderung der Pommerschen Geschichts- 
und Altertumskunde in Stettin und Greifswald. 

31. Der Verein von Altertumsfreunden im Rheinlande zu 
Bonn. 

32. Der Verein für Geschichte und Altertumskunde in Wetzlar. 

33. Der Verein für Eisenbahnkunde in Berlin. 

34. Der Verein für die Fauna der Provinz Preussen zu Königs- 
berg (Pr.). 

35. Der Verein für wissenschaftliche Kritik in Berlin. 

36. Der Verein für Wissenschaft und Kunst zu Königs- 
berg (Pr.). 

37. Der Herausgeber des Rustschen Magazins für die gesamte 
Heilkunde in Berlin. 
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38. Der Geh. Regierungsrat und Ober-Bibliothekar Dr. Pertz 
in Berlin. 

39. Die Kunstvereine in Berlin, Breslau, Cleve, Cöln, Danzig, 
Düsseldorf, Halberstadt, Halle, Königsberg (Pr.), Magde- 
burg, Münster, Posen, Potsdam, Stettin, Stralsund. 

40. Die Vereine für den Cölner Dombau in Bonn, Cöln, Coblenz, 
Arnsberg, Berlin, Breslau, Essen, Düsseldorf, Hamm, Hersei, 
Magdeburg, Mühlheim (Rhein), Münster, Paderborn, Stettin, 
Trier. 

41. Die Allensteiner Kreiskorporation als Unternehmerin von 
Meliorations-Anlagen in Wartenburg. 

42. Der Gartenbauverein in Erfurt. 

43. Die Gesellschaft für Meliorationen des Obrabruches in der 
Provinz Posen. 

44. Die Gewerbe-Vereine in Berlin, Erfurt, Elbing, Königs- 
berg (Pr.), Sagan sowie diejenigen in den Landratskreisen 
der Provinz Westfalen. 

45. Die landwirtschaftlichen Zentralvereine und deren Zweig- 
vereine, zahlreiche Vereine zur Beförderung der Wald- 
Konservation, Weinkultur und des Seidenbaus. 

46. Die Vereine für Pferdezucht, Pferdedressur und Tierschau 
in Anklam, Berlin, Breslau, Düben, Düsseldorf, Frankfurt 
(Oder), Hamm, Magdeburg, Münster, Posen, Prenzlau, 
Stargard, Stralsund, Templin, Trachenburg, Cleve, Rees, 
Duisburg, Trakehnen. 

47. Die Haupt-Bibelgesellschaft in Berlin und deren überaus 
zahlreiche Tochtergesellschaften. 

48. Die christlichen Vereine im nördlichen Deutschland. 

49. Der evangelische Missionsverein in Berlin. 

50. Die religiösen Frauenvereine. 

51. Die evangelische Bruder-Unität zu Herrnhut und Gnadau. 

52. Die Gesellschaften für die protestantischen Deutschen in 
Nordamerika zu Langenberg, Elberfeld und Barmen. 
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53. Das Institut der barmherzigen Schwestern zu Düsseldorf. 

54. Die märkische Missions-Gesellschaft in Overdyk b. Bochum. 

55. Der Missions- Verein in Berlin nnd dessen Hilfsvereine. 

56. Die Pastoral-Hilfsgesellschaft zn Berlin. 

57. Die Rheinischen Missions-Gesellschaften und zahlreiche 
andere religiöse Vereine. 

58. Die Mässigkeits- und Enthaltsamkeits-Gesellschaften in 
den preusischen Staaten. 

59. Der Frauen-Sittenverein in Berlin, 

60. Überaus zahlreiche Wohltätigkeitsvereine und Anstalten 
sowie Privat- Versicherungsanstalten. 
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Anlage 8 



Verzeichnis 

derjenigen Staatsbehörden, mit welchen 
Vereinbarungen wegen Feststellung einer Pauschal- 
summe für Porto- usw. Beträge getroffen sind. 

(Nach dem Stande von 1909.) 



1. Das Herzoglich Sächsische Staatsministerium in Meiningen. 

2. Das Egl. Direktorium des Potsdamschen grossen Militär- 
Waisenhauses in Berlin. 

3. Das Grossherzoglich Mecklenburgische Finanzministerium 
in Schwerin. 

4. Das Grossherzoglich Mecklenburgische Staatsministerium 
in Neustrelitz. 

5. Das Grossherzoglich Hessische Staatsministerium in Darm- 
stadt.*) 

6. Die Fürstlich Lippische Regierung in Detmold. 

7. Das Fürstlich Schwarzburgische Ministerium in Rudolstadt. 

8. Das Fürstlich Schaumburg- Lippische Ministerium in 
Bückeburg. 

9. Das Herzoglich Sächsische Staatsministerium in Gotha« 
10. -Der Landesdirektor der Fürstentümer Waldeck und Pyr- 
mont in Arolsen und das Oberlandesgericht in Kassel für 
die Sendungen der Justizbehörden in den Fürstentümern 
Waldeck und Pyrmont. 

11. Das Fürstlich Eeussische Ministerium (Reuss j. L.) in Gera. 

12. Das Herzoglich Anhaltische Staatsministerium in Dessau. 



*) Der mit dem Grossherzoglich Hessischen Staatsministerium ab- 
geschlossene Portoablösungsvertrag tritt mit dem 1. Juli 1910 ausser Kraft. 
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13. Der Generaldirektor des Thüringischen Zoll- und Steuer- 
vereins in Erfurt. 

14. Die Fürstlich Reuss-Plauische Landesregierung (Beuss ä. L.) 
in Greiz. 

15. Das Grossherzoglich Sächsische Staatsministerium in 
Weimar. 

16. Die Grossherzoglich Badische Staatsregierung in Karls- 
ruhe (Baden). 

17. Das gemeinschaftliche Thüringische Oberlandesgericht in 
Jena. 

18. Die Oberstaatsanwaltschaft des gemeinschaftlichen Thü- 
ringischen Oberlandesgerichts in Jena. 

19. Das kaiserliche Ministerium für Elsass-Lothringen in 
Strassburg (Eis.). 

20. Der Kurator der Grossherzoglich und Herzoglich Säch- 
sischen Gesamt-Universität in Jena. 

2 h Die Kgl. Preussische Staatsregierung. 

22. Das Fürstlich Schwarzburgische Ministerium in Sonders- 
hausen. 

23. Die Grossherzoglich Oldenburgische Regierung des Fürsten- 
tums Birkenfeld. 

24. Die Bremische Staatsregierung. 

25. Das Herzoglich Sächsische Ministerium in Altenburg (S. A.). 

26. Das Herzoglich Braunschweig-Lüneburgische Staats-Mini- 
sterium in Braunschweig. 

Anmerkung: Die angegebenen Nummern sind von den obersten 
Behörden und den nachgeordneten Behörden usw. bei der Bezeichnung 
der Sendungen anzuwenden. 
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Anlage 3 



Bestimmungen 

über Portofreiheiten, die auf besonderen, 

mit einzelnen Regierungen oder Postverwaltungen 

abgeschlossenen Verträgen oder Übereinkommen 

beruhen. 



I. Portofreiheiten in Postdienstangelegenheiten. 

Der auf den Postdienst bezügliche, zwischen den Post- 
verwaltungen vorkommende amtliche Schriftwechsel ist im 
Verkehr mit allen fremden Ländern portofrei. 

Ausserdem werden unentgeltlich befördert: 

a) im Verkehre zwischen den Ländern des Weltpost- 
vereins, die dem besonderen Übereinkommen betr. 
Austausch von Wertbriefen usw. beigetreten sind, 
die postdienstlichen Wertbriefe zwischen den Post- 
verwaltungen unter sich und mit dem Internationalen 
Bureau in Bern; 

b) im Verkehre zwischen den Ländern des Weltpost- 
vereins, die dem Übereinkommen betr. den Post- 
anweisungsdienst beigetreten sind, die dienstlichen 
Postanweisungen zwischen den beteiligten Post- 
verwaltungen; 

c) die Postanweisungen 'zur Berichtigung der Ab- 
rechnung über den Postbezug von Zeitungen und 
Zeitschriften zwischen den beteiligten Ländern. 

II. Kriegsgefangenen-Sendungen. 
Im Verkehr mit dem Ausland werden gebührenfrei 
befördert Briefsendungen, die für Kriegsgefangene bestimmt 
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sind oder von ihnen abgesandt werden oder die sich auf 
Kriegsgefangene beziehen und unmittelbar oder mittelbar von 
den Auskunftsstellen über Kriegsgefangene aufgeliefert werden 
oder für sie bestimmt sind. 

III. Portofreiheiten in Zollvereinssachen. 

Der gesamte amtliche Schriftwechsel in den gemeinschaft- 
lichen Zollangelegenheiten zwischen den Behörden und Be- 
amten der Vereinsstaaten wird im ganzen Umfange des Zoll- 
vereins (mit Einschluss von Luxemburg) im Brief und Paket- 
verkehr portofrei befördert. 

IV. Portofreiheiten im Verkehr mit 
Oesterreich-Ungarn. 

Zwischen dem Reichspostgebiet und Oesterreich-Ungarn 
gelangen unentgeltlich zur Beförderung: 

a) der Schriftwechsel zwischen den Mitgliedern der 
beiderseitigen Regentenfamilien, und zwar ohne 
Beschränkung auf ein bestimmtes. Gewicht. Den 
Mitgliedern der Regentenfamilien werden in Bezug 
auf die Portofreiheit für Briefsendungen die Mit- 
glieder des Fürstlich Thurn- und Taxisschen Hauses 
gleichgestellt; 

b) der Schriftwechsel in Post- und Telegraphendienst- 
Angelegenheiten; 

c) die dienstlichen Sendungen zwischen den Postbe- 
hörden und Postanstalten untereinander. 

V. Verkehr mit der Schweiz. 

Im Verkehr zwischen Deutschland und der Schweiz ge- 
messen die den Postdienst betreffenden Brief postgegenstände 
und Paketsendungen zwischen den Postverwaltungen uod 
Dienstsellen Portofreiheit. 
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VI. Verkehr mit Luxemburg. 

Im Verkehre zwischen dem Reichspostgebiet und Luxem- 
burg werden portofrei befördert: 

a) die unter I und III bezeichneten Sendungen; 

b) Pakete mit und ohne Wertangabe in Postdienst - 
Angelegenheiten. 
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Lebenslauf. 



Am 14. August 1876 wurde ich als jüngster Sohn des 
Eisenbahnsekretärs Toberg und seiner Gattin geb. Frins zu 
Witten (Ruhr) geboren. Von Ostern 1886 ab besuchte ich 
das Kaiser Wilhelm-Gymnasium zu Aachen und später das 
Gymnasium zu Crefeld, das ich Ostern 1895 mit dem Zeugnis 
der Reife verliess, um mich zunächst ein Jahr lang dem 
Studium der Rechts- und Staatswissenschaften an den Univer- 
sitäten zu Bonn und Berlin zu widmen. Im Frühjahr 1896 
trat ich als Anwärter für die höhere Laufbahn (Posteleve) 
in den Dienst der Reichspost. Nach dreijähriger Ausbildung 
legte ich die erste Prüfung ab und bestand am 13. Dezember 1902 
vor dem Prüfungsrat des Reichs-Postamts in Berlin die höhere 
Verwaltungsprüfung für Post- und Telegräphie. Während 
meiner Tätigkeit als Ober-Postpraktikant bei der Kaiser- 
lichen Ober-Postdirektion in Halle setzte ich an der Universität 
daselbst meine Studien fort. 

Das examen rigorosum bestand ich in Halle am 24. Juni 1 910. 
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Vergleichende 

über die Zahl und Gewicht der beförderten portofreien Pakete 



5 






Stückzahl 








der portopflicht 


igen 


der 


portofreien 




Pakete ohne 


Pakete mit 


Briefe mit 


Pakete ohne 


Pakete mit 


Briefe mit 


"13 


Wertgabe 


Wertangabe 


Wertangabe 


Wertangabe 


Wertangabe 


Wertangabe 


1887 


74 029 538 


1 365 658 


5 674 863 


1 819 761 


285 491 


492 816 


1888 


78 002 473 


1 459 464 


5 896 150 


1 914 972 


265 030 


466 022 


1889 


83 018 142 


1 528 274 


6 182 712 


2 053 631 


279 209 


486 556 


1890 


86 849 991 


1 509 064 


6 339 358 


1 967 835 


323 345 


487 276 


1891 


90 425111 


1 514 255 


6 362 355 


2 177 535 


303 479 


494 286 


1892 


94 852 763 


1 482 830 


6 347 832 


2 274 508 


321 122 


505 084 


1893 


98 647 567 


1 497 297 


6 346 074 


2 376 188 


290 965 


509 754 


1894 


102 683 267 


1 557 844 


6 357 124 


2 537 781 


287 336 


524 448 


1895* 


108 984 626 


1 541 028 


6 502 080 


2 610 382 


346 407 


505 646 


1896 


115 465 867 


1 557 180 


6 662110 


2 620 216 


365 332 


606 049 


1897 


122 081 481 


1 571 059 


6 900 693 


2 884 604 


409 874 


611 378 


1898 


128 266 534 


1 645 230 


7 142 920 


2 982 120 


406 194 


642 664 


1899 


135 125 894 


1 695 082 


6 675 376 


2 891 655 


404 551 


566 196 


1900 


138 276 553 


1 705 430 


6 596 436 


3 075 160 


482 826 


525 956 


1901 


141 372 669 


1 664 221 


6 418 188 


3 348 821 


492 022 


476 267 


1902 


147 908 413 


1 676 803 


6 278 483 


3 326 646 


511626 


478 559 


1903 


153 670 210 


1 730 658 


6 281115 


3 435 893 


* 539 276 


"467187 


1904 


159 644233 


1 846 244 


6 328 016 


3 221 034 


470 647 


464 567 


1905 


167 324 791 


1 886 018 


6 439 756 


3 378 652 


481 537 


471 420 


1906 


173 392 820 


1 929 516 


6 585 257 


3 418 428 


516 300 *• 


447 960 • 


1907 


. 179 536 528 


2 046 061 


6 816 109 


3 244 972 


503 320 


392 179 


1908 


188 055 765 


2106 173 


6 764 521 


3 396 120. 


517 789, 


.387 954 , 



1) Nach den Ermittelungen von 1904 (Statistik von 1905, S. 28). 
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Übersicht 

und Wertsendungen innerhalb des Reichs-Postgebiets. 



Anlage 5. 



Dur chnit 
der portopflichtigen 


tage wicht 

der portofreien 


Es wurden portofrei befördert 
von der Gesamtzahl der 


Pakete ohne 

Wertangabe 

kg 


Pakete mit 

Wertangabe 

kg 


Pakete ohne 

Wertangabe 

kg 


Pakete mit 

Wertangabe 

kg 


Pakete ö. 

Wertang. 

Prozent 


Pakete m. 

Wertang. 

Prozent 


Briefe nu 

Wertang. 

Prozent 


4,0 


3,4 


5,4 


6,5 


2,4 


17,3 


8,0 


4,0 


3,1 


5,2 


6,4 


2,3 


13,5 


7,0 


4,0 


3,2 


6,0 


7,0 


2,3 


15,4 


7,0 


4,0 


3,2 


6,4 


7,2 


2,3 


14,5 


6,9 


4,0 


3,2 


6,4 


7,2 


2,3 


14,5 


6,9 


3,9 


3,3 


6,1 


7,0 


2,3 


15,5 


7,0 


4,0 


3,3. 


6,4 


5,9 


2,3 


13,9 


7,0 


4,0 


3,1 


6,4 


6,1 


2,3 


13,2 


7,2 


4,0 


3,1 


6,0 


6,8 


2,3 


16,0 


6,8 


4,0 


3,2 


6,3 


6,7 


2,1 


16,5 


7,8 


4,0 


3,4 


6,2 


7,6 


2,2 


18,2 


7,6 


4,0 


3,3 


6,2 


6,9 


2,2 


17,2 


7,7 


4,0 


3,2 


6,6 


7,0 


2,0 


16,5 


7,2 


4,0 


3,4 


6,7 


7,7 


2,1 


19,5 


6,8 


4,0 


3,2 


6,8 


10,2 


2,2 


20,4 


6,5 


4,0 


3,5 


6,9 


9,3 


2,1 


20,8 


6,6 


3,9 


3,1 


7,0 


9,9 


2,2 


23,7 


6,9 


3,9 


3,4 


6,7 


10,3 


1,9 


20,5 


6,8 


3,9* 


3,4* 


6,7* 


10,3* 


1,9 


20,3 


6,8 


4,0 


3,7 


6,4 


8,1 


1,9 


21,1 


6,3 


3,9 


3,4 


5,9 


8,8 


1,7 


19,7 


5,4 


3,9 


3,4 


5,9 


8,8 


1,7 


19,7 


5,4 



Digitized by 



Google 



Über- 

über die Gesamtzahl der im deutschen Reichs-Telegraphengebiet 



Kalender- 


Von den aufgegebenen Telegrammen waren 


Von den gebührenfreien 


jahr 


gebührenpflichtig 


gebührenfrei 


Beichsdienst-Telegramme 




Stück 


Prozent 


Stück 


Prozent 


Stück 


Prozent 


1887 


15 048 404 


96,24 


588420 


3,76 


315 613 


2,02 


1888 


16 719 040 


95,96 


704 948 


4,04 


401 259 


2,30 


1889 


17 963 186 


95,44 


857 211 


4,56 


462 214 


2,46 


1890 


18 672 074 


95,22 


937 337 


4,78 


536 213 


2,73 


1891 


20 837 049 


95,33 


1 020 523 


4,67 


562 813 


2,58 


1892 


21 960 098 


95,29 


1 087 317 


4,71 


608 844 


2,64 


1893 


23 122 762 


94,70 


1 294 127 


5,30 


691 006 


2,83 


1894 


23 459 017 


94,39 


1 393 646 


5,61 


727 391 


2,93 


1895 


25 473 363 


94,42 


1505 846 


5,58 


798 647 


2,96 


1896 


26172 418 


94,45 


1 537 260 


5,55 


787 205 


2,84 


1897 


27 878 059 


94,12 


1 742 186 


5,88 


894 938 


3,02 


1898 


29 591 838 


94,18 


1 844 912 


5,87 


885 758 


2,82 


1899 


31 126 263 


93,94 


2 007 741 


6,06 


980 057 


2,96 


1900 


32 059 251 


93,35 


2 283 914 


6,65 


1 051 914 


3,06 


1901 


31 403 244 


93,30 


2 253 844 


6,70 


955 093 


2,84 


1902 


31 292 448 


93,55 


2 156 752 


6,45 


898 310 


2,69 


1903 


31 979 051 


93,45 


2 242 354 


6,55 


1 025 399 


3,00 


1904 


32 861 389 


93,20 


2 397 960 


6,80 


1 019 906 


2,89 


1905 


34 672 746 


92,72 


2 721 478 


7,28 


1 158 753 


3,10 


1906 


36 224 337 


92,54 


2 922 071 


7,46 


1 068 703 


2,72 


1907 


36 622 945 


92,43 


3 000 803 


7,57 


999 747 


2,52 


1908 


36 059 156 


92,31 


3 002 652 


7,69 


1 033 923 


2,65 



* Seit 1905 enthalt die Statistik darüber keine Angaben mehr. 



Digitized by 



Google 



sieht 



Anlage 6. 



aufgegebenen gebührenpflichtigen und gebührenfreien Telegrammen. 



Telegrammen waren 

Telegraphendienst- 
Telegramme 


Eisenbahndienst- 
Telegramme 


Durchschnittliche Ein- 
nahme für ein gebühren- 
pflichtiges Telegramm 
inneren Verkehrs. 


Stück 


Prozent 


Stück 


Prozent 


Mk. 


Pfg. 


272 206 


1,74 


601 


0,01 


— 


82 


303144 


1,74 


545 


0,00 


— 


81 


393 153 


2,09 


1844 


0,01 


— 


84 


400 072 


2,04 


1052 


0,01 


— 


83 


457 217 


2,09 


493 


0,00 


— 


68 


477 646 


2,07 


827 


0,00 


— 


67 


602 326 


2,47 


795 


0,00 


— • 


67 


€63 507 


2,67 


2 748 


0,01 


— 


65 


700 187 


2,59 


7 012 


0,03 


— 


67 


742 004 


2,68 


8 051 


0,03 


— 


65 


833 937 


2,82 


13 311 


0,04 


— 


66 


940 186 


2,99 


18 968 


0,06 


— 


65 


1 023 265 


3,09 


4419 


0,01 


— 


66 


1 226 638 


3.57 


5 362 


0,02 


— 


66 


1 293 594 


3,84 


5 157 


0,02 


— 


66 


1 254 137 


3,75 


4 305 


0,01 


— 


66 


1 210 048 


3,54 


6 907 


0,02 


— 


65 


1 372 120 


3,89 


5 934 


0,02 


— 


67 


1 556 695 


4,16 


6 030 


0,02 


— 


* 


1 851 588 


4,73 


6 780 


0,02 


— 


— 


1 988 522 


5,02 


12 534 


0,03 


— 


— 


1 964 351 


5,03 


4 378 


0,01 


— 


— 
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